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KAPITEL |
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand und Ziele

@ Diese Verordnung enthélt VVorschriften zum Schutz natlrlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien VVerkehr solcher Daten.

(@) Diese Verordnung schiitzt die Grundrechte und Grundfreiheiten nattrlicher Personen und
insbesondere deren Recht auf Schutz personenbezogener Daten.

3 Der freie Verkehr personenbezogener Daten in der Union darf aus Griinden des Schutzes
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten weder eingeschrénkt
noch verboten werden.

Artikel 2
Sachlicher Anwendungsbereich

Q) Diese Verordnung gilt fur die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten sowie fir die nichtautomatisierte Verarbeitung
personenbezogener Daten, die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert
werden sollen.
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(2)

@)

(4)

Diese Verordnung findet keine Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener

Daten

a)  im Rahmen einer Tétigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts
fallt,

b)  durch die Mitgliedstaaten im Rahmen von Tatigkeiten, die in den
Anwendungsbereich von Titel V Kapitel 2 EUV fallen,

c)  durch natirliche Personen zur Ausubung ausschlieBlich personlicher oder familiarer

Tatigkeiten,

d)  durch die zustdndigen Behdrden zum Zwecke der Verhutung, Ermittlung,
Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung,
einschliellich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren fir die 6ffentliche
Sicherheit.

Fir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen, Amter
und Agenturen der Union gilt die Verordnung (EG) Nr. 45/2001. Die Verordnung (EG)

Nr. 45/2001 und sonstige Rechtsakte der Union, die diese Verarbeitung personenbezogener
Daten regeln, werden im Einklang mit Artikel 98 an die Grundsatze und Vorschriften der

vorliegenden Verordnung angepasst.

Die vorliegende Verordnung lasst die Anwendung der Richtlinie 2000/31/EG und speziell
die Vorschriften der Artikel 12 bis 15 dieser Richtlinie zur Verantwortlichkeit der

Vermittler unberihrt.
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1)

)

@)

Artikel 3

Raumlicher Anwendungsbereich

Diese Verordnung findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten,
soweit diese im Rahmen der Téatigkeiten einer Niederlassung eines Verantwortlichen oder
eines Auftragsverarbeiters in der Union erfolgt, unabhéngig davon, ob die Verarbeitung in

der Union stattfindet.

Diese Verordnung findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten von
betroffenen Personen, die sich in der Union befinden, durch einen nicht in der Union
niedergelassenen Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter, wenn die Datenverarbeitung

im Zusammenhang damit steht

a)  betroffenen Personen in der Union Waren oder Dienstleistungen anzubieten,

unabhéangig davon, ob von diesen betroffenen Personen eine Zahlung zu leisten ist;

b)  das Verhalten betroffener Personen zu beobachten, soweit ihr Verhalten in der Union

erfolgt.

Diese Verordnung findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch einen nicht in der Union niedergelassenen Verantwortlichen an einem Ort, der

aufgrund Volkerrechts dem Recht eines Mitgliedstaats unterliegt.
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Artikel 4

Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck:

1. "personenbezogene Daten" alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder
identifizierbare natirliche Person (im Folgenden "betroffene Person™) beziehen; als
identifizierbar wird eine natlrliche Person angesehen, die direkt oder indirekt,
insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer
Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren
besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen,
physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen

Identitat dieser natirlichen Person sind;

2. "Verarbeitung" jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgefuhrten VVorgang
oder jede solche VVorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie das
Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpassung oder
Veranderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch
Ubermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder
die Verkniipfung, die Einschréankung, das Léschen oder die Vernichtung;

3. "Einschrankung der Verarbeitung" die Markierung gespeicherter personenbezogener Daten

mit dem Ziel, ihre kiinftige Verarbeitung einzuschrénken;

4. "Profiling" jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die darin
besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte
personliche Aspekte, die sich auf eine natirliche Person beziehen, zu bewerten,
insbesondere um Aspekte bezuglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit,
personliche Vorlieben, Interessen, Zuverlassigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder

Ortswechsel dieser naturlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen;
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5. "Pseudonymisierung™ die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die
personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusatzlicher Informationen nicht mehr einer
spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden konnen, sofern diese zusétzlichen
Informationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen
MaRnahmen unterliegen, die gewéhrleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht einer

identifizierten oder identifizierbaren naturlichen Person zugewiesen werden;

6. "Dateisystem" jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach
bestimmten Kriterien zugénglich sind, unabhéngig davon, ob diese Sammlung zentral,
dezentral oder nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet gefihrt

wird;

7. "Verantwortlicher" die natirliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder
.andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen tiber die Zwecke und Mittel der
Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet; sind die Zwecke und Mittel
dieser Verarbeitung durch das Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten vorgegeben,
so kdnnen der Verantwortliche beziehungsweise die bestimmten Kriterien seiner
Benennung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen

werden;

8. "Auftragsverarbeiter” eine natlrliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder

andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet;

9. "Empféanger" eine natlrliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder andere
Stelle, denen personenbezogene Daten offengelegt werden, unabhangig davon, ob es sich
bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht. Behdrden, die im Rahmen eines bestimmten
Untersuchungsauftrags nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten
maoglicherweise personenbezogene Daten erhalten, gelten jedoch nicht als Empféanger; die
Verarbeitung dieser Daten durch die genannten Behorden erfolgt im Einklang mit den

geltenden Datenschutzvorschriften gemal den Zwecken der Verarbeitung;
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10.

11.

12.

13.

14.

"Dritter" eine nattrliche oder juristische Person, Behorde, Einrichtung oder andere Stelle,
aufler der betroffenen Person, dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und den
Personen, die unter der unmittelbaren Verantwortung des Verantwortlichen oder des

Auftragsverarbeiters befugt sind, die personenbezogenen Daten zu verarbeiten;

"Einwilligung" der betroffenen Person jede freiwillig flir den bestimmten Fall, in
informierter Weise und unmissverstéandlich abgegebene Willensbekundung in Form einer
Erklarung oder einer sonstigen eindeutigen bestatigenden Handlung, mit der die betroffene
Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden

personenbezogenen Daten einverstanden ist;

"Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten™ eine Verletzung der Sicherheit, die
zur Vernichtung, zum Verlust oder zur Veranderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtméafig,
oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu
personenbezogenen Daten fiihrt, die Gbermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise

verarbeitet wurden;

"genetische Daten" personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen genetischen
Eigenschaften einer natirlichen Person, die eindeutige Informationen uber die Physiologie
oder die Gesundheit dieser natiirlichen Person liefern und insbesondere aus der Analyse

einer biologischen Probe der betreffenden natlrlichen Person gewonnen wurden;

"biometrische Daten™ mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezogene
Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen einer
natlrlichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natiirlichen Person

ermoglichen oder bestatigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten;
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15. "Gesundheitsdaten” personenbezogene Daten, die sich auf die korperliche oder geistige
Gesundheit einer natlrlichen Person, einschliellich der Erbringung von
Gesundheitsdienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen tber deren
Gesundheitszustand hervorgehen;

16. "Hauptniederlassung"

a) im Falle eines Verantwortlichen mit Niederlassungen in mehr als einem
Mitgliedstaat den Ort seiner Hauptverwaltung in der Union, es sei denn, die
Entscheidungen hinsichtlich der Zwecke und Mittel der Verarbeitung
personenbezogener Daten werden in einer anderen Niederlassung des
Verantwortlichen in der Union getroffen und diese Niederlassung ist befugt, diese
Entscheidungen umsetzen zu lassen; in diesem Fall gilt die Niederlassung, die
derartige Entscheidungen trifft, als Hauptniederlassung;

b)  im Falle eines Auftragsverarbeiters mit Niederlassungen in mehr als einem
Mitgliedstaat den Ort seiner Hauptverwaltung in der Union oder, sofern der
Auftragsverarbeiter keine Hauptverwaltung in der Union hat, die Niederlassung des
Auftragsverarbeiters in der Union, in der die Verarbeitungstatigkeiten im Rahmen
der Tatigkeiten einer Niederlassung eines Auftragsverarbeiters hauptséchlich
stattfinden, soweit der Auftragsverarbeiter spezifischen Pflichten aus dieser
Verordnung unterliegt;

17. "Vertreter" eine in der Union niedergelassene naturliche oder juristische Person, die von
dem Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter schriftlich geméalR Artikel 27 bestellt wurde
und den Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in Bezug auf die ihnen jeweils nach
dieser Verordnung obliegenden Pflichten vertritt;
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18. "Unternehmen" eine natdrliche und juristische Person, die eine wirtschaftliche Tatigkeit
ausubt, unabhéangig von ihrer Rechtsform, einschliel3lich Personengesellschaften oder

Vereinigungen, die regelmaRig einer wirtschaftlichen Téatigkeit nachgehen;

19. "Unternehmensgruppe” eine Gruppe, die aus einem herrschenden Unternehmen und den
von diesem abhéngigen Unternehmen besteht;

20. "verbindliche interne Datenschutzvorschriften” Manahmen zum Schutz
personenbezogener Daten, zu deren Einhaltung sich ein im Hoheitsgebiet eines
Mitgliedstaats niedergelassener Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter verpflichtet im
Hinblick auf Datenlibermittlungen oder eine Kategorie von Datenubermittlungen
personenbezogener Daten an einen Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter derselben
Unternehmensgruppe oder derselben Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame

Wirtschaftstétigkeit austben, in einem oder mehreren Drittlandern ;

21. "Aufsichtsbehdrde™ eine von einem Mitgliedstaat gemaR Artikel 51 eingerichtete

unabhéngige staatliche Stelle;

22. "betroffene Aufsichtsbehorde™ eine Aufsichtsbehorde, die von der Verarbeitung

personenbezogener Daten betroffen ist, weil

a)  der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter im Hoheitsgebiet des

Mitgliedstaats dieser Aufsichtsbehorde niedergelassen ist,

b)  diese Verarbeitung erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen mit Wohnsitz

im Mitgliedstaat dieser Aufsichtsbehdrde hat oder haben kann oder

c) eine Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehdrde eingereicht wurde;
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23. "grenzlberschreitende Verarbeitung" entweder

a)  eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten von
Niederlassungen eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der
Union in mehr als einem Mitgliedstaat erfolgt, wenn der VVerantwortliche oder
Auftragsverarbeiter in mehr als einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, oder

b)  eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tatigkeiten einer
einzelnen Niederlassung eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in
der Union erfolgt, die jedoch erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen in
mehr als einem Mitgliedstaat hat oder haben kann;

24, "maligeblicher und begriindeter Einspruch™ einen Einspruch im Hinblick darauf, ob ein
Verstol’ gegen diese Verordnung vorliegt oder nicht oder ob die beabsichtigte MaRnahme
gegen den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter im Einklang mit dieser
Verordnung steht, wobei aus diesem Einspruch die Tragweite der Risiken klar hervorgeht,
die von dem Beschlussentwurf in Bezug auf die Grundrechte und Grundfreiheiten der
betroffenen Personen und gegebenenfalls den freien Verkehr personenbezogener Daten in

der Union ausgehen;

25. "Dienst der Informationsgesellschaft” eine Dienstleistung im Sinne des Artikels 1
Nummer 1 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europdischen Parlaments und
des Rates®;

26. "internationale Organisation" eine volkerrechtliche Organisation und ihre nachgeordneten

Stellen oder jede sonstige Einrichtung, die durch eine zwischen zwei oder mehr Léndern
geschlossene Ubereinkunft oder auf der Grundlage einer solchen Ubereinkunft geschaffen

wurde.

! Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. September

2015 tber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der
Vorschriften fur die Dienste der Informationsgesellschaft (ABI. L 241 vom 17.9.2015, S. 1).
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KAPITEL Il
GRUNDSATZE

Artikel 5

Grundsatze fir die Verarbeitung personenbezogener Daten

(@) Personenbezogene Daten miissen

a)

b)

d)

auf rechtmaRige Weise, nach Treu und Glauben und in einer fir die betroffene
Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden ("RechtmaRigkeit, Verarbeitung

nach Treu und Glauben, Transparenz");

fiir festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und durfen nicht in
einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden;
eine Weiterverarbeitung flr im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, fur
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder fur statistische Zwecke
gilt gemaR Artikel 89 Absatz 1 nicht als unvereinbar mit den urspriinglichen

Zwecken ("Zweckbindung™);

dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das fur die Zwecke der

Verarbeitung notwendige MaR beschrénkt sein ("Datenminimierung™);

sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle
angemessenen Malinahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im
Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverziglich geléscht

oder berichtigt werden ("Richtigkeit™);
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)

1)

in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen
nur so lange ermdglicht, wie es fur die Zwecke, fiir die sie verarbeitet werden,
erforderlich ist; personenbezogene Daten dirfen langer gespeichert werden, soweit
die personenbezogenen Daten vorbehaltlich der Durchfuihrung geeigneter technischer
und organisatorischer Malinahmen, die von dieser Verordnung zum Schutz der
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person gefordert werden, ausschlieRlich fir im
offentlichen Interesse liegende Archivzwecke oder flr wissenschaftliche und
historische Forschungszwecke oder fur statistische Zwecke gemaf Artikel 89

Absatz 1 verarbeitet werden ("Speicherbegrenzung™);

in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der
personenbezogenen Daten gewadbhrleistet, einschlieBlich Schutz vor unbefugter oder
unrechtmaBiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter
Zerstorung oder unbeabsichtigter Schadigung durch geeignete technische und

organisatorische MaBnahmen ("Integritat und Vertraulichkeit™);

Der Verantwortliche ist fiir die Einhaltung des Absatzes 1 verantwortlich und muss dessen

Einhaltung nachweisen konnen ("Rechenschaftspflicht™).

Artikel 6
RechtmaRigkeit der Verarbeitung

Die Verarbeitung ist nur rechtmaBig, wenn mindestens eine der nachstehenden

Bedingungen erfullt ist:

a)

Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden

personenbezogenen Daten fiir einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben;
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b)

d)

f)

die Verarbeitung ist fir die Erflllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die
betroffene Person ist, oder zur Durchfiihrung vorvertraglicher Malinahmen

erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen;

die Verarbeitung ist zur Erftllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der
der Verantwortliche unterliegt;

die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen

Person oder einer anderen natiirlichen Person zu schiitzen;

die Verarbeitung ist fir die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im
oOffentlichen Interesse liegt oder in Austibung 6ffentlicher Gewalt erfolgt, die dem

Verantwortlichen ibertragen wurde;

die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen
oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten
erfordern, Gberwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei der betroffenen Person

um ein Kind handelt.

Unterabsatz 1 Buchstabe f gilt nicht fur die von Behérden in Erfullung ihrer Aufgaben

vorgenommene Verarbeitung.

2 Die Mitgliedstaaten kdnnen spezifischere Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung

der Vorschriften dieser Verordnung in Bezug auf die Verarbeitung zur Erflllung von

Absatz 1 Buchstaben ¢ und e beibehalten oder einfiihren, indem sie spezifische

Anforderungen fiir die Verarbeitung sowie sonstige MalRnahmen praziser bestimmen, um

eine rechtméafig und nach Treu und Glauben erfolgende Verarbeitung zu gewahrleisten,

einschlieBlich flir andere besondere Verarbeitungssituationen gemaR Kapitel 1X.
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©)

Die Rechtsgrundlage fir die Verarbeitungen gemaR Absatz 1 Buchstaben ¢ und e wird

festgelegt durch
a)  Unionsrecht oder
b)  das Recht der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt.

Der Zweck der Verarbeitung muss in dieser Rechtsgrundlage festgelegt oder hinsichtlich
der Verarbeitung gemald Absatz 1 Buchstabe e fur die Erfillung einer Aufgabe erforderlich
sein, die im offentlichen Interesse liegt oder in Austibung 6ffentlicher Gewalt erfolgt, die
dem Verantwortlichen Ubertragen wurde. Diese Rechtsgrundlage kann spezifische
Bestimmungen zur Anpassung der Anwendung der Vorschriften dieser Verordnung
enthalten, unter anderem Bestimmungen daruber, welche allgemeinen Bedingungen fur die
Regelung der RechtmalRigkeit der Verarbeitung durch den Verantwortlichen gelten, welche
Arten von Daten verarbeitet werden, welche Personen betroffen sind, an welche
Einrichtungen und fur welche Zwecke die personenbezogenen Daten offengelegt werden
durfen, welcher Zweckbindung sie unterliegen, wie lange sie gespeichert werden dirfen
und welche Verarbeitungsvorgénge und -verfahren angewandt werden dirfen,
einschliellich Malinahmen zur Gewahrleistung einer rechtmagig und nach Treu und
Glauben erfolgenden Verarbeitung, wie solche fiir sonstige besondere
Verarbeitungssituationen geméal Kapitel 1X. Das Unionsrecht oder das Recht der
Mitgliedstaaten missen ein im 6ffentlichen Interesse liegendes Ziel verfolgen und in einem

angemessenen Verhéltnis zu dem verfolgten legitimen Zweck stehen.
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4) Beruht die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die

personenbezogenen Daten erhoben wurden, nicht auf der Einwilligung der betroffenen

Person oder auf einer Rechtsvorschrift der Union oder der Mitgliedstaaten, die in einer

demokratischen Gesellschaft eine notwendige und verhéltnisméllige Mallnahme zum

Schutz der in Artikel 23 Absatz 1 genannten Ziele darstellt, so berlcksichtigt der

Verantwortliche — um festzustellen, ob die Verarbeitung zu einem anderen Zweck mit

demjenigen, zu dem die personenbezogenen Daten urspriinglich erhoben wurden,

vereinbar ist — unter anderem

a)

b)

d)

jede Verbindung zwischen den Zwecken, fir die die personenbezogenen Daten

erhoben wurden, und den Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbeitung,

den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden,
insbesondere hinsichtlich des Verhaltnisses zwischen den betroffenen Personen und
dem Verantwortlichen,

die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besondere Kategorien
personenbezogener Daten gemal Artikel 9 verarbeitet werden oder ob
personenbezogene Daten Uber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemaR
Artikel 10 verarbeitet werden,

die moglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung fur die betroffenen

Personen,

das Vorhandensein geeigneter Garantien, wozu Verschlisselung oder

Pseudonymisierung gehdren kann.

5419/16

ESS/mfa 121
DGD 2 DE



1)

)

©)

(4)

Artikel 7

Bedingungen fur die Einwilligung

Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachweisen
kénnen, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten

eingewilligt hat.

Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklarung, die noch
andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verstandlicher und
leicht zugénglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass es von
den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. Teile der Erkl&rung sind dann nicht

verbindlich, wenn sie einen VerstoRR gegen diese Verordnung darstellen.

Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. Durch den
Widerruf der Einwilligung wird die RechtmaRigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum
Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht bertihrt. Die betroffene Person wird vor Abgabe der
Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. Der Widerruf der Einwilligung muss so einfach

wie die Erteilung der Einwilligung sein.

Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand in
grotmoglichem Umfang Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfiillung
eines Vertrags, einschlieBlich der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu
einer Verarbeitung von personenbezogenen Daten abhangig ist, die fur die Erfillung des

Vertrags nicht erforderlich sind.
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Artikel 8

Bedingungen fir die Einwilligung eines Kindes in Bezug auf Dienste der Informationsgesellschaft

1)

()

@)

Gilt Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a bei einem Angebot von Diensten der
Informationsgesellschaft, das einem Kind direkt gemacht wird, so ist die Verarbeitung der
personenbezogenen Daten des Kindes rechtmafig, wenn das Kind das sechzehnte
Lebensjahr vollendet hat. Hat das Kind noch nicht das sechzehnte Lebensjahr vollendet, so
ist diese Verarbeitung nur rechtmafig, sofern und soweit diese Einwilligung durch den
Trager der elterlichen Verantwortung flr das Kind oder mit dessen Zustimmung erteilt

wird.

Die Mitgliedstaaten kdnnen durch Rechtsvorschriften zu diesen Zwecken eine niedrigere
Altersgrenze vorsehen, die jedoch nicht unter dem vollendeten dreizehnten Lebensjahr

liegen darf.

Der Verantwortliche unternimmt unter Berticksichtigung der verfugbaren Technik
angemessene Anstrengungen, um sich in solchen Féllen zu vergewissern, dass die
Einwilligung durch den Tréger der elterlichen Verantwortung fiir das Kind oder mit dessen

Zustimmung erteilt wurde.

Absatz 1 lasst das allgemeine Vertragsrecht der Mitgliedstaaten, wie etwa die Vorschriften
zur Gultigkeit, zum Zustandekommen oder zu den Rechtsfolgen eines Vertrags in Bezug

auf ein Kind, unberihrt.
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Artikel 9

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten

(@) Die Verarbeitung personenbezogener Daten, aus denen die rassische und ethnische
Herkunft, politische Meinungen, religidse oder weltanschauliche Uberzeugungen oder die
Gewerkschaftszugehorigkeit hervorgehen, sowie die Verarbeitung von genetischen Daten,
biometrischen Daten zur eindeutigen Identifizierung einer naturlichen Person ,
Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer
natlrlichen Person ist untersagt.

(@) Absatz 1 gilt nicht in folgenden Féllen:

a)  Die betroffene Person hat in die Verarbeitung der genannten personenbezogenen
Daten fiir einen oder mehrere festgelegte Zwecke ausdrticklich eingewilligt, es sei
denn, nach Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten kann das Verbot nach
Absatz 1 durch die Einwilligung der betroffenen Person nicht aufgehoben werden,

b)  die Verarbeitung ist erforderlich, damit der Verantwortliche oder die betroffene
Person die ihm bzw. ihr aus dem Arbeitsrecht und dem Recht der sozialen Sicherheit
und des Sozialschutzes erwachsenden Rechte austiben und seinen bzw. ihren
diesbeziiglichen Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach Unionsrecht oder
dem Recht der Mitgliedstaaten oder einer Kollektivvereinbarung nach dem Recht der
Mitgliedstaaten, das geeignete Garantien fiir die Grundrechte und die Interessen der
betroffenen Person vorsieht, zul&ssig ist,
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c) die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person
oder einer anderen natlrlichen Person erforderlich und die betroffene Person ist aus

korperlichen oder rechtlichen Griinden auRerstande, ihre Einwilligung zu geben,

d) die Verarbeitung erfolgt auf der Grundlage geeigneter Garantien durch eine politisch,
weltanschaulich, religios oder gewerkschaftlich ausgerichtete Stiftung, Vereinigung
oder sonstige Organisation ohne Gewinnerzielungsabsicht im Rahmen ihrer
rechtmaRigen Téatigkeiten und unter der VVoraussetzung, dass sich die Verarbeitung
ausschlieBlich auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglieder der Organisation oder
auf Personen, die im Zusammenhang mit deren Tatigkeitszweck regelmaiige
Kontakte mit ihr unterhalten, bezieht und die personenbezogenen Daten nicht ohne

Einwilligung der betroffenen Personen nach aufien offengelegt werden,

e) die Verarbeitung bezieht sich auf personenbezogene Daten, die die betroffene Person
offensichtlich 6ffentlich gemacht hat,

f)  die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Austibung oder Verteidigung von
Rechtsanspriichen oder bei Handlungen der Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen

Tatigkeit erforderlich,

g) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines
Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhaltnis zu dem verfolgten Ziel steht, den
Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische
MaRnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person
vorsieht, aus Griinden eines erheblichen 6ffentlichen Interesses erforderlich,
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h)  die Verarbeitung ist fur Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin,
fiir die Beurteilung der Arbeitsfahigkeit des Beschéftigten, fur die medizinische
Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich
oder fir die Verwaltung von Systemen und Diensten im Gesundheits- oder
Sozialbereich auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines
Mitgliedstaats oder aufgrund eines Vertrags mit einem Angehorigen eines
Gesundheitsberufs und vorbehaltlich der in Absatz 3 genannten Bedingungen und

Garantien erforderlich,

i) die Verarbeitung ist aus Griinden des 6ffentlichen Interesses im Bereich der
offentlichen Gesundheit, wie dem Schutz vor schwerwiegenden
grenziiberschreitenden Gesundheitsgefahren oder zur Gewahrleistung hoher
Qualitats- und Sicherheitsstandards bei der Gesundheitsversorgung und bei
Arzneimitteln und Medizinprodukten, auf der Grundlage des Unionsrechts oder des
Rechts eines Mitgliedstaats, das angemessene und spezifische MaRnahmen zur
Wahrung der Rechte und Freiheiten der betroffenen Person, insbesondere des

Berufsgeheimnisses, vorsieht, erforderlich, oder

J)  die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines
Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhaltnis zu dem verfolgten Ziel steht, den
Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische
MafRnahmen zur Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person
vorsieht, fur im Offentlichen Interesse liegende Archivzwecke, fiir wissenschaftliche
oder historische Forschungszwecke oder fur statistische Zwecke gemaR Artikel 89
Absatz 1 erforderlich.

5419/16 ESS/mfa 126
DGD 2 DE



©)

(4)

Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen Daten durfen zu den in Absatz 2
Buchstabe h genannten Zwecken verarbeitet werden, wenn diese Daten von Fachpersonal
oder unter dessen Verantwortung verarbeitet werden und dieses Fachpersonal nach dem
Unionsrecht oder dem Recht eines Mitgliedstaats oder den Vorschriften nationaler
zustandiger Stellen dem Berufsgeheimnis unterliegt, oder wenn die Verarbeitung durch
eine andere Person erfolgt, die ebenfalls nach dem Unionsrecht oder dem Recht eines
Mitgliedstaats oder den Vorschriften nationaler zustéandiger Stellen einer

Geheimhaltungspflicht unterliegt.

Die Mitgliedstaaten kdnnen zusatzliche Bedingungen, einschliellich Beschrankungen,
einfihren oder aufrechterhalten, soweit die Verarbeitung von genetischen, biometrischen

oder Gesundheitsdaten betroffen ist.

Artikel 10

Verarbeitung von personenbezogenen Daten uber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten

Die Verarbeitung personenbezogener Daten Uber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten oder

damit zusammenhéangende Sicherungsmaliregeln aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 darf nur unter

behordlicher Aufsicht vorgenommen werden oder wenn dies nach dem Unionsrecht oder dem Recht

der Mitgliedstaaten, das geeignete Garantien fiir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen

vorsieht, zuléssig ist. Ein umfassendes Register der strafrechtlichen Verurteilungen darf nur unter

behordlicher Aufsicht geflihrt werden.
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Artikel 11

Verarbeitung, fiir die eine Identifizierung der betroffenen Person nicht erforderlich ist

(@) Ist fr die Zwecke, fiir die ein Verantwortlicher personenbezogene Daten verarbeitet, die
Identifizierung der betroffenen Person durch den Verantwortlichen nicht oder nicht mehr
erforderlich, so ist dieser nicht verpflichtet, zur bloRen Einhaltung dieser Verordnung
zusétzliche Informationen aufzubewahren, einzuholen oder zu verarbeiten, um die

betroffene Person zu identifizieren.

2 Kann der Verantwortliche in Féllen gemaR Absatz 1 des vorliegenden Artikels nachweisen,
dass er nicht in der Lage ist, die betroffene Person zu identifizieren, so unterrichtet er die
betroffene Person hiertiber, sofern moglich. In diesen Féllen finden die Artikel 15 bis 20
keine Anwendung, es sei denn, die betroffene Person stellt zur Ausiibung ihrer in diesen
Artikeln niedergelegten Rechte zusatzliche Informationen bereit, die ihre Identifizierung

ermoglichen.
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1)

)

KAPITEL Il
RECHTE DER BETROFFENEN PERSON

ABSCHNITT 1

TRANSPARENZ UND MODALITATEN

Artikel 12
Transparente Information, Kommunikation und Modalitéaten

fur die Auslibung der Rechte der betroffenen Person

Der Verantwortliche trifft geeignete Manahmen, um der betroffenen Person alle
Informationen gemaR den Artikeln 13 und 14 und alle Mitteilungen gemaf den Artikeln 15
bis 22 und Artikel 34, die sich auf die Verarbeitung beziehen, in praziser, transparenter,
verstandlicher und leicht zuganglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache zu
ubermitteln; dies gilt insbesondere fiir Informationen, die sich speziell an Kinder richten.
Die Ubermittlung der Informationen erfolgt schriftlich oder in anderer Form,
gegebenenfalls auch elektronisch. Falls von der betroffenen Person verlangt, kann die
Information mindlich erteilt werden, sofern die Identitét der betroffenen Person in anderer

Form nachgewiesen wurde.

Der Verantwortliche erleichtert der betroffenen Person die Auslibung ihrer Rechte gemaR
den Artikeln 15 bis 22. In den in Artikel 11 Absatz 2 genannten Fallen darf sich der
Verantwortliche nur dann weigern, aufgrund des Antrags der betroffenen Person auf
Wahrnehmung ihrer Rechte geméaR den Artikeln 15 bis 22 tatig zu werden, wenn er

glaubhaft macht, dass er nicht in der Lage ist, die betroffene Person zu identifizieren.
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©)

(4)

(%)

Der Verantwortliche stellt der betroffenen Person Informationen tber die auf Antrag
gemal den Artikeln 15 bis 22 ergriffenen MaRnahmen unverziglich, in jedem Fall aber
innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags zur Verfugung. Diese Frist kann um
weitere zwei Monate verlangert werden, wenn dies unter Beriicksichtigung der
Komplexitat und der Anzahl von Antrdgen erforderlich ist. Der Verantwortliche
unterrichtet die betroffene Person innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags tber
eine Fristverlangerung, zusammen mit den Grunden fur die Verzégerung. Stellt die
betroffene Person den Antrag elektronisch, so ist sie nach Moglichkeit auf elektronischem
Weg zu unterrichten, sofern sie nichts anderes angibt.

Wird der Verantwortliche auf den Antrag der betroffenen Person hin nicht tétig, so
unterrichtet er die betroffene Person ohne Verzdgerung, spatestens aber innerhalb eines
Monats nach Eingang des Antrags uber die Griinde hierfur und Gber die Moglichkeit, bei
einer Aufsichtsbehtrde Beschwerde einzulegen oder einen gerichtlichen Rechtsbehelf

einzulegen.

Informationen gemaR den Artikeln 13 und 14 sowie alle Mitteilungen und MalRnahmen
gemal’ den Artikeln 15 bis 22 und Artikel 34 werden unentgeltlich zur Verfugung gestellt.
Bei offenkundig unbegriindeten oder — insbesondere im Fall von h&ufiger Wiederholung —

exzessiven Antragen einer betroffenen Person kann der Verantwortliche entweder

a)  ein angemessenes Entgelt verlangen, bei dem die Verwaltungskosten fir die
Unterrichtung oder die Mitteilung oder die Durchfuhrung der beantragten MalRnahme

beriicksichtigt werden, oder
b)  sich weigern, aufgrund des Antrags tétig zu werden.

Der Verantwortliche hat den Nachweis fiir den offenkundig unbegriindeten oder

exzessiven Charakter des Antrags zu erbringen.
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(6)

(")

(8)

Hat der Verantwortliche begriindete Zweifel an der Identitat der nattrlichen Person, die
den Antrag geméR den Artikeln 15 bis 21 stellt, so kann er unbeschadet des Artikels 11
zusétzliche Informationen anfordern, die zur Bestatigung der Identitat der betroffenen

Person erforderlich sind.

Die Informationen, die den betroffenen Personen gemaR den Artikeln 13 und 14
bereitzustellen sind, kdnnen in Kombination mit standardisierten Bildsymbolen
bereitgestellt werden, um in leicht wahrnehmbarer, verstandlicher und klar
nachvollziehbarer Form einen aussagekraftigen Uberblick (iber die beabsichtigte
Verarbeitung zu vermitteln. Werden die Bildsymbole in elektronischer Form dargestellt,

mussen sie maschinenlesbar sein.

Der Kommission wird die Befugnis tGbertragen, gemal Artikel 92 delegierte Rechtsakte
zur Bestimmung der Informationen, die durch Bildsymbole darzustellen sind, und der

Verfahren fir die Bereitstellung standardisierter Bildsymbole zu erlassen.

ABSCHNITT 2
INFORMATIONSPFLICHT UND RECHT

AUF AUSKUNFT ZU PERSONENBEZOGENEN DATEN

Artikel 13

Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten bei der betroffenen Person

(@) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der
Verantwortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten
Folgendes mit:

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines
Vertreters;
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b)

d)

f)

gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;

die Zwecke, fur die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie

die Rechtsgrundlage fiir die Verarbeitung;

wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten

Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;

gegebenenfalls die Empfanger oder Kategorien von Empfangern der

personenbezogenen Daten und

gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an
ein Drittland oder eine internationale Organisation zu Ubermitteln, sowie das
Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommission
oder im Falle von Ubermittlungen geméaR Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49
Absatz 1 Unterabsatz 2 einen Verweis auf die geeigneten oder angemessenen
Garantien und die Moglichkeit, wie eine Kopie von ihnen zu erhalten ist, oder wo sie

verfiigbar sind.

2 Zusétzlich zu den Informationen gemall Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen
Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur
Verfugung, die notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung zu
gewaéhrleisten:

a) die Dauer, fur die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies
nicht moglich ist, die Kriterien fir die Festlegung dieser Dauer;
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b)

d)

das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des VVerantwortlichen tber die
betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Léschung oder
auf Einschrankung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die

Verarbeitung sowie des Rechts auf DatenUbertragbarkeit;

wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2
Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu
widerrufen, ohne dass die RechtmaRigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum

Widerruf erfolgten Verarbeitung berthrt wird;
das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehorde;

ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich
vorgeschrieben oder fur einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene
Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche

mogliche Folgen die Nichtbereitstellung hatte und

das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschlie3lich Profiling
gemal Artikel 22 Absatze 1 und 4 und — zumindest in diesen Fallen —
aussagekraftige Informationen uber die involvierte Logik sowie die Tragweite und
die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung fir die betroffene

Person.

3 Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten fir einen anderen Zweck

weiterzuverarbeiten als den, fiir den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so

stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen lber diesen

anderen Zweck und alle anderen maRgeblichen Informationen geméalR Absatz 2 zur

Verfugung.
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4) Die Absatze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person
bereits Uber die Informationen verfugt.
Artikel 14
Informationspflicht, wenn die personenbezogenen Daten
nicht bei der betroffenen Person erhoben wurden
@ Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der

Verantwortliche der betroffenen Person Folgendes mit:

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines
Vertreters;

b)  zuséatzlich die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;

c) die Zwecke, fur die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie
die Rechtsgrundlage fur die Verarbeitung;

d) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;

e)  gegebenenfalls die Empfénger oder Kategorien von Empfangern der
personenbezogenen Daten;

f)  gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an
einen Empfanger in einem Drittland oder einer internationalen Organisation zu
ubermitteln, sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines
Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von Ubermittlungen
gemal Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen
Verweis auf die geeigneten oder angemessenen Garantien und die Moglichkeit, eine
Kopie von ihnen zu erhalten, oder wo sie verflgbar sind.
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@) Zusatzlich zu den Informationen gemal? Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen

Person die folgenden Informationen zur Verfligung, die erforderlich sind, um der

betroffenen Person gegeniber eine faire und transparente Verarbeitung zu gewébhrleisten:

a)

b)

d)

9)

die Dauer, fiir die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies
nicht maoglich ist, die Kriterien fur die Festlegung dieser Dauer;

wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten

Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;

das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen tber die
betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder LGschung oder
auf Einschrankung der Verarbeitung und eines Widerspruchsrechts gegen die

Verarbeitung sowie des Rechts auf Daten(bertragbarkeit;

wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2
Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu
widerrufen, ohne dass die RechtmaRigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum

Widerruf erfolgten Verarbeitung berthrt wird;
das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehorde;

aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten stammen und gegebenenfalls ob

sie aus Offentlich zugénglichen Quellen stammen;

das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschlie3lich Profiling
gemal Artikel 22 Absétze 1 und 4 und — zumindest in diesen Féllen —
aussagekréftige Informationen tber die involvierte Logik sowie die Tragweite und
die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung fir die betroffene

Person.
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3 Der Verantwortliche erteilt die Informationen geméal den Absétzen 1 und 2

a)  unter Beriicksichtigung der spezifischen Umsténde der Verarbeitung der
personenbezogenen Daten innerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung der

personenbezogenen Daten, langstens jedoch innerhalb eines Monats,

b) falls die personenbezogenen Daten zur Kommunikation mit der betroffenen Person
verwendet werden sollen, spétestens zum Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie,

oder,

c) falls die Offenlegung an einen anderen Empfanger beabsichtigt ist, spatestens zum

Zeitpunkt der ersten Offenlegung.

(@))] Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten fiir einen anderen Zweck
weiterzuverarbeiten als den, fir den die personenbezogenen Daten erlangt wurden, so stellt
er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen tber diesen anderen

Zweck und alle anderen maf3geblichen Informationen geméal Absatz 2 zur Verfugung.
5) Die Absitze 1 bis 4 finden keine Anwendung, wenn und soweit

a) die betroffene Person bereits Uber die Informationen verfugt,
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b)

d)

die Erteilung dieser Informationen sich als unmdglich erweist oder einen
unverhéaltnisméBigen Aufwand erfordern wirde; dies gilt insbesondere fur die
Verarbeitung fir im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, fur
wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder fur statistische Zwecke
vorbehaltlich der in Artikel 89 Absatz 1 genannten Bedingungen und Garantien oder
soweit die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte Pflicht voraussichtlich die
Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung unmdéglich macht oder ernsthaft
beeintrachtigt In diesen Fallen ergreift der Verantwortliche geeignete MalRnahmen
zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten Interessen der
betroffenen Person, einschlieBlich der Bereitstellung dieser Informationen fur die
Offentlichkeit,

die Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvorschriften der Union oder der
Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt und die geeignete Malinahmen
zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person vorsehen,

ausdrucklich geregelt ist oder

die personenbezogenen Daten geméal? dem Unionsrecht oder dem Recht der
Mitgliedstaaten dem Berufsgeheimnis, einschlieBlich einer satzungsméRigen

Geheimhaltungspflicht, unterliegen und daher vertraulich behandelt werden missen.
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Artikel 15

Auskunftsrecht der betroffenen Person

(@) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestatigung dartiber

zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der

Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft tiber diese personenbezogenen Daten und auf

folgende Informationen:

a) die Verarbeitungszwecke;

b)  die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;

c) die Empfanger oder Kategorien von Empfangern, gegenuber denen die
personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden,
insbesondere bei Empféangern in Drittlandern oder bei internationalen
Organisationen;

d) falls moglich die geplante Dauer, fir die die personenbezogenen Daten gespeichert
werden, oder, falls dies nicht moéglich ist, die Kriterien flr die Festlegung dieser
Dauer;

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Léschung der sie betreffenden
personenbezogenen Daten oder auf Einschrankung der Verarbeitung durch den
Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;

f)  das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehorde;

g)  wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben
werden, alle verfiigharen Informationen Uber die Herkunft der Daten;
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h)  das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschlie3lich Profiling
gemal Artikel 22 Absatze 1 und 4 und — zumindest in diesen Fallen —
aussagekraftige Informationen uber die involvierte Logik sowie die Tragweite und
die angestrebten Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung fir die betroffene

Person.

2 Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation
Ubermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, Uiber die geeigneten Garantien gemal

Artikel 46 im Zusammenhang mit der Ubermittlung unterrichtet zu werden.

3 Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der
Verarbeitung sind, zur Verfiigung. Fur alle weiteren Kopien, die die betroffene Person
beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der
Verwaltungskosten verlangen. Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind
die Informationen in einem géngigen elektronischen Format zur Verfligung zu stellen,

sofern sie nichts anderes angibt.

4 Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemaR Absatz 1b darf die Rechte und Freiheiten anderer
Personen nicht beeintréchtigen.
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ABSCHNITT 3

BERICHTIGUNG UND LOSCHUNG

Artikel 16
Recht auf Berichtigung

Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverztglich die Berichtigung sie
betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. Unter Berlcksichtigung der
Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die Vervollstandigung

unvollstandiger personenbezogener Daten — auch mittels einer ergdnzenden Erklarung — zu

verlangen.
Artikel 17
Recht auf Léschung ("Recht auf Vergessenwerden')
(@) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie

betreffende personenbezogene Daten unverziiglich geldscht werden, und der
Verantwortliche ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverziiglich zu Idschen, sofern

einer der folgenden Griinde zutrifft:

a)  Die personenbezogenen Daten sind fur die Zwecke, fiir die sie erhoben oder auf

sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig.

b)  Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung
gemal Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stiitzte,

und es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage flr die Verarbeitung.
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c) Die betroffene Person legt geméaR Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die
Verarbeitung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Griinde fur die
Verarbeitung vor, oder die betroffene Person legt gemald Artikel 21 Absatz 2
Widerspruch gegen die Verarbeitung ein.

d)  Die personenbezogenen Daten wurden unrechtméal3ig verarbeitet.

e)  Die Loschung der personenbezogenen Daten ist zur Erflillung einer rechtlichen
Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten

erforderlich, dem der VVerantwortliche unterliegt.

f)  Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der

Informationsgesellschaft gemal Artikel 8 Absatz 1 erhoben.

2 Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten 6ffentlich gemacht und ist er
gemald Absatz 1 zu deren Loschung verpflichtet, so trifft er unter Beriicksichtigung der
verfiigharen Technologie und der Implementierungskosten angemessene Mal3nahmen,
auch technischer Art, um fiir die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die
personenbezogenen Daten verarbeiten, dariiber zu informieren, dass eine betroffene Person
von ihnen die Loschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien
oder Replikationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat.

3 Die Absidtze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist
a)  zur Auslbung des Rechts auf freie MeinungsauRerung und Information;

b)  zur Erflllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht
der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert,
oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im offentlichen Interesse liegt oder in

Austiibung 6ffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen tbertragen wurde;
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d)

aus Griinden des offentlichen Interesses im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit
gemal Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3;

fiir im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder
historische Forschungszwecke oder fur statistische Zwecke gemaf Artikel 89
Absatz 1, soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung

der Ziele dieser Verarbeitung unmdglich macht oder ernsthaft beeintrachtigt, oder

zur Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen.

Artikel 18

Recht auf Einschrankung der Verarbeitung

(@D)] Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschrankung der

Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der folgenden VVoraussetzungen gegeben ist:

a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der betroffenen Person bestritten
wird, und zwar fir eine Dauer, die es dem Verantwortlichen erméglicht, die
Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu tberprifen,

b)  die Verarbeitung unrechtmagig ist und die betroffene Person die Léschung der
personenbezogenen Daten ablehnt und stattdessen die Einschrankung der Nutzung
der personenbezogenen Daten verlangt;

c) der Verantwortliche die personenbezogenen Daten fiir die Zwecke der Verarbeitung
nicht langer bendtigt, die betroffene Person sie jedoch zur Geltendmachung,
Auslibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen bendtigt, oder
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d) die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung gemaR Artikel 21
Absatz 1 eingelegt hat, solange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Griinde des

Verantwortlichen gegentiber denen der betroffenen Person iberwiegen.

2 Wurde die Verarbeitung gemall Absatz 1 eingeschrankt, so diirfen diese
personenbezogenen Daten — von ihrer Speicherung abgesehen — nur mit Einwilligung der
betroffenen Person oder zur Geltendmachung, Austibung oder Verteidigung von
Rechtsanspriichen oder zum Schutz der Rechte einer anderen naturlichen oder juristischen
Person oder aus Grunden eines wichtigen 6ffentlichen Interesses der Union oder eines

Mitgliedstaats verarbeitet werden.

3 Eine betroffene Person, die eine Einschrdnkung der Verarbeitung gemaR Absatz 1 erwirkt
hat, wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, bevor die Einschrankung aufgehoben

wird.

Artikel 19
Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der Berichtigung oder Léschung

personenbezogener Daten oder der Einschrankung der Verarbeitung

Der Verantwortliche teilt allen Empfangern, denen personenbezogenen Daten offengelegt wurden,
jede Berichtigung oder L6schung der personenbezogenen Daten oder eine Einschrankung der
Verarbeitung nach Artikel 16, Artikel 17 Absatz 1 und Artikel 18 mit, es sei denn, dies erweist sich
als unmdglich oder ist mit einem unverhéltnisméaiigen Aufwand verbunden. Der Verantwortliche

unterrichtet die betroffene Person uber diese Empféanger, wenn die betroffene Person dies verlangt.
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Artikel 20

Recht auf Datenuibertragbarkeit

Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die
sie einem Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gangigen und
maschinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einem anderen
Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die

personenbezogenen Daten bereitgestellt wurden, zu Gbermitteln, sofern

a)  die Verarbeitung auf einer Einwilligung geman Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder
Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a oder auf einem Vertrag gemaR Artikel 6 Absatz 1
Buchstabe b beruht und

b)  die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt.

Bei der Ausubung ihres Rechts auf Datenubertragbarkeit gemaf Absatz 1 hat die
betroffene Person das Recht, zu erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von
einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen Ubermittelt werden, soweit dies

technisch machbar ist.

Die Ausubung des Rechts nach Absatz 1 des vorliegenden Artikels lasst Artikel 17
unberihrt. Dieses Recht gilt nicht fir eine Verarbeitung, die fur die Wahrnehmung einer
Aufgabe erforderlich ist, die im 6ffentlichen Interesse liegt oder in Ausubung 6ffentlicher

Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen (ibertragen wurde.

Das Recht geméal? Absatz 2 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht

beeintrachtigen.
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ABSCHNITT 4
WIDERSPRUCHSRECHT

UND AUTOMATISIERTE ENTSCHEIDUNGSFINDUNG IM EINZELFALL

Artikel 21
Widerspruchsrecht

Die betroffene Person hat das Recht, aus Grunden, die sich aus ihrer besonderen Situation
ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten, die
aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 Buchstaben e oder f erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies
gilt auch fir ein auf diese Bestimmungen gestitztes Profiling. Der Verantwortliche
verarbeitet die personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende
schutzwirdige Grinde fur die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und
Freiheiten der betroffenen Person Uberwiegen, oder die Verarbeitung dient der

Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung von Rechtsanspriichen.

Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direktwerbung zu betreiben, so hat die
betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verarbeitung sie
betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung einzulegen; dies
gilt auch fur das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbindung steht.

Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung fur Zwecke der Direktwerbung, so

werden die personenbezogenen Daten nicht mehr fir diese Zwecke verarbeitet.

Die betroffene Person muss spatestens zum Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit ihr
ausdriicklich auf das in den Absétzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; dieser
Hinweis hat in einer verstandlichen und von anderen Informationen getrennten Form zu

erfolgen.
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Im Zusammenhang mit der Nutzung von Diensten der Informationsgesellschaft kann die
betroffene Person ungeachtet der Richtlinie 2002/58/EG ihr Widerspruchsrecht mittels
automatisierter Verfahren ausuiben, bei denen technische Spezifikationen verwendet

werden.

Die betroffene Person hat das Recht, aus Grunden, die sich aus ihrer besonderen Situation
ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten,
die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen
Zwecken gemal Artikel 89 Absatz 1 erfolgt, Widerspruch einzulegen, es sei denn, die
Verarbeitung ist zur Erfiillung einer im Offentlichen Interesse liegenden Aufgabe

erforderlich.

Artikel 22

Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall einschliel3lich Profiling

Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer ausschliel3lich auf einer automatisierten
Verarbeitung — einschliellich Profiling — beruhenden Entscheidung unterworfen zu
werden, die ihr gegenuber rechtliche Wirkung entfaltet oder sie in ahnlicher Weise

erheblich beeintrachtigt.
Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entscheidung

a)  fur den Abschluss oder die Erfullung eines Vertrags zwischen der betroffenen Person

und dem Verantwortlichen erforderlich ist,

b)  aufgrund von Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der
Verantwortliche unterliegt, zuléssig ist und diese Rechtsvorschriften angemessene
MaRnahmen zur Wahrung der Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten

Interessen der betroffenen Person enthalten oder

c)  mitausdrucklicher Einwilligung der betroffenen Person erfolgt.

5419/16

ESS/mfa 146
DGD 2 DE



3 In den in Absatz 2 Buchstaben a und ¢ genannten Féllen trifft der Verantwortliche
angemessene MafRnahmen, um die Rechte und Freiheiten sowie die berechtigten Interessen
der betroffenen Person zu wahren, wozu mindestens das Recht auf Erwirkung des
Eingreifens einer Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung des eigenen
Standpunkts und auf Anfechtung der Entscheidung gehort.

4 Entscheidungen nach Absatz 2 dirfen nicht auf besonderen Kategorien personenbezogener
Daten nach Artikel 9 Absatz 1 beruhen, sofern nicht Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a oder g
gilt und angemessene MalRnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der
berechtigten Interessen der betroffenen Person getroffen wurden.

ABSCHNITT 5

BESCHRANKUNGEN

Artikel 23

Beschréankungen

1) Durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche
oder der Auftragsverarbeiter unterliegt, kénnen die Pflichten und Rechte gemaR den
Artikeln 12 bis 22 und Artikel 34 sowie Artikel 5, insofern dessen Bestimmungen den in
den Artikeln 12 bis 22 vorgesehenen Rechten und Pflichten entsprechen, im Wege von
GesetzgebungsmalRnahmen beschrénkt werden, sofern eine solche Beschrdnkung den
Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreiheiten achtet und in einer demokratischen
Gesellschaft eine notwendige und verhéltnismalkige Malinahme darstellt, die Folgendes

sicherstellt:

a) die nationale Sicherheit;
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b)

die Landesverteidigung;

c) die offentliche Sicherheit;

d) die Verhutung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder die
Strafvollstreckung, einschlieRlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren
fiir die 6ffentliche Sicherheit;

e) den Schutz sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen 6ffentlichen Interesses der
Union oder eines Mitgliedstaats, insbesondere eines wichtigen wirtschaftlichen oder
finanziellen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, etwa im Wahrungs-,
Haushalts- und Steuerbereich sowie im Bereich der 6ffentlichen Gesundheit und der
sozialen Sicherheit;

f)  den Schutz der Unabhangigkeit der Justiz und den Schutz von Gerichtsverfahren;

g) die Verhutung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von VerstoRen gegen die
berufsstandischen Regeln reglementierter Berufe;

h)  Kontroll-, Uberwachungs- und Ordnungsfunktionen, die dauernd oder zeitweise mit
der Ausiibung o6ffentlicher Gewalt furr die unter den Buchstaben a, b, ¢, d, e und g
genannten Zwecke verbunden sind;

i) den Schutz der betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen;

j)  die Durchsetzung zivilrechtlicher Anspriche.

5419/16 ESS/mfa 148

DGD 2 DE



(2)

Jede GesetzgebungsmafRnahme im Sinne des Absatzes 1 muss insbesondere gegebenenfalls

spezifische Vorschriften enthalten zumindest in Bezug auf

a)  die Zwecke der Verarbeitung oder die Verarbeitungskategorien,

b)  die Kategorien personenbezogener Daten,

c) den Umfang der vorgenommenen Beschrankungen,

d) die Garantien gegen Missbrauch oder unrechtméRigen Zugang oder unrechtméafiiige
Ubermittlung;

e) die Angaben zu dem Verantwortlichen oder den Kategorien von Verantwortlichen,

f)  die jeweiligen Speicherfristen sowie die geltenden Garantien unter Bertcksichtigung
von Art, Umfang und Zwecken der Verarbeitung oder der Verarbeitungskategorien,

g) die Risiken fur die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen und

h)  das Recht der betroffenen Personen auf Unterrichtung tber die Beschrankung, sofern
dies nicht dem Zweck der Beschrankung abtraglich ist.
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KAPITEL IV

VERANTWORTLICHER UND AUFTRAGSVERARBEITER

ABSCHNITT 1

ALLGEMEINE PFLICHTEN

Artikel 24

Verantwortung des fir die Verarbeitung Verantwortlichen

Der Verantwortliche setzt unter Beriicksichtigung der Art, des Umfangs, der Umsténde
und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit
und Schwere der Risiken fur die Rechte und Freiheiten natirlicher Personen geeignete
technische und organisatorische MaRnahmen um, um sicherzustellen und den Nachweis
daflr erbringen zu kénnen, dass die Verarbeitung gemaR dieser Verordnung erfolgt. Diese
MaRnahmen werden erforderlichenfalls Gberprift und aktualisiert.

Sofern dies in einem angemessenen Verhéltnis zu den Verarbeitungstatigkeiten steht,
missen die MaRnahmen geméall Absatz 1 die Anwendung geeigneter

Datenschutzvorkehrungen durch den Verantwortlichen umfassen.

Die Einhaltung der genehmigten Verhaltensregeln gemaf Artikel 40 oder eines
genehmigten Zertifizierungsverfahrens gemal Artikel 42 kann als Gesichtspunkt

herangezogen werden, um die Erfillung der Pflichten des Verantwortlichen nachzuweisen.

5419/16

ESS/mfa 150
DGD 2 DE



1)

()

®3)

Artikel 25

Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen

Unter Beriicksichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten und der Art,
des Umfangs, der Umstande und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Risiken fiir
die Rechte und Freiheiten nattrlicher Personen trifft der Verantwortliche sowohl zum
Zeitpunkt der Festlegung der Mittel flr die Verarbeitung als auch zum Zeitpunkt der
eigentlichen Verarbeitung geeignete technische und organisatorische Malnahmen — wie

z. B. Pseudonymisierung — trifft, die daftir ausgelegt sind, die Datenschutzgrundsétze wie
etwa Datenminimierung wirksam umzusetzen und die notwendigen Garantien in die
Verarbeitung aufzunehmen, um den Anforderungen dieser Verordnung zu geniligen und die

Rechte der betroffenen Personen zu schitzen.

Der Verantwortliche trifft geeignete technische und organisatorische Malinahmen, die
sicherstellen, dass durch Voreinstellung grundsatzlich nur personenbezogene Daten, deren
Verarbeitung flr den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist,
verarbeitet werden. Diese Verpflichtung gilt fur die Menge der erhobenen
personenbezogenen Daten, den Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre
Zuganglichkeit. Solche Mallnahmen missen insbesondere sicherstellen, dass
personenbezogene Daten durch Voreinstellungen nicht ohne Eingreifen der Person einer

unbestimmten Zahl von natiirlichen Personen zugénglich gemacht werden.

Ein genehmigtes Zertifizierungsverfahren gemal Artikel 42 kann als Faktor herangezogen
werden, um die Erfullung der in den Absétzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels

genannten Anforderungen nachzuweisen.
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Artikel 26

Gemeinsam flr die Verarbeitung Verantwortliche

(@) Legen zwei oder mehr Verantwortliche gemeinsam die Zwecke der und die Mittel zur
Verarbeitung fest, so sind sie gemeinsam Verantwortliche. Sie legen in einer Vereinbarung
in transparenter Form fest, wer von ihnen welche Verpflichtung geméaf dieser Verordnung
erflllt, insbesondere was die Wahrnehmung der Rechte der betroffenen Person angeht, und
wer welchen Informationspflichten geméal den Artikeln 13 und 14 nachkommt, sofern und
soweit die jeweiligen Aufgaben der Verantwortlichen nicht durch Rechtsvorschriften der
Union oder der Mitgliedstaaten, denen die Verantwortlichen unterliegen, festgelegt sind. In

der Vereinbarung kann eine Anlaufstelle fiir die betroffenen Personen angegeben werden.

2 Die Vereinbarung gemal Absatz 1 muss die jeweiligen tatsdchlichen Funktionen und
Beziehungen der gemeinsam Verantwortlichen gegeniber betroffenen Personen gebihrend
widerspiegeln. Das wesentliche der Vereinbarung wird der betroffenen Person zur
Verfligung gestellt.

3 Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung gemaR Absatz 1 kann die betroffene Person
ihre Rechte im Rahmen dieser Verordnung bei und gegeniber jedem einzelnen der

Verantwortlichen geltend machen.
Artikel 27
Vertreter von nicht in der Union niedergelassenen Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern

(@) In den Féllen gemaR Artikel 3 Absatz 2 benennt der Verantwortliche oder der
Auftragsverarbeiter schriftlich einen Vertreter in der Union.
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@) Diese Pflicht gilt nicht fur

a) eine Verarbeitung, die gelegentlich erfolgt, nicht die umfangreiche Verarbeitung
besonderer Datenkategorien im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 oder die umfangreiche
Verarbeitung von personenbezogenen Daten (ber strafrechtliche Verurteilungen und
Straftaten im Sinne des Artikels 10 einschliel3t und unter Berticksichtigung der Art,
der Umsténde, des Umfangs und der Zwecke der Verarbeitung voraussichtlich nicht

zu einem Risiko fur die Rechte und Freiheiten natirlicher Personen fiihrt, oder
b)  Behdrden oder 6ffentliche Stellen.

3 Der Vertreter muss in einem der Mitgliedstaaten niedergelassen sein, in denen die
betroffenen Personen, deren personenbezogene Daten im Zusammenhang mit den ihnen
angebotenen Waren oder Dienstleistungen verarbeitet werden oder deren Verhalten

beobachtet wird, sich befinden.

4) Der Vertreter wird durch den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter beauftragt,
zusétzlich zu diesem oder an seiner Stelle insbesondere fiir Aufsichtsbehérden und
betroffene Personen bei sémtlichen Fragen im Zusammenhang mit der Verarbeitung zur

Gewabhrleistung der Einhaltung dieser Verordnung als Anlaufstelle zu dienen.

5) Die Benennung eines Vertreters durch den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter
erfolgt unbeschadet etwaiger rechtlicher Schritte gegen den Verantwortlichen oder den

Auftragsverarbeiter selbst.
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Artikel 28

Auftragsverarbeiter

Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Verantwortlichen, so arbeitet dieser nur mit
Auftragsverarbeitern, die hinreichend Garantien dafur bieten, dass geeignete technische
und organisatorische MaRnahmen so durchgefuhrt werden, dass die Verarbeitung im
Einklang mit den Anforderungen dieser Verordnung erfolgt und den Schutz der Rechte der

betroffenen Person gewéhrleistet.

Der Auftragsverarbeiter nimmt keinen weiteren Auftragsverarbeiter ohne vorherige
gesonderte oder allgemeine schriftliche Genehmigung des Verantwortlichen in Anspruch.
Im Fall einer allgemeinen schriftlichen Genehmigung informiert der Auftragsverarbeiter
den Verantwortlichen immer iber jede beabsichtigte Anderung in Bezug auf die
Hinzuziehung oder die Ersetzung anderer Auftragsverarbeiter, wodurch der
Verantwortliche die Moglichkeit erhalt, gegen derartige Anderungen Einspruch zu

erheben.

Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter erfolgt auf der Grundlage eines Vertrags
oder eines anderen Rechtsinstruments nach dem Unionsrecht oder dem Recht der
Mitgliedstaaten, der bzw. das den Auftragsverarbeiter in Bezug auf den Verantwortlichen
bindet und in dem Gegenstand und Dauer der Verarbeitung, Art und Zweck der
Verarbeitung, die Art der personenbezogenen Daten, die Kategorien betroffener Personen
und die Pflichten und Rechte des Verantwortlichen festgelegt sind. Dieser Vertrag bzw.
dieses andere Rechtsinstrument sieht insbesondere vor, dass der Auftragsverarbeiter

a)  die personenbezogenen Daten nur auf dokumentierte Weisung des Verantwortlichen
—auch in Bezug auf die Ubermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland
oder eine internationale Organisation — verarbeitet, sofern er nicht durch das Recht
der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Auftragsverarbeiter unterliegt, hierzu
verpflichtet ist; in einem solchen Fall teilt der Auftragsverarbeiter dem
Verantwortlichen diese rechtlichen Anforderungen vor der Verarbeitung mit, sofern
das betreffende Recht eine solche Mitteilung nicht wegen eines wichtigen

Offentlichen Interesses verbietet;
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b)

f)

9)

gewadhrleistet, dass sich die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten
Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer angemessenen

gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen;
alle geméal Artikel 32 erforderlichen MaRRnahmen ergreift;

die in den Absétzen 2 und 4 genannten Bedingungen fur die Inanspruchnahme der

Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters einhalt;

angesichts der Art der Verarbeitung den Verantwortlichen nach Mdaglichkeit mit
geeigneten technischen und organisatorischen MaRnahmen dabei unterstitzt, seiner
Pflicht zur Beantwortung von Antragen auf Wahrnehmung der in Kapitel 111

genannten Rechte der betroffenen Person nachzukommen;

unter Beriicksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfugung
stehenden Informationen den Verantwortlichen bei der Einhaltung der in den
Artikeln 32 bis 36 genannten Pflichten unterstitzt;

nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistungen alle personenbezogenen
Daten nach Wahl des Verantwortlichen entweder 16scht oder zuriickgibt, sofern nicht
nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten eine Verpflichtung zur
Speicherung der personenbezogenen Daten besteht,
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h)  dem Verantwortlichen alle erforderlichen Informationen zum Nachweis der
Einhaltung der in diesem Artikel niedergelegten Pflichten zur Verfligung stellt und
Uberpriifungen — einschlieBlich Inspektionen —, die vom Verantwortlichen oder
einem anderen von diesem beauftragten Prifer durchgefiihrt werden, ermdglicht und
dazu beitragt.

Mit Blick auf Unterabsatz 1 Buchstabe h informiert der Auftragsverarbeiter den
Verantwortlichen unverziglich, falls er der Auffassung ist, dass eine Weisung gegen diese
Verordnung oder gegen andere Datenschutzbestimmungen der Union oder der
Mitgliedstaaten verstoRt.

4 Nimmt der Auftragsverarbeiter die Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters in
Anspruch, um bestimmte Verarbeitungstatigkeiten im Namen des Verantwortlichen
auszufihren, so werden diesem weiteren Auftragsverarbeiter im Wege eines Vertrags oder
eines anderen Rechtsinstruments nach dem Unionsrecht oder dem Recht des betreffenden
Mitgliedstaats dieselben Datenschutzpflichten auferlegt, die in dem Vertrag oder anderen
Rechtsinstrument zwischen dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter geman
Absatz 3 festgelegt sind, wobei insbesondere hinreichende Garantien daflr geboten werden
muss, dass die geeigneten technischen und organisatorischen Ma3nahmen so durchgefiihrt
werden, dass die Verarbeitung entsprechend den Anforderungen dieser Verordnung
erfolgt. Kommt der weitere Auftragsverarbeiter seinen Datenschutzpflichten nicht nach, so
haftet der erste Auftragsverarbeiter gegeniiber dem Verantwortlichen fur die Einhaltung
der Pflichten jenes anderen Auftragsverarbeiters.

5) Die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemaR Artikel 40 oder eines genehmigten
Zertifizierungsverfahrens geméal Artikel 42 durch einen Auftragsverarbeiter kann als
Faktor herangezogen werden, um hinreichende Garantien im Sinne der Absatze 1 und 4
des vorliegenden Artikels nachzuweisen.
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(6)

(")

(8)

(9)

(10)

Unbeschadet eines individuellen Vertrags zwischen dem Verantwortlichen und dem
Auftragsverarbeiter kann der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne der
Absatze 3 und 4 des vorliegenden Artikels ganz oder teilweise auf den in den Absatzen 7
und 8 des vorliegenden Artikels genannten Standardvertragsklauseln beruhen, auch wenn
diese Bestandteil einer dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter geméaf den

Artikeln 42 und 43 erteilten Zertifizierung sind.

Die Kommission kann im Einklang mit dem Prifverfahren gemaR Artikel 87 Absatz 2
Standardvertragsklauseln zur Regelung der in den Absétzen 3 und 4 des vorliegenden

Artikels genannten Fragen festlegen.

Eine Aufsichtsbehdrde kann im Einklang mit dem Koharenzverfahren gemaR Artikel 63
Standardvertragsklauseln zur Regelung der in den Absatzen 3 und 4 des vorliegenden

Avrtikels genannten Fragen festlegen.

Der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne der Absatze 3 und 4 ist schriftlich

abzufassen, was auch in einem elektronischen Format erfolgen kann.

Unbeschadet der Artikel 82, 83 und 84 gilt ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstol3
gegen diese Verordnung die Zwecke und Mittel der Verarbeitung bestimmt, in Bezug auf

diese Verarbeitung als Verantwortlicher.

Artikel 29

Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters

Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter unterstellte

Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten hat, durfen diese Daten ausschliel3lich auf

Weisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass sie nach dem Unionsrecht oder dem

Recht der Mitgliedstaaten zur Verarbeitung verpflichtet sind.
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Artikel 30

Verzeichnis von Verarbeitungstatigkeiten

@ Jeder Verantwortliche und gegebenenfalls sein Vertreter fiihren ein Verzeichnis aller
Verarbeitungstatigkeiten, die ihrer Zustdndigkeit unterliegen. Dieses Verzeichnis enthalt
samtliche folgenden Angaben:

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen und gegebenenfalls des
gemeinsam mit ihm Verantwortlichen, des Vertreters des Verantwortlichen sowie
eines etwaigen Datenschutzbeauftragten;

b)  die Zwecke der Verarbeitung;

c) eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien
personenbezogener Daten;

d) die Kategorien von Empfangern, gegeniber denen die personenbezogenen Daten
offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, einschlie3lich Empféanger in
Drittlandern oder internationalen Organisationen;

e)  gegebenenfalls Ubermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder
an eine internationale Organisation, einschliel3lich der Angabe des betreffenden
Drittlands oder der betreffenden internationalen Organisation, sowie bei den in
Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Datenlibermittlungen die
Dokumentierung geeigneter Garantien;

f)  wenn moglich, die vorgesehenen Fristen flr die Loschung der verschiedenen
Datenkategorien;

g)  wenn moglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen
MaRnahmen gemal Artikel 32 Absatz 1.
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@) Jeder Auftragsverarbeiter und gegebenenfalls sein Vertreter fiihren ein Verzeichnis zu
allen Kategorien von im Auftrag eines Verantwortlichen durchgefiihrten Téatigkeiten der

Verarbeitung, die Folgendes enthalt:

a)  den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters oder der
Auftragsverarbeiter und jedes Verantwortlichen, in dessen Auftrag der
Auftragsverarbeiter tétig ist, sowie gegebenenfalls des Vertreters des
Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters und eines etwaigen

Datenschutzbeauftragten;

b)  die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag jedes Verantwortlichen

durchgefiihrt werden;

c)  gegebenenfalls Ubermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder
an eine internationale Organisation, einschliel3lich der Angabe des betreffenden
Drittlands oder der betreffenden internationalen Organisation, sowie bei den in
Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 genannten Datenlibermittlungen die

Dokumentierung geeigneter Garantien;

d)  wenn moglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen
MaRnahmen gemal Artikel 32 Absatz 1.

3) Das in den Absétzen 1 und 2 genannte Verzeichnis ist schriftlich zu fiihren, was auch in

einem elektronischen Format erfolgen kann.

4 Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter sowie gegebenenfalls der Vertreter des
Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters stellen der Aufsichtsbehorde das

Verzeichnis auf Anfrage zur Verfiigung.
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Die in den Abséatzen 1 und 2 genannten Pflichten gelten nicht fur Unternehmen oder
Einrichtungen, die weniger als 250 Mitarbeiter beschéftigen, sofern die von ihnen
vorgenommene Verarbeitung nicht ein Risiko fur die Rechte und Freiheiten der
betroffenen Personen birgt, die Verarbeitung nicht nur gelegentlich erfolgt oder nicht die
Verarbeitung besonderer Datenkategorien gemald Artikel 9 Absatz 1 bzw. die Verarbeitung
von personenbezogenen Daten Uber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten im Sinne

des Artikels 10 einschliefit.

Artikel 31

Zusammenarbeit mit der Aufsichtshehorde

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter und gegebenenfalls deren Vertreter arbeiten auf

Anfrage mit der Aufsichtsbehdrde bei der Erfiillung ihrer Aufgaben zusammen.

ABSCHNITT 2

SICHERHEIT PERSONENBEZOGENER DATEN

Artikel 32
Sicherheit der Verarbeitung

(@) Unter Bertiicksichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten und der Art,
des Umfangs, der Umstande und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere des Risikos fur die Rechte und Freiheiten
natlrlicher Personen treffen der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter geeignete
technische und organisatorische MaRnahmen, um ein dem Risiko angemessenes
Schutzniveau zu gewdhrleisten; diese Malinahmen schlieRen unter anderem Folgendes ein:
a)  die Pseudonymisierung und Verschliusselung personenbezogener Daten;
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(4)

b) die Fahigkeit, die Vertraulichkeit, Integritat, Verfligbarkeit und Belastbarkeit der
Systeme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer

sicherzustellen;

c) die Fahigkeit, die Verfiigbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zugang zu
ihnen bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen;

d) ein Verfahren zur regelmaRigen Uberpriifung, Bewertung und Evaluierung der
Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Malinahmen zur Gewéhrleistung

der Sicherheit der Verarbeitung.

Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu
beriicksichtigen, die mit der Verarbeitung — insbesondere durch Vernichtung, Verlust oder
Veranderung, ob unbeabsichtigt oder unrechtmaRig, oder unbefugte Offenlegung von
beziehungsweise unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten, die Ubermittelt,
gespeichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden — verbunden sind.

Die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemaR Artikel 40 oder eines genehmigten
Zertifizierungsverfahrens geméal Artikel 42 kann als Faktor herangezogen werden, um die
Erfullung der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Anforderungen

nachzuweisen.

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unternehmen Schritte, um
sicherzustellen, dass ihnen unterstellte nattrliche Personen, die Zugang zu
personenbezogenen Daten haben, diese nur auf Anweisung des Verantwortlichen
verarbeiten, es sei denn, sie sind nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten zur

Verarbeitung verpflichtet.
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Artikel 33

Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an die Aufsichtsbehérde

(@) Im Falle einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten meldet der
Verantwortliche unverzuglich und méglichst binnen 72 Stunden, nachdem ihm die
Verletzung bekannt wurde, diese der gemaR Artikel 51 zustandigen Aufsichtsbehérde, es
sei denn, dass die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich nicht
zu einem Risiko fir die Rechte und Freiheiten naturlicher Personen fuhrt. Erfolgt die
Meldung an die Aufsichtsbehdrde nicht binnen 72 Stunden, so ist ihr eine Begriindung fur
die Verzogerung beizufiigen.

2 Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten

bekannt wird, meldet er diese dem Verantwortlichen unverziglich.
(€)) Die Meldung geméals Absatz 1 enthalt zumindest folgende Informationen:

a)  eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten,
soweit moglich mit Angabe der Kategorien und der ungeféhren Zahl der betroffenen
Personen, der betroffenen Kategorien und der ungeféahren Zahl der betroffenen

personenbezogenen Datensatze;

b)  den Namen und die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder einer sonstigen

Anlaufstelle fir weitere Informationen;

c) eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des Schutzes

personenbezogener Daten

d)  eine Beschreibung der von dem Verantwortlichen ergriffenen oder vorgeschlagenen
MafRnahmen zur Behebung der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten
und gegebenenfalls MaRnahmen zur Abmilderung ihrer méglichen nachteiligen

Auswirkungen.
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1)

)

©)

Wenn und soweit die Informationen nicht zur gleichen Zeit bereitgestellt werden kénnen,
kann der Verantwortliche diese Informationen ohne unangemessene weitere Verzdgerung

schrittweise zur Verfugung stellen.

Der Verantwortliche dokumentiert Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten
einschlieBlich aller im Zusammenhang mit der Verletzung des Schutzes
personenbezogener Daten stehenden Fakten, von deren Auswirkungen und der ergriffenen
Abhilfemanahmen. Diese Dokumentation ermdglicht der Aufsichtsbehérde die

Uberpriifung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Artikels.

Artikel 34
Benachrichtigung der von einer Verletzung
des Schutzes personenbezogener Daten
betroffenen Person

Hat die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes
Risiko fur die personlichen Rechte und Freiheiten natlrlicher Personen zur Folge, so

benachrichtigt der Verantwortliche die betroffene Person unverziiglich von der Verletzung.

Die in Absatz 1 genannte Benachrichtigung der betroffenen Person beschreibt in klarer und
einfacher Sprache die Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten und
enthalt zumindest die in Artikel 33 Absatz 3 Buchstaben b, ¢ und d genannten

Informationen und Empfehlungen.

Die Benachrichtigung der betroffenen Person gemal Absatz 1 ist nicht erforderlich, wenn
eine der folgenden Bedingungen erfillt ist:

a)  der Verantwortliche geeignete technische und organisatorische
Sicherheitsvorkehrungen getroffen hat und diese VVorkehrungen auf die von der
Verletzung betroffenen personenbezogenen Daten angewandt wurden, insbesondere
solche, durch die die personenbezogenen Daten fir alle Personen, die nicht zum
Zugang zu den personenbezogenen Daten befugt sind, unzuganglich gemacht

werden, etwa durch Verschlusselung,
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1)

b)  der Verantwortliche durch nachfolgende MalRinahmen sichergestellt hat, dass das
hohe Risiko fir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen geméald Absatz 1

aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht,

c) dies mit einem unverhéltnismaligen Aufwand verbunden wére. In diesem Fall hat
stattdessen eine offentliche Bekanntmachung oder eine dhnliche MalRnahme zu
erfolgen, durch die die betroffenen Personen vergleichbar wirksam informiert

werden.

Wenn der Verantwortliche die betroffene Person nicht bereits tber die Verletzung des
Schutzes personenbezogener Daten benachrichtigt hat, kann die Aufsichtsbehérde unter
Bertcksichtigung der Wahrscheinlichkeit, mit der die Verletzung des Schutzes
personenbezogener Daten zu einem hohen Risiko fiihrt, von dem Verantwortlichen
verlangen, dies nachzuholen, oder sie kann mit einem Beschluss feststellen, dass

bestimmte der in Absatz 3 genannten VVoraussetzungen erfillt sind.

ABSCHNITT 3

DATENSCHUTZ-FOLGENABSCHATZUNG UND VORHERIGE KONSULTATION

Artikel 35

Datenschutz-Folgenabschatzung

Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technologien,
aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstande und der Zwecke der Verarbeitung
voraussichtlich ein hohes Risiko fir die Rechte und Freiheiten natirlicher Personen zur
Folge, so fihrt der Verantwortliche vorab eine Abschatzung der Folgen der vorgesehenen
Verarbeitungsvorgange fiir den Schutz personenbezogener Daten durch. Fir die
Untersuchung mehrerer ahnlicher Verarbeitungsvorgange mit &hnlich hohen Risiken kann

eine einzige Abschatzung vorgenommen werden.
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2 Der Verantwortliche holt bei der Durchfiihrung einer Datenschutz-Folgenabschétzung den

Rat des Datenschutzbeauftragten, sofern ein solcher benannt wurde, ein.

3 Eine Datenschutz-Folgenabschatzung gemald Absatz 1 ist insbesondere in folgenden Féllen

erforderlich:

a)  systematische und umfassende Bewertung personlicher Aspekte naturlicher
Personen, die sich auf automatisierte Verarbeitung einschlie8lich Profiling grindet
und die ihrerseits als Grundlage flr Entscheidungen dient, die Rechtswirkung
gegenuber natiirlichen Personen entfalten oder diese in ahnlich erheblicher Weise

beeintrachtigen;

b)  umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten
gemal Artikel 9 Absatz 1 oder von personenbezogenen Daten tber strafrechtliche

Verurteilungen und Straftaten gemaR Artikel 10 oder
c)  systematische umfangreiche Uberwachung 6ffentlich zugénglicher Bereiche;

(@))] Die Aufsichtsbehdérde erstellt eine Liste der Verarbeitungsvorgange, fir die gemaf
Absatz 1 eine Datenschutz-Folgenabschatzung durchzufuhren ist, und verdffentlicht diese.

Die Aufsichtsbehdrde Ubermittelt diese Listen dem in Artikel 68 genannten Ausschuss.

(5) Die Aufsichtsbehdrde kann des Weiteren eine Liste der Arten von Verarbeitungsvorgéngen
erstellen und verdffentlichen, fur die keine Datenschutz-Folgenabschétzung erforderlich

ist. Die Aufsichtsbehdrde tGbermittelt diese Listen dem Ausschuss.
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(7)

Vor Festlegung der in den Absatzen 4 und 5 genannten Listen wendet die zustandige

Aufsichtsbehdrde das Koharenzverfahren gemaR Artikel 63 an, wenn solche Listen

Verarbeitungstatigkeiten umfassen, die mit dem Angebot von Waren oder Dienstleistungen

flr betroffene Personen oder der Beobachtung des Verhaltens dieser Personen in mehreren

Mitgliedstaaten im Zusammenhang stehen oder die den freien Verkehr personenbezogener

Daten innerhalb der Union erheblich beeintrachtigen kénnten.

Die Folgenabschatzung enthalt zumindest Folgendes:

a)

b)

d)

eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgange und der
Zwecke der Verarbeitung, gegebenenfalls einschlieBlich der von dem

Verantwortlichen verfolgten berechtigten Interessen;

eine Bewertung der Notwendigkeit und VerhaltnismaRigkeit der

Verarbeitungsvorgange in Bezug auf den Zweck;

eine Bewertung der Risiken fiir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen
gemal Absatz 1 und

die zur Bewaltigung der Risiken geplanten AbhilfemaRnahmen, einschlieRlich
Garantien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfahren, durch die der Schutz
personenbezogener Daten sichergestellt und der Nachweis daftir erbracht wird, dass
diese Verordnung eingehalten wird, wobei den Rechten und berechtigten Interessen

der betroffenen Personen und sonstiger Betroffener Rechnung getragen wird.
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(9)

(10)

(11)

Die Einhaltung genehmigter Verhaltensregeln gemaR Artikel 40 durch die zustdndigen
Verantwortlichen oder die zustandigen Auftragsverarbeiter ist bei der Beurteilung der
Auswirkungen der von diesen durchgefiihrten Verarbeitungsvorgange, insbesondere fiir die

Zwecke einer Datenschutz-Folgenabschétzung, gebiihrend zu beriicksichtigen.

Der Verantwortliche holt gegebenenfalls den Standpunkt der betroffenen Personen oder
ihrer Vertreter zu der beabsichtigten Verarbeitung unbeschadet des Schutzes gewerblicher

oder offentlicher Interessen oder der Sicherheit der Verarbeitungsvorgange ein.

Falls die Verarbeitung gemaR Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c oder e auf einer
Rechtsgrundlage im Unionsrecht oder im Recht des Mitgliedstaats, dem der
Verantwortliche unterliegt, beruht und falls diese Rechtsvorschriften den konkreten
Verarbeitungsvorgang oder die konkreten Verarbeitungsvorgange regeln und bereits im
Rahmen der allgemeinen Folgenabschatzung im Zusammenhang mit dem Erlass dieser
Rechtsgrundlage eine Datenschutz-Folgenabschétzung erfolgte, gelten die Absétze 1 bis 7
nur, wenn es nach dem Ermessen der Mitgliedstaaten erforderlich ist, vor den betreffenden

Verarbeitungstatigkeiten eine solche Folgenabschétzung durchzufihren.

Erforderlichenfalls fiihrt der Verantwortliche eine Uberpriifung durch, um zu bewerten, ob
die Verarbeitung gemaR der Datenschutz-Folgenabschétzung durchgefihrt wird; dies gilt
zumindest, wenn hinsichtlich des mit den Verarbeitungsvorgéngen verbundenen Risikos

Anderungen eingetreten sind.
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Artikel 36

Vorherige Konsultation

Der Verantwortliche konsultiert vor der Verarbeitung die Aufsichtsbehorde, wenn aus
einer Datenschutz-Folgenabschéatzung gemald Artikel 35 hervorgeht, dass die Verarbeitung
ein hohes Risiko zur Folge hatte, sofern der Verantwortliche keine MaRnahmen zur

Einddmmung des Risikos trifft.

Falls die Aufsichtsbehdrde der Auffassung ist, dass die geplante Verarbeitung geman
Absatz 1 nicht im Einklang mit dieser Verordnung stlinde, insbesondere weil der
Verantwortliche das Risiko nicht ausreichend ermittelt oder nicht ausreichend eingedammt
hat, unterbreitet sie dem Verantwortlichen und gegebenenfalls dem Auftragsverarbeiter
innerhalb eines Zeitraums von bis zu acht Wochen nach Erhalt des Ersuchens um
Konsultation entsprechende schriftliche Empfehlungen und kann ihre in Artikel 58
genannten Befugnisse ausiiben. Diese Frist kann unter Berlcksichtigung der Komplexitét
der geplanten Verarbeitung um sechs Wochen verlangert werden. Die Aufsichtsbehérde
unterrichtet den Verantwortlichen oder gegebenenfalls den Auftragsverarbeiter tiber eine
solche Fristverlangerung innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags auf
Konsultation zusammen mit den Griinden fur die Verzégerung. Diese Fristen konnen
ausgesetzt werden, bis die Aufsichtsbehdrde die fiir die Zwecke der Konsultation

angeforderten Informationen erhalten hat.

Der Verantwortliche stellt der Aufsichtsbehorde bei einer Konsultation gemaR Absatz 1

folgende Informationen zur Verfiigung:

a)  gegebenenfalls Angaben zu den jeweiligen Zustéandigkeiten des Verantwortlichen,
der gemeinsam Verantwortlichen und der an der Verarbeitung beteiligten
Auftragsverarbeiter, insbesondere bei einer Verarbeitung innerhalb einer Gruppe von

Unternehmen;
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b)

f)

die Zwecke und die Mittel der beabsichtigten Verarbeitung;

die zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemal dieser

Verordnung vorgesehenen MaRnahmen und Garantien;
gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;
die Datenschutz-Folgenabschatzung gemaR Artikel 35 und

alle sonstigen von der Aufsichtsbehdrde angeforderten Informationen.

Die Mitgliedstaaten konsultieren die Aufsichtsbehdrde bei der Ausarbeitung eines

Vorschlags fur von einem nationalen Parlament zu erlassende Gesetzgebungsmafinahmen

oder von auf solchen GesetzgebungsmalRnahmen basierenden Regelungsmalinahmen, die

die Verarbeitung betreffen.

Ungeachtet des Absatzes 1 kénnen Verantwortliche durch das Recht der Mitgliedstaaten

verpflichtet werden, bei der Verarbeitung zur Erfillung einer im 6ffentlichen Interesse

liegenden Aufgabe, einschliel3lich der Verarbeitung zu Zwecken der sozialen Sicherheit

und der 6ffentlichen Gesundheit, die Aufsichtsbehdrde zu konsultieren und deren

vorherige Genehmigung einzuholen.
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ABSCHNITT 4

DATENSCHUTZBEAUFTRAGTER

Artikel 37

Benennung eines Datenschutzbeauftragten

Q) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter benennen auf jeden Fall einen
Datenschutzbeauftragten, wenn

a)  die Verarbeitung von einer Behorde oder 6ffentlichen Stelle durchgefiihrt wird, mit

Ausnahme von Gerichten, die im Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit handeln,

b) die Kerntatigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der
Durchfuhrung von Verarbeitungsvorgangen besteht, welche aufgrund ihrer Art, ihres
Umfangs und/oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regelmélige und systematische

Uberwachung von betroffenen Personen erforderlich machen, oder

c) die Kerntatigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der
umfangreichen Verarbeitung besonderer Kategorien von Daten geméal Artikel 9 oder
von personenbezogenen Daten Uber strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten
gemaR Artikel 10 besteht.

2 Eine Unternehmensgruppe darf einen gemeinsamen Datenschutzbeauftragten ernennen,
sofern von jeder Niederlassung aus der Datenschutzbeauftragte leicht erreicht werden

kann.

3 Falls es sich bei dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter um eine Behdrde
oder oOffentliche Stelle handelt, kann fiir mehrere solcher Behorden oder Stellen unter
Bertcksichtigung ihrer Organisationsstruktur und ihrer Grof3e ein gemeinsamer

Datenschutzbeauftragter benannt werden.
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(4)
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(6)

(")

1)

In anderen als den in Absatz 1 genannten Fallen kdnnen der VVerantwortliche oder der
Auftragsverarbeiter oder Verbénde und andere Vereinigungen, die Kategorien von
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern vertreten, einen Datenschutzbeauftragten
benennen; falls dies nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten vorgeschrieben
ist, mussen sie einen solchen benennen. Der Datenschutzbeauftragte kann fur derartige
Verbande und andere Vereinigungen, die Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter

vertreten, handeln.

Der Datenschutzbeauftragte wird auf der Grundlage seiner beruflichen Qualifikation und
insbesondere des Fachwissens benannt, das er auf dem Gebiet des Datenschutzrechts und
der Datenschutzpraxis besitzt, sowie auf der Grundlage seiner Fahigkeit zur Erfillung der

in Artikel 39 genannten Aufgaben.

Der Datenschutzbeauftragte kann Beschaftigter des Verantwortlichen oder des
Auftragsverarbeiters sein oder seine Aufgaben auf der Grundlage eines

Dienstleistungsvertrags erfullen.

Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter verdffentlicht die Kontaktdaten des

Datenschutzbeauftragten und teilt diese Daten der Aufsichtsbehérde mit.

Artikel 38

Stellung des Datenschutzbeauftragten

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass der
Datenschutzbeauftragte ordnungsgemal und friihzeitig in alle mit dem Schutz

personenbezogener Daten zusammenh&dngenden Fragen eingebunden wird.
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(2)

©)

(4)

()

(6)

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unterstiitzen den
Datenschutzbeauftragten bei der Erfilllung seiner Aufgaben geméal Artikel 39, indem sie
die fur die Erfullung dieser Aufgaben erforderlichen Ressourcen und den Zugang zu
personenbezogenen Daten und Verarbeitungsvorgangen sowie die zur Erhaltung seines

Fachwissens erforderlichen Ressourcen zur Verfligung stellen.

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass der
Datenschutzbeauftragte bei der Erfiillung seiner Aufgaben keine Anweisungen beziiglich
der Ausiibung dieser Aufgaben erhalt. Der Datenschutzbeauftragte darf von dem
Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter wegen der Erfillung seiner Aufgaben
nicht abberufen oder benachteiligt werden. Der Datenschutzbeauftragte berichtet
unmittelbar der hdchsten Managementebene des Verantwortlichen oder des

Auftragsverarbeiters.

Betroffene Personen kdnnen den Datenschutzbeauftragten zu allen mit der Verarbeitung
ihrer personenbezogenen Daten und mit der Wahrnehmung ihrer Rechte gemaR dieser

Verordnung im Zusammenhang stehenden Fragen zu Rate ziehen.

Der Datenschutzbeauftragte ist nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten bei der
Erfillung seiner Aufgaben an die Wahrung der Geheimhaltung oder der Vertraulichkeit

gebunden.

Der Datenschutzbeauftragte kann andere Aufgaben und Pflichten wahrnehmen. Der
Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter stellt sicher, dass derartige Aufgaben und
Pflichten nicht zu einem Interessenkonflikt fuhren.
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Artikel 39

Aufgaben des Datenschutzbeauftragten

Dem Datenschutzbeauftragten obliegen zumindest folgende Aufgaben:

a)

b)

Unterrichtung und Beratung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters und
der Beschéftigten, die Verarbeitungen durchfihren, hinsichtlich ihrer Pflichten nach
dieser Verordnung sowie nach sonstigen Datenschutzvorschriften der Union bzw. der

Mitgliedstaaten;

Uberwachung der Einhaltung dieser Verordnung, anderer Datenschutzvorschriften
der Union bzw. der Mitgliedstaaten sowie der Strategien des Verantwortlichen oder
des Auftragsverarbeiters fir den Schutz personenbezogener Daten einschlie3lich der
Zuweisung von Zustandigkeiten, der Sensibilisierung und Schulung der an den
Verarbeitungsvorgangen beteiligten Mitarbeiter und der diesbezliglichen

Uberpriifungen;

Beratung — auf Anfrage — im Zusammenhang mit der Datenschutz-

Folgenabschatzung und Uberwachung ihrer Durchfiihrung gemaR Artikel 35;
Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehorde;

Tatigkeit als Anlaufstelle fur die Aufsichtsbehorde in mit der Verarbeitung
zusammenhangenden Fragen, einschliellich der vorherigen Konsultation geman

Artikel 36, und gegebenenfalls Beratung zu allen sonstigen Fragen.
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(2)

1)

)

Der Datenschutzbeauftragte tragt bei der Erflllung seiner Aufgaben dem mit den
Verarbeitungsvorgangen verbundenen Risiko gebihrend Rechnung, wobei er die Art, den

Umfang, die Umstande und die Zwecke der Verarbeitung berticksichtigt.

ABSCHNITT 5

VERHALTENSREGELN UND ZERTIFIZIERUNG

Artikel 40

Verhaltensregeln

Die Mitgliedstaaten, die Aufsichtsbehdrden, der Ausschuss und die Kommission fordern
die Ausarbeitung von Verhaltensregeln, die nach MaRgabe der Besonderheiten der
einzelnen Verarbeitungsbereiche und der besonderen Bediirfnisse von Kleinstunternehmen
sowie kleinen und mittleren Unternehmen zur ordnungsgeméfien Anwendung dieser

Verordnung beitragen sollen.

Verbéande und andere Vereinigungen, die Kategorien von Verantwortlichen oder
Auftragsverarbeitern vertreten, konnen Verhaltensregeln ausarbeiten oder &ndern oder
erweitern, mit denen die Anwendung dieser Verordnung beispielsweise zu dem Folgenden

prazisiert wird:
a)  faire und transparente Verarbeitung;

b)  die berechtigten Interessen des Verantwortlichen in bestimmten Zusammenhéngen;
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c)  Erhebung personenbezogener Daten;

d)  Pseudonymisierung personenbezogener Daten;

e)  Unterrichtung der Offentlichkeit und der betroffenen Personen;

f)  Austbung der Rechte betroffener Personen;

g)  Unterrichtung und Schutz von Kindern und Art und Weise, in der die Einwilligung
des Tragers der elterlichen Verantwortung fir das Kind einzuholen ist;

h)  die MalRnahmen und Verfahren gemaR den Artikeln 24 und 25 und die Malinahmen
fiir die Sicherheit der Verarbeitung geméal Artikel 32;

i)  die Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an
Aufsichtsbehdrden und die Benachrichtigung der betroffenen Person von solchen
Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten;

j)  die Ubermittlung personenbezogener Daten an Drittlander oder an internationale
Organisationen oder

k)  auBergerichtliche Verfahren und sonstige Streitbeilegungsverfahren zur Beilegung
von Streitigkeiten zwischen Verantwortlichen und betroffenen Personen im
Zusammenhang mit der Verarbeitung, unbeschadet der Rechte betroffener Personen
gemal den Artikeln 77 und 79.
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(4)

(%)

Zusatzlich zur Einhaltung durch die unter diese Verordnung fallenden Verantwortlichen
oder Auftragsverarbeiter kénnen Verhaltensregeln, die gemaR Absatz 5 des vorliegenden
Artikels genehmigt wurden und gemaR Absatz 9 des vorliegenden Artikels allgemeine
Gultigkeit besitzen, kdnnen auch von Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern, die
gemal Artikel 3 nicht unter diese Verordnung fallen, eingehalten werden, um geeignete
Garantien im Rahmen der Ubermittlung personenbezogener Daten an Drittlander oder
internationale Organisationen nach MalRgabe des Artikels 46 Absatz 2 Buchstabe e zu
bieten. Diese Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter gehen mittels vertraglicher oder
sonstiger rechtlich bindender Instrumente die verbindliche und durchsetzbare
Verpflichtung ein, die geeigneten Garantien anzuwenden, auch im Hinblick auf die Rechte

der betroffenen Personen.

Die Verhaltensregeln gemaR Absatz 2 des vorliegenden Artikels miissen Verfahren
vorsehen, die es der in Artikel 41 Absatz 1 genannten Stelle ermdglichen, die
obligatorische Uberwachung der Einhaltung ihrer Bestimmungen durch die
Verantwortlichen oder die Auftragsverarbeiter, die sich zur Anwendung der
Verhaltensregeln verpflichten, vorzunehmen, unbeschadet der Aufgaben und Befugnisse
der Aufsichtsbehorde, die nach Artikel 55 oder 56 zustandig ist.

Verbande und andere Vereinigungen gemal Absatz 2 des vorliegenden Artikels, die
beabsichtigen, Verhaltensregeln auszuarbeiten oder bestehende Verhaltensregeln zu andern
oder zu erweitern, legen den Entwurf der Verhaltensregeln bzw. den Entwurf zu deren
Anderung oder Erweiterung der Aufsichtsbehorde vor, die nach Artikel 55 zustandig ist.
Die Aufsichtsbehérde gibt eine Stellungnahme dartiber ab, ob der Entwurf der
Verhaltensregeln bzw. der Entwurf zu deren Anderung oder Erweiterung mit dieser
Verordnung vereinbar ist und genehmigt diesen Entwurf der Verhaltensregeln bzw. den
Entwurf zu deren Anderung oder Erweiterung, wenn sie der Auffassung ist, dass er

ausreichende geeignete Garantien bietet.
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()

(8)

(9)

(10)

Wird durch die Stellungnahme nach Absatz 5 der Entwurf der Verhaltensregeln bzw. der
Entwurf zu deren Anderung oder Erweiterung genehmigt und beziehen sich die
betreffenden Verhaltensregeln nicht auf Verarbeitungstatigkeiten in mehreren
Mitgliedstaaten, so nimmt die Aufsichtsbehorde die Verhaltensregeln in ein Verzeichnis

auf und veroffentlicht sie.

Bezieht sich der Entwurf der Verhaltensregeln auf Verarbeitungstétigkeiten in mehreren
Mitgliedstaaten, so legt die nach Artikel 55 zustdndige Aufsichtsbehdrde - bevor sie den
Entwurf der Verhaltensregeln bzw. den Entwurf zu deren Anderung oder Erweiterung
genehmigt — ihn nach dem Verfahren gemaR Artikel 63 dem Ausschuss vor, der zu der
Frage Stellung nimmt, ob der Entwurf der Verhaltensregeln bzw. der Entwurf zu deren
Anderung oder Erweiterung mit dieser Verordnung vereinbar ist oder — im Fall nach

Absatz 3 — geeignete Garantien vorsieht.

Wird durch die Stellungnahme nach Absatz 7 bestétigt, dass der Entwurf der
Verhaltensregeln bzw. der Entwurf zu deren Anderung oder Erweiterung mit dieser
Verordnung vereinbar ist oder — im Fall nach Absatz 3 — geeignete Garantien vorsieht, so

ubermittelt der Ausschuss seine Stellungnahme der Kommission.

Die Kommission kann im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten beschliel3en, dass die ihr
gemall Absatz 8 Ubermittelten genehmigten Verhaltensregeln bzw. deren genehmigte
Anderung oder Erweiterung allgemeine Giiltigkeit in der Union besitzen. Diese
Durchflihrungsrechtsakte werden gemaél’ dem Prifverfahren nach Artikel 93 Absatz 2

erlassen.

Die Kommission trégt daflir Sorge, dass die genehmigten Verhaltensregeln, denen geman
Absatz 9 allgemeine Giiltigkeit zuerkannt wurde, in geeigneter Weise veroffentlicht

werden.
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(11) Der Ausschuss nimmt alle genehmigten Verhaltensregeln bzw. deren genehmigte
Anderungen oder Erweiterungen in ein Register auf und veroffentlicht sie in geeigneter

Weise.

Artikel 41

Uberwachung der genehmigten Verhaltensregeln

(@D)] Unbeschadet der Aufgaben und Befugnisse der zustdndigen Aufsichtsbehdrde gemaR den
Artikeln 57 und 58 kann die Uberwachung der Einhaltung von Verhaltensregeln gemaR
Acrtikel 40 von einer Stelle durchgefiihrt werden, die Uber das geeignete Fachwissen
hinsichtlich des Gegenstands der Verhaltensregeln verfugt und die von der zustandigen

Aufsichtsbehorde zu diesem Zweck akkreditiert wurde.

2 Eine Stelle gemiR Absatz 1 kann zum Zwecke der Uberwachung der Einhaltung von

Verhaltensregeln akkreditiert werden, wenn sie

a)  ihre Unabh&ngigkeit und ihr Fachwissen hinsichtlich des Gegenstands der
Verhaltensregeln zur Zufriedenheit der zustdndigen Aufsichtsbehdrde nachgewiesen
hat;

b)  Verfahren festgelegt hat, die es ihr ermdglichen, zu bewerten, ob Verantwortliche
und Auftragsverarbeiter die Verhaltensregeln anwenden kdnnen, die Einhaltung der
Verhaltensregeln durch die Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter zu Gberwachen

und die Anwendung der Verhaltensregeln regelmaRig zu tberprifen;
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c) Verfahren und Strukturen festgelegt hat, mit denen sie Beschwerden Gber
Verletzungen der Verhaltensregeln oder tber die Art und Weise, in der die
Verhaltensregeln von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter
angewendet werden oder wurden, nachgeht und diese Verfahren und Strukturen fir
betroffene Personen und die Offentlichkeit transparent macht; und

d)  zur Zufriedenheit der zustandigen Aufsichtsbehdrde nachgewiesen hat, dass ihre

Aufgaben und Pflichten nicht zu einem Interessenkonflikt fiihren.

3 Die zustandige Aufsichtsbehorde Gbermittelt den Entwurf der Kriterien flr die
Akkreditierung einer Stelle nach Absatz 1 gemé&R dem Koharenzverfahren nach Artikel 63

an den Ausschuss.

4 Unbeschadet der Aufgaben und Befugnisse der zustandigen Aufsichtsbehorde und der
Bestimmungen des Kapitels V11 ergreift eine Stelle gemé&ll Absatz 1 vorbehaltlich
geeigneter Garantien im Falle einer Verletzung der Verhaltensregeln durch einen
Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter geeignete MaRnahmen, einschliellich
eines vorlaufigen oder endgultigen Ausschlusses des Verantwortlichen oder
Auftragsverarbeiters von den Verhaltensregeln. Sie unterrichtet die zustandige
Aufsichtsbehorde tiber solche Malinahmen und deren Begriindung.

5) Die zustandige Aufsichtsbehdrde widerruft die Akkreditierung einer Stelle gemald Absatz
1, wenn die Voraussetzungen fur ihre Akkreditierung nicht oder nicht mehr erftllt sind

oder wenn die Stelle MaRnahmen ergreift, die nicht mit dieser Verordnung vereinbar sind.

(6) Dieser Artikel gilt nicht fiir die Verarbeitung durch Behdrden oder 6ffentliche Stellen.

5419/16 ESS/mfa 179
DGD 2 DE



1)

()

©)

Artikel 42

Zertifizierung

Die Mitgliedstaaten, die Aufsichtsbehdrden, der Ausschuss und die Kommission fordern
insbesondere auf Unionsebene die Einfuhrung von datenschutzspezifischen
Zertifizierungsverfahren sowie von Datenschutzsiegeln und -prifzeichen, die dazu dienen,
nachzuweisen, dass diese Verordnung bei Verarbeitungsvorgangen von Verantwortlichen
oder Auftragsverarbeitern eingehalten wird. Den besonderen Bed(rfnissen von

Kleinstunternehmen sowie kleinen und mittleren Unternehmen wird Rechnung getragen.

Zusatzlich zur Einhaltung durch die unter diese Verordnung fallenden Verantwortlichen
oder Auftragsverarbeiter kénnen auch datenschutzspezifische Zertifizierungsverfahren,
Siegel oder Priifzeichen, die geméall Absatz 5 des vorliegenden Artikels genehmigt worden
sind, vorgesehen werden, um nachzuweisen, dass die Verantwortlichen oder
Auftragsverarbeiter, die gemaR Artikel 3 nicht unter diese Verordnung fallen, im Rahmen
der Ubermittlung personenbezogener Daten an Drittlander oder internationale
Organisationen nach Mal3gabe von Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe f geeignete Garantien
bieten. Diese Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter gehen mittels vertraglicher oder
sonstiger rechtlich bindender Instrumente die verbindliche und durchsetzbare
Verpflichtung ein, diese geeigneten Garantien anzuwenden, auch im Hinblick auf die

Rechte der betroffenen Personen.

Die Zertifizierung muss freiwillig und tber ein transparentes Verfahren zuganglich sein.
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(8)

Eine Zertifizierung gemal diesem Artikel mindert nicht die Verantwortung des
Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters fur die Einhaltung dieser Verordnung und
bertihrt nicht die Aufgaben und Befugnisse der Aufsichtsbehdrden, die gemaR Artikel 55
oder 56 zusténdig sind.

Eine Zertifizierung nach diesem Artikel wird durch die Zertifizierungsstellen nach

Artikel 43 oder durch die zustandige Aufsichtsbehdrde anhand der von dieser zustéandigen
Aufsichtsbehdrde gemal Artikel 58 Absatz 3 oder — gemaR Artikel 63 — durch den
Ausschuss genehmigten Kriterien erteilt. Werden die Kriterien vom Ausschuss genehmigt,
kann dies zu einer gemeinsamen Zertifizierung, dem Européischen Datenschutzsiegel,

fuhren.

Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter, der die von ihm durchgefihrte
Verarbeitung dem Zertifizierungsverfahren unterwirft, stellt der Zertifizierungsstelle nach
Artikel 43 oder gegebenenfalls der zustandigen Aufsichtsbehorde alle fir die
Durchfuhrung des Zertifizierungsverfahrens erforderlichen Informationen zur Verfligung
und gewahrt ihr den in diesem Zusammenhang erforderlichen Zugang zu seinen

Verarbeitungstatigkeiten.

Die Zertifizierung wird einem Verantwortlichen oder einem Auftragsverarbeiter fiir eine
Hochstdauer von drei Jahren erteilt und kann unter denselben Bedingungen verlangert
werden, sofern die einschlagigen VVoraussetzungen weiterhin erfullt werden. Die
Zertifizierung wird gegebenenfalls durch die Zertifizierungsstellen nach Artikel 43 oder
durch die zustandige Aufsichtsbehdrde widerrufen, wenn die VVoraussetzungen fur die

Zertifizierung nicht oder nicht mehr erfillt werden.

Der Ausschuss nimmt alle Zertifizierungsverfahren und Datenschutzsiegel

und -prufzeichen in ein Register auf und veroffentlicht sie in geeigneter Weise.
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Artikel 43

Zertifizierungsstellen

Unbeschadet der Aufgaben und Befugnisse der zustdndigen Aufsichtsbehdrde gemaR den
Artikeln 57 und 58 erteilen oder verldngern Zertifizierungsstellen, die Giber das geeignete
Fachwissen hinsichtlich des Datenschutzes verfugen, nach Unterrichtung der
Aufsichtsbehdrde - damit diese erforderlichenfalls von ihren Befugnissen gemaR Artikel 58
Absatz 2 Buchstabe h Gebrauch machen kann — die Zertifizierung. Die Mitgliedstaaten
stellen sicher, dass diese Zertifizierungsstellen von einer oder beiden der folgenden Stellen

akkreditiert werden:
a)  der gemaR Artikel 55 oder 56 zustandigen Aufsichtsbehoérde;

b)  der nationalen Akkreditierungsstelle, die gemaR der Verordnung (EG) Nr. 765/2008
des Europaischen Parlaments und des Rates’ im Einklang mit EN-
ISO/IEC 17065/2012 und mit den zusétzlichen von der gemaR Artikel 55 oder 56

zustandigen Aufsichtsbehorde festgelegten Anforderungen benannt wurde.

Zertifizierungsstellen nach Absatz 1 dirfen nur dann gemaR Absatz 1 akkreditiert werden,

wenn sie

a)  ihre Unabhé&ngigkeit und ihr Fachwissen hinsichtlich des Gegenstands der
Zertifizierung zur Zufriedenheit der zustdndigen Aufsichtsbehdrde nachgewiesen

haben;

Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europdaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli
2008 uber die Vorschriften fir die Akkreditierung und Marktiiberwachung im
Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung
(EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABI. L 218 vom 13.8.2008, S. 30).
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b)

d)

sich verpflichtet haben, die Kriterien nach Artikel 42 Absatz 5, die von der gemaf
Artikel 55 oder 56 zustandigen Aufsichtsbehérde oder — gemaR Artikel 63 — von dem

Ausschuss genehmigt wurden, einzuhalten;

Verfahren fiir die Erteilung, die regelmaBige Uberpriifung und den Widerruf der
Datenschutzzertifizierung sowie der Datenschutzsiegel und -priifzeichen festgelegt

haben;

Verfahren und Strukturen festgelegt haben, mit denen sie Beschwerden Gber
Verletzungen der Zertifizierung oder die Art und Weise, in der die Zertifizierung von
dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter umgesetzt wird oder wurde,
nachgehen und diese Verfahren und Strukturen fur betroffene Personen und die

Offentlichkeit transparent machen, und

zur Zufriedenheit der zustandigen Aufsichtsbehtdrde nachgewiesen haben, dass ihre
Aufgaben und Pflichten nicht zu einem Interessenkonflikt fiihren.

Die Akkreditierung von Zertifizierungsstellen nach den Absatzen 1 und 2 erfolgt anhand

der Kriterien, die von der gemaR Artikel 55 oder 56 zustandigen Aufsichtsbehorde oder —

gemald Artikel 63 — von dem Ausschuss genehmigt wurden. Im Fall einer Akkreditierung

nach Absatz 1 Buchstabe b des vorliegenden Artikels erganzen diese Anforderungen
diejenigen, die in der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 und in den technischen Vorschriften,

in denen die Methoden und Verfahren der Zertifizierungsstellen beschrieben werden,

vorgesehen sind.
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(5)

(6)

(7)

(8)

Die Zertifizierungsstellen nach Absatz 1 sind unbeschadet der Verantwortung, die der
Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter fur die Einhaltung dieser Verordnung hat, fur
die angemessene Bewertung, die der Zertifizierung oder dem Widerruf einer Zertifizierung
zugrunde liegt, verantwortlich. Die Akkreditierung wird flr eine Hochstdauer von funf
Jahren erteilt und kann unter denselben Bedingungen verlangert werden, sofern die

Zertifizierungsstelle die Anforderungen dieses Artikels erfullt.

Die Zertifizierungsstellen nach Absatz 1 teilen den zustandigen Aufsichtsbehorden die

Grinde fir die Erteilung oder den Widerruf der beantragten Zertifizierung mit.

Die Anforderungen nach Absatz 3 des vorliegenden Artikels und die Kriterien nach
Artikel 42 Absatz 5 werden von der Aufsichtsbehdrde in leicht zuganglicher Form
veroffentlicht. Die Aufsichtsbehdrden tbermitteln diese Anforderungen und Kriterien auch
dem Ausschuss. Der Ausschuss nimmt alle Zertifizierungsverfahren und Datenschutzsiegel
in ein Register auf und veréffentlicht sie in geeigneter Weise.

Unbeschadet des Kapitels V111 widerruft die zustdndige Aufsichtsbehdrde oder die
nationale Akkreditierungsstelle die Akkreditierung einer Zertifizierungsstelle nach
Absatz 1, wenn die VVoraussetzungen fiir die Akkreditierung nicht oder nicht mehr erfullt
sind oder wenn eine Zertifizierungsstelle MalRnahmen ergreift, die nicht mit dieser

Verordnung vereinbar sind.

Der Kommission wird die Befugnis tbertragen, gemaR Artikel 92 delegierte Rechtsakte zu
erlassen, um die Anforderungen festzulegen, die fur die in Artikel 42 Absatz 1 genannten
datenschutzspezifischen Zertifizierungsverfahren zu berlcksichtigen sind.
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€)] Die Kommission kann Durchfiihrungsrechtsakte erlassen, mit denen technische Standards
fiir Zertifizierungsverfahren und Datenschutzsiegel und -priifzeichen sowie Mechanismen
zur Forderung und Anerkennung dieser Zertifizierungsverfahren und Datenschutzsiegel
und -prifzeichen festgelegt werden. Diese Durchfiihrungsrechtsakte werden gemal dem in
Artikel 93 Absatz 2 genannten Priifverfahren erlassen.

KAPITEL V
UBERMITTLUNG PERSONENBEZOGENER DATEN
AN DRITTLANDER
ODER AN INTERNATIONALE ORGANISATIONEN

Artikel 44

Allgemeine Grundséatze der Datenlibermittlung

Jedwede Ubermittlung personenbezogener Daten, die bereits verarbeitet werden oder nach ihrer
Ubermittlung an ein Drittland oder eine internationale Organisation verarbeitet werden sollen, ist
nur zuléssig, wenn der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter die in diesem Kapitel
niedergelegten Bedingungen einhalten und auch die sonstigen Bestimmungen dieser Verordnung
eingehalten werden; dies gilt auch fur die etwaige Weiteribermittlung personenbezogener Daten
durch das betreffende Drittland oder die betreffende internationale Organisation an ein anderes
Drittland oder eine andere internationale Organisation. Alle Bestimmungen dieses Kapitels sind
anzuwenden, um sicherzustellen, dass das durch diese Verordnung gewahrleistete Schutzniveau fur

nattrliche Personen nicht untergraben wird.
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Artikel 45

Datenlibermittlung auf der Grundlage eines Angemessenheitsbeschlusses

(@) Eine Ubermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland oder eine internationale
Organisation darf vorgenommen werden, wenn die Kommission beschlossen hat, dass das
betreffende Drittland, ein Gebiet oder ein oder mehrere spezifische Sektoren in diesem
Drittland oder die betreffende internationale Organisation ein angemessenes Schutzniveau

bietet. Eine solche Dateniibermittlungen bedarf keiner besonderen Genehmigung.

2 Bei der Priifung der Angemessenheit des gebotenen Schutzniveaus berlicksichtigt die
Kommission inshesondere das Folgende:

a) die Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die in
dem betreffenden Land bzw. bei der betreffenden internationalen Organisation
geltenden einschldgigen Rechtsvorschriften sowohl allgemeiner als auch sektoraler
Art —auch in Bezug auf 6ffentliche Sicherheit, VVerteidigung, nationale Sicherheit
und Strafrecht sowie Zugang der Behdrden zu personenbezogenen Daten — sowie die
Anwendung dieser Rechtsvorschriften, Datenschutzvorschriften, Berufsregeln und
Sicherheitsvorschriften einschlie3lich der VVorschriften fir die Weiteribermittlung
personenbezogener Daten an ein anderes Drittland bzw. eine andere internationale
Organisation, die Rechtsprechung sowie wirksame und durchsetzbare Rechte der
betroffenen Person und wirksame verwaltungsrechtliche und gerichtliche
Rechtsbehelfe fur betroffene Personen, deren personenbezogene Daten tbermittelt
werden,
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©)

b) die Existenz und die wirksame Funktionsweise einer oder mehrerer unabhangiger
Aufsichtsbehdrden in dem betreffenden Drittland oder denen eine internationale
Organisation untersteht und die fur die Einhaltung und Durchsetzung der
Datenschutzvorschriften, einschliel3lich angemessener Durchsetzungsbefugnisse, fir
die Unterstiitzung und Beratung der betroffenen Personen bei der Ausiibung ihrer
Rechte und fir die Zusammenarbeit mit den Aufsichtsbehorden der Mitgliedstaaten

zustandig sind, und

¢) die von dem betreffenden Drittland bzw. der betreffenden internationalen
Organisation eingegangenen internationalen Verpflichtungen oder andere
Verpflichtungen, die sich aus rechtsverbindlichen Ubereinkiinften oder Instrumenten
sowie aus der Teilnahme des Drittlands oder der internationalen Organisation an
multilateralen oder regionalen Systemen insbesondere in Bezug auf den Schutz
personenbezogener Daten ergeben.

Nach der Beurteilung der Angemessenheit des Schutzniveaus kann die Kommission im
Wege eines Durchfuihrungsrechtsaktes beschlieRen, dass ein Drittland, ein Gebiet oder ein
oder mehrere spezifische Sektoren in einem Drittland oder eine internationale Organisation
ein angemessenes Schutzniveau im Sinne des Absatzes 2 des vorliegenden Artikels bieten.
In dem Durchfiihrungsrechtsakt ist ein Mechanismus fiir eine regelmaBige Uberpriifung,
die mindestens alle vier Jahre erfolgt, vorzusehen, bei der allen mafigeblichen
Entwicklungen in dem Drittland oder bei der internationalen Organisation Rechnung
getragen wird. Im Durchfuhrungsrechtsakt werden der territoriale und der sektorale
Anwendungsbereich sowie gegebenenfalls die in Absatz 2 Buchstabe b des vorliegenden
Artikels genannte Aufsichtsbehdrde bzw. genannten Aufsichtsbehérden angegeben. Der
Durchfuhrungsrechtsakt wird geméal dem in Artikel 93 Absatz 2 genannten Priifverfahren

erlassen.
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(4)

()

(6)

(7)

Die Kommission uberwacht fortlaufend die Entwicklungen in Drittlandern und bei
internationalen Organisationen, die die Wirkungsweise der nach Absatz 3 des vorliegenden
Artikels erlassenen Beschliisse und der nach Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG

erlassenen Feststellungen beeintréchtigen konnten.

Die Kommission widerruft, &ndert oder setzt die in Absatz 3 des vorliegenden Artikels
genannten Beschliisse im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten aus, soweit dies nétig ist
und ohne riickwirkende Kraft, soweit entsprechende Informationen — insbesondere im
Anschluss an die in Absatz 3 des vorliegenden Artikels genannte Uberpriifung —
dahingehend vorliegen, dass ein Drittland, ein Gebiet oder ein oder mehrere spezifischer
Sektor in einem Drittland oder eine internationale Organisation kein angemessenes
Schutzniveau im Sinne des Absatzes 2 des vorliegenden Artikels mehr gewahrleistet. Diese
Durchflihrungsrechtsakte werden gemaél’ dem Prifverfahren nach Artikel 93 Absatz 2

erlassen.

In hinreichend begrundeten Fallen dufRerster Dringlichkeit erlasst die Kommission gemaf
dem in Artikel 93 Absatz 3 genannten Verfahren sofort geltende

Durchfuhrungsrechtsakte."

Die Kommission nimmt Beratungen mit dem betreffenden Drittland bzw. der betreffenden
internationalen Organisation auf, um Abhilfe fur die Situation zu schaffen, die zu dem

gemal Absatz 5 erlassenen Beschluss gefuhrt hat.

Ubermittlungen personenbezogener Daten an das betreffende Drittland, das Gebiet oder
einen oder mehrere spezifische Sektoren in diesem Drittland oder an die betreffende
internationale Organisation gemaR den Artikeln 46 bis 49 werden durch einen Beschluss

nach Absatz 5 des vorliegenden Artikels nicht berthrt.

5419/16

ESS/mfa 188
DGD 2 DE



(8) Die Kommission veroffentlicht im Amtsblatt der Europaischen Union und auf ihrer
Website eine Liste aller Drittlander beziehungsweise Gebiete und spezifischen Sektoren in
einem Drittland und aller internationalen Organisationen, fur die sie durch Beschluss
festgestellt hat, dass sie ein angemessenes Schutzniveau gewahrleisten bzw. nicht mehr
gewahrleisten.

€)] VVon der Kommission auf der Grundlage von Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG
erlassene Feststellungen bleiben so lange in Kraft, bis sie durch einen nach dem
Prifverfahren gemall den Absétzen 3 oder 5 des vorliegenden Artikels erlassenen
Beschluss der Kommission geandert, ersetzt oder aufgehoben werden.

Artikel 46

Datentbermittlung vorbehaltlich geeigneter Garantien

Q) Falls kein Beschluss nach Artikel 45 Absatz 3 vorliegt, darf ein Verantwortlicher oder ein
Auftragsverarbeiter personenbezogene Daten an ein Drittland oder eine internationale
Organisation nur bermitteln, sofern der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter
geeignete Garantien vorgesehen hat und sofern den betroffenen Personen durchsetzbare

Rechte und wirksame Rechtsbehelfe zur Verfligung stehen.

@) Die in Absatz 1 genannten geeigneten Garantien kdnnen, ohne dass hierzu eine besondere

Genehmigung einer Aufsichtsbehorde erforderlich ware, bestehen in

a)  einem rechtlich bindenden und durchsetzbaren Dokument zwischen den Behdrden

oder 6ffentlichen Stellen,
b)  verbindlichen internen Datenschutzvorschriften gemaR Artikel 47,

c)  Standarddatenschutzklauseln, die von der Kommission gemaR dem Priifverfahren

nach Artikel 93 Absatz 2 erlassen werden,
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d)

f)

von einer Aufsichtsbehdérde angenommenen Standarddatenschutzklauseln, die von
der Kommission gemaR dem Prifverfahren nach Artikel 93 Absatz 2 genehmigt

wurden,

genehmigten Verhaltensregeln gemaR Artikel 40 zusammen mit rechtsverbindlichen
und durchsetzbaren Verpflichtungen des Verantwortlichen oder des
Auftragsverarbeiters in dem Drittland zur Anwendung der geeigneten Garantien,

einschlieBlich in Bezug auf die Rechte der betroffenen Personen, oder

einem genehmigten Zertifizierungsmechanismus geméf Artikel 42 zusammen mit
rechtsverbindlichen und durchsetzbaren Verpflichtungen des Verantwortlichen oder
des Auftragsverarbeiters in dem Drittland zur Anwendung der geeigneten Garantien,

einschlieBlich in Bezug auf die Rechte der betroffenen Personen.

3 Vorbehaltlich der Genehmigung durch die zustédndige Aufsichtsbehdrde kénnen die
geeigneten Garantien geméald Absatz 1 auch insbesondere bestehen in
a)  Vertragsklauseln, die zwischen dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter
und dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter oder dem Empfanger der
personenbezogenen Daten im Drittland oder der internationalen Organisation
vereinbart wurden, oder
b)  Bestimmungen, die in Verwaltungsvereinbarungen zwischen Behdrden oder
offentlichen Stellen aufzunehmen sind und durchsetzbare und wirksame Rechte flr
die betroffenen Personen einschlieRen.
4) Die Aufsichtsbehdrde wendet das Koharenzverfahren nach Artikel 63 an, wenn ein Fall
gemal Absatz 3 des vorliegenden Artikels vorliegt.
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()

1)

)

VVon einem Mitgliedstaat oder einer Aufsichtsbehtrde auf der Grundlage von Artikel 26
Absatz 2 der Richtlinie 95/46/EG erteilte Genehmigungen bleiben so lange gltig, bis sie
erforderlichenfalls von dieser Aufsichtsbehdrde gedndert, ersetzt oder aufgehoben werden.
VVon der Kommission auf der Grundlage von Artikel 26 Absatz 4 der Richtlinie 95/46/EG
erlassene Feststellungen bleiben so lange in Kraft, bis sie erforderlichenfalls mit einem
nach Absatz 2 des vorliegenden Artikels erlassenen Beschluss der Kommission geandert,

ersetzt oder aufgehoben werden.

Artikel 47

Verbindliche interne Datenschutzvorschriften

Die zustandige Aufsichtsbehdrde genehmigt gemalt dem Kohdarenzverfahren nach

Artikel 63 verbindliche interne Datenschutzvorschriften, sofern diese

a)  rechtlich bindend sind, fir alle betreffenden Mitglieder der Unternehmensgruppe
oder einer Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstatigkeit
ausuben, gelten und von diesen Mitgliedern durchgesetzt werden, und dies auch fur

ihre Beschaftigten gilt,

b)  den betroffenen Personen ausdrticklich durchsetzbare Rechte in Bezug auf die

Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten ubertragen und
c) diein Absatz 2 festgelegten Anforderungen erfillen.

Die verbindlichen internen Datenschutzvorschriften nach Absatz 1 enthalten mindestens

folgende Angaben:

a)  Struktur und Kontaktdaten der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Unternehmen,

die eine gemeinsame Wirtschaftstatigkeit ausuben, und jedes ihrer Mitglieder;
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b)

d)

f)

die betreffenden Datenilibermittlungen oder Reihen von Dateniibermittlungen
einschlieBlich der betreffenden Arten personenbezogener Daten, Art und Zweck der
Datenverarbeitung, Art der betroffenen Personen und das betreffende Drittland

beziehungsweise die betreffenden Drittlander;

interne und externe Rechtsverbindlichkeit der betreffenden internen

Datenschutzvorschriften;

die Anwendung der allgemeinen Datenschutzgrundsétze, insbesondere
Zweckbindung, Datenminimierung, begrenzte Speicherfristen, Datenqualitét,
Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche
Voreinstellungen, Rechtsgrundlage fur die Verarbeitung, Verarbeitung besonderer
Kategorien von personenbezogenen Daten, MalRnahmen zur Sicherstellung der
Datensicherheit und Anforderungen fur die Weiterlibermittlung an nicht an diese
internen Datenschutzvorschriften gebundene Stellen;

die Rechte der betroffenen Personen in Bezug auf die Verarbeitung und die diesen
offenstehenden Mittel zur Wahrnehmung dieser Rechte einschlie3lich des Rechts,
nicht einer ausschliellich auf einer automatisierten Verarbeitung — einschlie3lich
Profiling — beruhenden Entscheidung nach Artikel 22 unterworfen zu werden sowie
des in Artikel 79 niedergelegten Rechts auf Beschwerde bei der zustédndigen
Aufsichtsbehdrde beziehungsweise auf Einlegung eines Rechtsbehelfs bei den
zustandigen Gerichten der Mitgliedstaaten und im Falle einer Verletzung der
verbindlichen internen Datenschutzvorschriften Wiedergutmachung und

gegebenenfalls Schadenersatz zu erhalten;

die von dem in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Verantwortlichen oder
Auftragsverarbeiter ibernommene Haftung fir etwaige Verstol3e eines nicht in der
Union niedergelassenen betreffenden Mitglieds der Unternehmensgruppe gegen die
verbindlichen internen Datenschutzvorschriften; der Verantwortliche oder der
Auftragsverarbeiter ist nur dann teilweise oder vollstandig von dieser Haftung
befreit, wenn er nachweist, dass der Umstand, durch den der Schaden eingetreten ist,
dem betreffenden Mitglied nicht zur Last gelegt werden kann;
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g) die Art und Weise, wie die betroffenen Personen lber die Bestimmungen der
Artikel 13 und 14 hinaus Uber die verbindlichen internen Datenschutzvorschriften
und insbesondere Uber die unter den Buchstaben d, e und f dieses Absatzes

genannten Aspekte informiert werden;

h)  die Aufgaben jedes gemaR Artikel 37 benannten Datenschutzbeauftragten oder jeder
anderen Person oder Einrichtung, die mit der Uberwachung der Einhaltung der
verbindlichen internen Datenschutzvorschriften in der Unternehmensgruppe oder
Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstatigkeit ausuben, sowie
mit der Uberwachung der Schulungsmanahmen und dem Umgang mit Beschwerden

befasst ist;
i)  die Beschwerdeverfahren;

J)  die innerhalb der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Unternehmen, die eine
gemeinsame Wirtschaftstatigkeit ausiiben, bestehenden Verfahren zur Uberpriifung
der Einhaltung der verbindlichen internen Datenschutzvorschriften. Derartige
Verfahren beinhalten Datenschutziiberpriifungen und Verfahren zur Gewébhrleistung
von AbhilfemaBnahmen zum Schutz der Rechte der betroffenen Person. Die
Ergebnisse derartiger Uberpriifungen sollten der in Buchstabe h genannten Person
oder Einrichtung sowie dem Verwaltungsrat des herrschenden Unternehmens einer
Unternehmensgruppe oder der Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame
Wirtschaftstatigkeit ausuben, mitgeteilt werden und sollten der zustandigen
Aufsichtsbehdrde auf Anfrage zur Verfugung gestellt werden;

k)  die Verfahren fir die Meldung und Erfassung von Anderungen der Vorschriften und

ihre Meldung an die Aufsichtsbehdrde;

5419/16 ESS/mfa 193
DGD 2 DE



die Verfahren fur die Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehorde, die die Befolgung
der Vorschriften durch samtliche Mitglieder der Unternehmensgruppe oder Gruppe
von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstatigkeit ausiiben, gewahrleisten,
insbesondere durch Offenlegung der Ergebnisse von Uberpriifungen der unter
Buchstabe j genannten Malinahmen gegentiber der Aufsichtsbehorde;

die Meldeverfahren zur Unterrichtung der zustdndigen Aufsichtsbehdrde Gber
jegliche fur ein Mitglied der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Unternehmen,
die eine gemeinsame Wirtschaftstatigkeit ausiiben, in einem Drittland geltenden
rechtlichen Bestimmungen, die sich nachteilig auf die Garantien auswirken kénnten,

die die verbindlichen internen Datenschutzvorschriften bieten, und

geeignete Datenschutzschulungen fur Personal mit stindigem oder regelmaRigem

Zugang zu personenbezogenen Daten.

3 Die Kommission kann das Format und die Verfahren fur den Informationsaustausch tiber
verbindliche interne Datenschutzvorschriften im Sinne des vorliegenden Artikels zwischen
Verantwortlichen, Auftragsverarbeitern und Aufsichtsbehdrden festlegen. Diese
Durchflihrungsrechtsakte werden gemaél’ dem Prifverfahren nach Artikel 93 Absatz 2
erlassen.
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Artikel 48

Nach dem Unionsrecht nicht zulassige Ubermittlung oder Offenlegung

Jegliches Urteil eines Gerichts eines Drittlands und jegliche Entscheidung einer
Verwaltungsbehdrde eines Drittlands, mit denen von einem Verantwortlichen oder einem
Auftragsverarbeiter die Ubermittlung oder Offenlegung personenbezogener Daten verlangt wird,
durfen unbeschadet anderer Griinde fiir die Ubermittlung gemaR diesem Kapitel jedenfalls nur dann
anerkannt oder vollstreckbar werden, wenn sie auf eine in Kraft befindliche internationale
Ubereinkunft wie etwa ein Rechtshilfeabkommen zwischen dem ersuchenden Drittland und der
Union oder einem Mitgliedstaat gestlitzt sind.

Artikel 49

Ausnahmen fiir bestimmte Falle

Q) Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach Artikel 45 Absatz 3 vorliegt noch
geeignete Garantien nach Artikel 46, einschliellich verbindlicher interner
Datenschutzvorschriften, bestehen, ist eine Ubermittlung oder eine Reihe von
Ubermittlungen personenbezogener Daten an ein Drittland oder an eine internationale

Organisation nur unter einer der folgenden Bedingungen zul&ssig:

a) die betroffene Person hat in die vorgeschlagene Dateniibermittlung ausdrticklich
eingewilligt, nachdem sie Uber die fir sie bestehenden mdglichen Risiken derartiger
Datentibermittlungen ohne Vorliegen eines Angemessenheitsbeschlusses und ohne

geeignete Garantien unterrichtet wurde,

b)  die Ubermittlung ist fur die Erfiillung eines Vertrags zwischen der betroffenen
Person und dem Verantwortlichen oder zur Durchfiihrung von vorvertraglichen

MaRnahmen auf Antrag der betroffenen Person erforderlich,
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d)

f)

9)

die Ubermittlung ist zum Abschluss oder zur Erfillung eines im Interesse der
betroffenen Person von dem Verantwortlichen mit einer anderen natirlichen oder

juristischen Person geschlossenen Vertrags erforderlich,
die Ubermittlung ist aus wichtigen Griinden des ¢ffentlichen Interesses notwendig,

die Ubermittlung ist zur Geltendmachung, Ausiibung oder Verteidigung von

Rechtsanspriichen erforderlich,

die Ubermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person
oder anderer Personen erforderlich, sofern die betroffene Person aus physischen oder
rechtlichen Griinden aufRerstande ist, ihre Einwilligung zu geben,

die Ubermittlung erfolgt aus einem Register, das gemaR dem Recht der Union oder
der Mitgliedstaaten zur Information der Offentlichkeit bestimmt ist und entweder der
gesamten Offentlichkeit oder allen Personen, die ein berechtigtes Interesse
nachweisen konnen, zur Einsichtnahme offensteht, aber nur soweit die im Recht der
Union oder der Mitgliedstaaten festgelegten Voraussetzungen fir die Einsichtnahme

im Einzelfall gegeben sind,
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Falls die Ubermittlung nicht auf eine Bestimmung der Artikel 45 oder 46 — einschlieRlich
der verbindlichen internen Datenschutzvorschriften — gesttzt werden konnte und keine der
Ausnahmen fur einen bestimmten Fall gemaR den Buchstaben a bis g des vorliegenden
Absatzes anwendbar ist, darf eine Ubermittlung an ein Drittland oder eine internationale
Organisation nur dann erfolgen, wenn die Ubermittlung nicht wiederholt erfolgt, nur eine
begrenzte Zahl von betroffenen Personen betrifft, fur die Wahrung der zwingenden
berechtigten Interessen des Verantwortlichen erforderlich ist, sofern die Interessen oder die
Rechte und Freiheiten der betroffenen Person nicht tiberwiegen, und der Verantwortliche
alle Umsténde der Datenlibermittlung beurteilt und auf der Grundlage dieser Beurteilung
angemessene Garantien in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten vorgesehen
hat. Der Verantwortliche setzt die Aufsichtsbehdrde von der Ubermittlung in Kenntnis.
Der Verantwortliche unterrichtet die betroffene Person tiber die Ubermittlung und seine
zwingenden berechtigten Interessen; dies erfolgt zusétzlich zu den der betroffenen Person

nach den Artikeln 13 und 14 mitgeteilten Informationen.

2 Datenubermittlungen gemald Absatz 1 Buchstabe g dirfen nicht die Gesamtheit oder ganze
Kategorien der im Register enthaltenen personenbezogenen Daten umfassen. Wenn das
Register der Einsichtnahme durch Personen mit berechtigtem Interesse dient, darf die
Ubermittlung nur auf Anfrage dieser Personen oder nur dann erfolgen, wenn diese

Personen die Adressaten der Ubermittlung sind.

(€)) Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und ¢ und sowie Absatz 1 Unterabsatz 2 gelten
nicht fur Tatigkeiten, die Behdrden in Austibung ihrer hoheitlichen Befugnisse

durchfihren.

4 Das offentliche Interesse im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe d ist im Unionsrecht oder im

Recht des Mitgliedstaats, dem der Verantwortliche unterliegt, anerkannt.
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(6)

Liegt kein Angemessenheitsbeschluss vor, so kénnen im Unionsrecht oder im Recht der
Mitgliedstaaten aus wichtigen Grunden des 6ffentlichen Interesses ausdriicklich
Beschrankungen der Ubermittlung bestimmter Kategorien von personenbezogenen Daten
an Drittlander oder internationale Organisationen vorgesehen werden. Die Mitgliedstaaten

teilen der Kommission derartige Bestimmungen mit.

Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter erfasst die von ihm vorgenommene
Beurteilung sowie die angemessenen Garantien im Sinne des Absatzes 1 Unterabsatz 2 des

vorliegenden Artikels in der Dokumentation gemaR Artikel 30.

Artikel 50

Internationale Zusammenarbeit zum Schutz personenbezogener Daten

In Bezug auf Drittlander und internationale Organisationen treffen die Kommission und die

Aufsichtsbehorden geeignete Malinahmen zur

a) Entwicklung von Mechanismen der internationalen Zusammenarbeit, durch die die
wirksame Durchsetzung von Rechtsvorschriften zum Schutz personenbezogener Daten
erleichtert wird,

b) gegenseitigen Leistung internationaler Amtshilfe bei der Durchsetzung von
Rechtsvorschriften zum Schutz personenbezogener Daten, unter anderem durch
Meldungen, Beschwerdeverweisungen, Amtshilfe bei Untersuchungen und
Informationsaustausch, sofern geeignete Garantien fiir den Schutz personenbezogener
Daten und anderer Grundrechte und Grundfreiheiten bestehen,

C) Einbindung malgeblicher Interessentréger in Diskussionen und Tatigkeiten, die zum
Ausbau der internationalen Zusammenarbeit bei der Durchsetzung von Rechtsvorschriften
zum Schutz personenbezogener Daten dienen,

d) Forderung des Austauschs und der Dokumentation von Rechtsvorschriften und Praktiken
zum Schutz personenbezogener Daten einschliel3lich Zustdndigkeitskonflikten mit
Drittlandern.
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KAPITEL VI
UNABHANGIGE AUFSICHTSBEHORDEN

ABSCHNITT 1

UNABHANGIGKEIT

Artikel 51
Aufsichtsbehorde

Q) Jeder Mitgliedstaat sieht vor, dass eine oder mehrere unabhéngige Behorden fiir die
Uberwachung der Anwendung dieser Verordnung zustandig sind, damit die Grundrechte
und Grundfreiheiten naturlicher Personen bei der Verarbeitung geschiitzt werden und der

freie Verkehr personenbezogener Daten in der Union erleichtert wird.

2 Jede Aufsichtsbehorde leistet einen Beitrag zur einheitlichen Anwendung dieser
Verordnung in der gesamten Union. Zu diesem Zweck arbeiten die Aufsichtsbehdrden

untereinander sowie mit der Kommission gemaR Kapitel VIl zusammen.

3 Gibt es in einem Mitgliedstaat mehr als eine Aufsichtsbehdrde, so bestimmt dieser
Mitgliedstaat die Aufsichtsbehdrde, die diese Behdrden im Ausschuss vertritt, und flihrt
ein Verfahren ein, mit dem sichergestellt wird, dass die anderen Behdrden die Regeln fiir

das Kohéarenzverfahren nach Artikel 63 einhalten.
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(4)

1)

)

©)

(4)

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis spétestens ... [zwei Jahre nach dem Tag des
Inkrafttretens dieser Verordnung] die Rechtsvorschriften, die er aufgrund dieses Kapitels

erlasst, sowie unverziiglich alle folgenden Anderungen dieser Vorschriften mit.

Artikel 52
Unabhéangigkeit

Jede Aufsichtsbehorde handelt bei der Erfullung ihrer Aufgaben und bei der Ausuibung

ihrer Befugnisse gemaR dieser Verordnung vollig unabhangig.

Das Mitglied oder die Mitglieder jeder Aufsichtsbehdrde unterliegen bei der Erfiillung
ihrer Aufgaben und der Austibung ihrer Befugnisse geméR dieser Verordnung weder
direkter noch indirekter Beeinflussung von auf3en und ersuchen weder um Weisung noch

nehmen sie Weisungen entgegen.

Das Mitglied oder die Mitglieder der Aufsichtsbehdrde sehen von allen mit den Aufgaben
ihres Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen ab und tiben wéhrend ihrer Amtszeit
keine andere mit ihrem Amt nicht zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltliche

Tatigkeit aus.

Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass jede Aufsichtsbehdrde mit den personellen,
technischen und finanziellen Ressourcen, Raumlichkeiten und Infrastrukturen ausgestattet
wird, die sie ben6tigt, um ihre Aufgaben und Befugnisse auch im Rahmen der Amtshilfe,

Zusammenarbeit und Mitwirkung im Ausschuss effektiv wahrnehmen zu kénnen.

5419/16

ESS/mfa 200
DGD 2 DE



5) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass jede Aufsichtsbehérde ihr eigenes Personal auswahlt
und hat, das ausschlieBlich der Leitung des Mitglieds oder der Mitglieder der betreffenden
Aufsichtsbehdrde untersteht.

(6) Jeder Mitgliedstaat stellt sicher, dass jede Aufsichtsbehdrde einer Finanzkontrolle
unterliegt, die ihre Unabhangigkeit nicht beeintrachtigt und dass sie Uber eigene,
offentliche, jahrliche Haushaltsplane verfugt, die Teil des gesamten Staatshaushalts oder

nationalen Haushalts sein kénnen.
Artikel 53
Allgemeine Bedingungen fir die Mitglieder der Aufsichtsbehdrde

(@D)] Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass jedes Mitglied ihrer Aufsichtsbehdrden im Wege eines

transparenten Verfahrens ernannt wird, und zwar
- vom Parlament,

- von der Regierung,

—  vom Staatsoberhaupt oder

— von einer unabhéngigen Stelle, die nach dem Recht des Mitgliedstaats mit der

Ernennung betraut wird.

(@) Jedes Mitglied muss tber die fur die Erfullung seiner Aufgaben und Ausubung seiner
Befugnisse erforderliche Qualifikation, Erfahrung und Sachkunde insbesondere im Bereich

des Schutzes personenbezogener Daten verflgen.
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3 Das Amt eines Mitglieds endet mit Ablauf der Amtszeit, mit seinem Ricktritt oder
verpflichtender Versetzung in den Ruhestand geméall dem Recht des betroffenen

Mitgliedstaats.

()] Ein Mitglied wird seines Amtes nur enthoben, wenn es eine schwere Verfehlung begangen
hat oder die Voraussetzungen fir die Wahrnehmung seiner Aufgaben nicht mehr erfullt.

Artikel 54
Errichtung der Aufsichtsbehdrde

Q) Jeder Mitgliedstaat sieht durch Rechtsvorschriften Folgendes vor:

a)  die Errichtung jeder Aufsichtsbehorde,

b) die erforderlichen Qualifikationen und sonstigen Voraussetzungen fiir die Ernennung

zum Mitglied jeder Aufsichtsbehdrde;

c) die Vorschriften und Verfahren fur die Ernennung des Mitglieds oder der Mitglieder

jeder Aufsichtsbehorde,

d) die Amtszeit des Mitglieds oder der Mitglieder jeder Aufsichtsbehtrde von
mindestens vier Jahren; dies gilt nicht fir die erste Amtszeit nach ... [Datum des
Inkrafttretens dieser Verordnung], die flr einen Teil der Mitglieder kirzer sein kann,
wenn eine zeitlich versetzte Ernennung zur Wahrung der Unabhéngigkeit der

Aufsichtsbehdrde notwendig ist,
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e) die Frage, ob und — wenn ja — wie oft das Mitglied oder die Mitglieder jeder

Aufsichtsbehorde wiederernannt werden kdnnen,

f)  die Bedingungen im Hinblick auf die Pflichten des Mitglieds oder der Mitglieder und
der Bediensteten jeder Aufsichtsbehorde, die Verbote von Handlungen, beruflichen
Tatigkeiten und Vergitungen wahrend und nach der Amtszeit, die mit diesen
Pflichten unvereinbar sind, und die Regeln fiur die Beendigung des

Beschaftigungsverhaltnisses.

2 Das Mitglied oder die Mitglieder und die Bediensteten jeder Aufsichtsbehtrde sind gemal
dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten sowohl wahrend ihrer Amts-
beziehungsweise Dienstzeit als auch nach deren Beendigung verpflichtet, Gber alle
vertraulichen Informationen, die ihnen bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben oder der
Auslibung ihrer Befugnisse bekannt geworden sind, Verschwiegenheit zu wahren.
Wéhrend dieser Amts- beziehungsweise Dienstzeit gilt diese Verschwiegenheitspflicht
insbesondere fiir die von natlrlichen Personen gemeldeten Verstdfien gegen diese

Verordnung.

ABSCHNITT 2

ZUSTANDIGKEIT, AUFGABEN UND BEFUGNISSE

Artikel 55
Zustandigkeit

@ Jede Aufsichtsbehorde ist fur die Erfullung der Aufgaben und die Ausiibung der
Befugnisse, die ihr mit dieser Verordnung tbertragen wurden, im Hoheitsgebiet ihres

eigenen Mitgliedstaats zustandig.
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(2)

©)

1)

)

@)

Erfolgt die Verarbeitung durch Behorden oder private Stellen auf der Grundlage von
Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c oder e, so ist die Aufsichtsbehorde des betroffenen
Mitgliedstaats zustandig. In diesem Fall findet Artikel 56 keine Anwendung.

Die Aufsichtsbehorden sind nicht zustandig fiir die Aufsicht Gber die von Gerichten im

Rahmen ihrer justiziellen Tatigkeit vorgenommenen Verarbeitungen.

Artikel 56

Zustandigkeit der federfiihrenden Aufsichtsbehérde

Unbeschadet des Artikels 55 ist die Aufsichtsbehodrde der Hauptniederlassung oder der
einzigen Niederlassung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters geméafl dem
Verfahren nach Artikel 60 die zustandige federfiihrende Aufsichtsbehérde fir die von
diesem Verantwortlichen oder diesem Auftragsverarbeiter durchgefiihrte

grenziberschreitende Verarbeitung.

Abweichend von Absatz 1 ist jede Aufsichtsbehdrde dafiir zustandig, sich mit einer bei ihr
eingereichten Beschwerde oder einem etwaigen Verstol3 gegen diese Verordnung zu
befassen, wenn der Gegenstand nur mit einer Niederlassung in ihrem Mitgliedstaat

zusammenhangt oder betroffene Personen nur ihres Mitgliedstaats erheblich beeintréchtigt.

In den in Absatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Fallen unterrichtet die
Aufsichtsbehdrde unverzuglich die federfuhrende Aufsichtsbehdrde lber diese
Angelegenheit. Innerhalb einer Frist von drei Wochen nach der Unterrichtung entscheidet
die federfiihrende Aufsichtsbehtrde, ob sie sich mit dem Fall geméal? dem Verfahren nach
Artikel 60 befasst oder nicht, wobei sie bertcksichtigt, ob der VVerantwortliche oder der
Auftragsverarbeiter in dem Mitgliedstaat, dessen Aufsichtsbehérde sie unterrichtet hat,

eine Niederlassung hat oder nicht.
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(4)

(%)

(6)

1)

Entscheidet die federfuhrende Aufsichtsbehdrde, sich mit dem Fall zu befassen, so findet
das Verfahren nach Artikel 60 Anwendung. Die Aufsichtsbehérde, die die federfuhrende
Aufsichtsbehdrde unterrichtet hat, kann dieser einen Beschlussentwurf vorlegen. Die
federfiihrende Aufsichtsbehdrde tragt diesem Entwurf bei der Ausarbeitung des
Beschlussentwurfs nach Artikel 60 Absatz 3 weitestgehend Rechnung.

Entscheidet die federfihrende Aufsichtsbehorde, sich mit dem Fall nicht selbst zu
befassen, so befasst die Aufsichtsbehdrde, die die federfiihrende Aufsichtsbehdrde

unterrichtet hat, sich mit dem Fall gemaR den Artikeln 61 und 62.

Die federfiihrende Aufsichtsbehorde ist der einzige Ansprechpartner der Verantwortlichen
oder der Auftragsverarbeiter fur Fragen der von diesem Verantwortlichen oder diesem

Auftragsverarbeiter durchgefiihrten grenzlberschreitenden Verarbeitung.
Artikel 57
Aufgaben

Unbeschadet anderer in dieser Verordnung dargelegter Aufgaben muss jede

Aufsichtsbehdrde in ihrem Hoheitsgebiet
a)  die Anwendung dieser Verordnung Uberwachen und durchsetzen;

b)  die Offentlichkeit fiir die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im
Zusammenhang mit der Verarbeitung sensibilisieren und sie dartber aufklaren.

Besondere Beachtung finden dabei spezifische Mallnahmen fir Kinder;
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d)

9)

h)

im Einklang mit dem Recht des Mitgliedsstaats das nationale Parlament, die
Regierung und andere Einrichtungen und Gremien Uber legislative und
administrative MalRnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten natrlicher

Personen in Bezug auf die Verarbeitung beraten;

die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter flr die ihnen aus dieser

Verordnung entstehenden Pflichten sensibilisieren;

auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen (ber die Ausilibung ihrer Rechte
aufgrund dieser Verordnung zur Verfligung stellen und gegebenenfalls zu diesem
Zweck mit den Aufsichtsbehdrden in anderen Mitgliedstaaten zusammenarbeiten;

sich mit Beschwerden einer betroffenen Person oder Beschwerden einer Stelle, einer
Organisation oder eines Verbandes gemal Artikel 80 befassen, den Gegenstand der
Beschwerde in angemessenem Umfang untersuchen und den Beschwerdefiihrer
innerhalb einer angemessenen Frist tber den Fortgang und das Ergebnis der
Untersuchung unterrichten, insbesondere, wenn eine weitere Untersuchung oder

Koordinierung mit einer anderen Aufsichtsbehdrde notwendig ist;

mit anderen Aufsichtsbehtrden zusammenarbeiten, auch durch
Informationsaustausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die einheitliche Anwendung

und Durchsetzung dieser Verordnung zu gewdbhrleisten;

Untersuchungen (ber die Anwendung dieser Verordnung durchfuihren, auch auf der
Grundlage von Informationen einer anderen Aufsichtsbehdrde oder einer anderen
Behorde;
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i)  maBgebliche Entwicklungen verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz
personenbezogener Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der

Informations- und Kommunikationstechnologie und der Geschéaftspraktiken;

)] Standardvertragsklauseln im Sinne des Artikels 28 Absatz 8 und des Artikels 46
Absatz 2 Buchstabe d festlegen;

K)  eine Liste der Verarbeitungsarten erstellen und fiihren, fir die gemaR Artikel 35

Absatz 4 eine Datenschutz-Folgenabschatzung durchzufiihren ist;

1) Beratung in Bezug auf die in Artikel 36 Absatz 2 genannten Verarbeitungsvorgange

leisten;

m) die Ausarbeitung von Verhaltensregeln geméal Artikel 40 fordern und zu diesen
Verhaltensregeln, die ausreichende Garantien im Sinne des Artikels 40 Absatz 5

bieten mussen, Stellungnahmen abgeben und sie billigen;

n) die Einfihrung von Datenschutzzertifizierungsmechanismen und von
Datenschutzsiegeln und -priifzeichen nach Artikel 42 Absatz 1 anregen und

Zertifizierungskriterien nach Artikel 42 Absatz 5 billigen;

0)  gegebenenfalls die nach Artikel 42 Absatz 7 erteilten Zertifizierungen regelméaRig

uberprifen;

p) die Kriterien fur die Akkreditierung einer Stelle fiir die Uberwachung der Einhaltung
der Verhaltensregeln gemald Artikel 41 und einer Zertifizierungsstelle geman

Artikel 43 abfassen und verdffentlichen
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)

@)

(4)

q) die Akkreditierung einer Stelle fiir die Uberwachung der Einhaltung der
Verhaltensregeln geméal Artikel 41 und einer Zertifizierungsstelle gemafi Artikel 43

vornehmen;
r)  Vertragsklauseln und Bestimmungen im Sinne des Artikels 46 Absatz 3 genehmigen;
s)  verbindliche interne Vorschriften gemal Artikel 47 genehmigen;
t) Beitrége zur Téatigkeit des Ausschusses leisten;

u) interne Verzeichnisse uber VerstoRe gegen diese Verordnung und gemaR Artikel 58

Absatz 2 ergriffene MaRnahmen und

v) jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Daten

erfullen.

Jede Aufsichtsbehorde erleichtert das Einreichen von in Absatz 1 Buchstabe f genannten
Beschwerden durch Malinahmen wie etwa die Bereitstellung eines Beschwerdeformulars,
das auch elektronisch ausgefullt werden kann, ohne dass andere Kommunikationsmittel

ausgeschlossen werden.

Die Erfullung der Aufgaben jeder Aufsichtsbehdrde ist fiir die betroffene Person und

gegebenenfalls fur den Datenschutzbeauftragten unentgeltlich.

Bei offenkundig unbegriindeten oder — insbesondere im Fall von h&ufiger Wiederholung —
exzessiven Antragen kann die Aufsichtsbehdrde eine angemessene Gebihr auf der
Grundlage der Verwaltungskosten verlangen oder sich weigern, aufgrund des Antrags tatig
zu werden. In diesem Fall tragt die Aufsichtsbehdrde die Beweislast fur den offenkundig

unbegrundeten oder exzessiven Charakter des Antrags.
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Artikel 58

Befugnisse

(@) Jede Aufsichtsbehorde verfugt Gber sdmtliche folgenden Untersuchungsbefugnisse, die es

ihr gestatten,

a)

b)

d)

f)

den Verantwortlichen, den Auftragsverarbeiter und gegebenenfalls den Vertreter des
Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters anzuweisen, alle Informationen

bereitzustellen, die fur die Erflllung ihrer Aufgaben erforderlich sind,
Untersuchungen in Form von Datenschutziiberpriifungen durchzufthren,

eine Uberpriifung der nach Artikel 42 Absatz 7 erteilten Zertifizierungen

durchzuflhren,

den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter auf einen vermeintlichen Verstol}

gegen diese Verordnung hinzuweisen,

von dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter Zugang zu allen
personenbezogenen Daten und Informationen, die zur Erflllung ihrer Aufgaben

notwendig sind, zu erhalten,

gemall dem Verfahrensrecht der Union oder dem Verfahrensrecht des Mitgliedstaats
Zugang zu den Geschéftsraumen, einschliel3lich aller Datenverarbeitungsanlagen und

-geréte, des Verantwortlichen und des Auftragsverarbeiters zu erhalten.

2 Jede Aufsichtsbehorde verfugt Gber samtliche folgenden Abhilfebefugnisse, die es ihr

gestatten,

a)

einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu warnen, dass beabsichtigte

Verarbeitungsvorgange voraussichtlich gegen diese Verordnung verstol3en,

5419/16

ESS/mfa 209
DGD 2 DE



b)

d)

f)

9)

h)

einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu verwarnen, wenn er mit

Verarbeitungsvorgangen gegen diese Verordnung verstoRRen hat,

den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, den Antrégen der
betroffenen Person auf Austibung der ihr nach dieser Verordnung zustehenden
Rechte zu entsprechen,

den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen,
Verarbeitungsvorgange gegebenenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines

bestimmten Zeitraums in Einklang mit dieser VVerordnung zu bringen,

den Verantwortlichen anzuweisen, die von einer Verletzung des Schutzes

personenbezogener Daten betroffenen Person entsprechend zu benachrichtigen,

eine vorubergehende oder endglltige Beschrankung der Verarbeitung, einschlieflich

eines Verbots, zu verhdngen,

die Berichtigung oder Léschung von personenbezogenen Daten oder die
Einschrankung der Verarbeitung gemal den Artikeln 16, 17 und 18 und die
Unterrichtung der Empféanger, an die diese personenbezogenen Daten gemaly Artikel
17 Absatz 2 und Artikel 19 offengelegt wurden, tiber solche MafRnahmen

anzuordnen,

eine Zertifizierung zu widerrufen oder die Zertifizierungsstelle anzuweisen, eine
gemal den Artikel 42 und 43 erteilte Zertifizierung zu widerrufen, oder die
Zertifizierungsstelle anzuweisen, keine Zertifizierung zu erteilen, wenn die

Voraussetzungen fur die Zertifizierung nicht oder nicht mehr erftllt werden,
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i)  eine GeldbulRe geméaR Artikel 83 zu verhangen, zusatzlich zu oder anstelle von in
diesem Absatz genannten MaRnahmen, je nach den Umsténden des Einzelfalls,
j)  die Aussetzung der Ubermittlung von Daten an einen Empfanger in einem Drittland
oder an eine internationale Organisation anzuordnen.
3 Jede Aufsichtsbehorde verfugt tber sdmtliche folgenden Genehmigungsbefugnisse und

beratenden Befugnisse, die es ihr gestatten,

a)  gemal dem Verfahren der vorherigen Konsultation nach Artikel 36 den
Verantwortlichen zu beraten,

b)  zuallen Fragen, die im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Daten
stehen, von sich aus oder auf Anfrage Stellungnahmen an das nationale Parlament,
die Regierung des Mitgliedstaats oder im Einklang mit dem Recht des Mitgliedstaats
an sonstige Einrichtungen und Stellen sowie an die Offentlichkeit zu richten,

c) die Verarbeitung gemaR Artikel 36 Absatz 5 zu genehmigen, falls im Recht des
Mitgliedstaats eine derartige vorherige Genehmigung verlangt wird,

d) eine Stellungnahme abzugeben und Entwirfe von Verhaltensregeln gemaR Artikel 40
Absatz 5 zu billigen,

e)  Zertifizierungsstellen gemal Artikel 43 zu akkreditieren,

f)  im Einklang mit Artikel 42 Absatz 5 Zertifizierungen zu erteilen und Kriterien flr
die Zertifizierung zu billigen,
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(4)

(%)

(6)

g)  Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 28 Absatz 82c und Artikel 46 Absatz 2

Buchstabe d festzulegen,
h)  Vertragsklauseln gemaR Artikel 46 Absatz 3 Buchstabe a zu genehmigen,
i)  Verwaltungsvereinbarungen gemald Artikel 46 Absatz 3 Buchstabe b zu genehmigen
J)  verbindliche interne Vorschriften gemal} Artikel 47 zu genehmigen.

Die Ausubung der der Aufsichtsbehtrde gemald diesem Artikel Gibertragenen Befugnisse
erfolgt vorbehaltlich geeigneter Garantien einschlieBlich wirksamer gerichtlicher
Rechtsbehelfe und ordnungsgemaélier Verfahren gemall dem Unionsrecht und dem Recht
des Mitgliedstaats im Einklang mit der Charta.

Jeder Mitgliedstaat sieht durch Rechtsvorschriften vor, dass seine Aufsichtsbehorde befugt
ist, Verstolie gegen diese Verordnung den Justizbehdrden zur Kenntnis zu bringen und
gegebenenfalls die Einleitung eines gerichtlichen Verfahrens zu betreiben oder sich sonst

daran zu beteiligen, um die Bestimmungen dieser Verordnung durchzusetzen.

Jeder Mitgliedstaat kann durch Rechtsvorschriften vorsehen, dass seine Aufsichtsbehdrde
neben den in den Absétzen 1, 2 und 3 aufgefiihrten Befugnissen uber zusétzliche
Befugnisse verfugt. Die Auslbung dieser Befugnisse darf nicht die effektive Durchfiihrung
des Kapitels VII beeintrachtigen.
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Artikel 59
Tatigkeitsbericht

Jede Aufsichtsbehdrde erstellt einen Jahresbericht Gber ihre Téatigkeit, der eine Liste der Arten der
gemeldeten VerstoRe und der Arten der getroffenen Malinahmen nach Artikel 58 Absatz 2 enthalten
kann. Diese Berichte werden dem nationalen Parlament, der Regierung und anderen nach dem
Recht der Mitgliedstaaten bestimmten Behorden tibermittelt. Sie werden der Offentlichkeit, der

Kommission und dem Ausschuss zuganglich gemacht.

KAPITEL VII
ZUSAMMENARBEIT UND KOHARENZ

ABSCHNITT 1

ZUSAMMENARBEIT

Artikel 60
Zusammenarbeit zwischen der federfiihrenden Aufsichtsbehdrde

und anderen betroffenen Aufsichtsbehdrden

Q) Die federfiihrende Aufsichtsbehorde arbeitet mit den anderen betroffenen
Aufsichtsbehdrden im Einklang mit diesem Artikel zusammen und bemuht sich dabei,
einen Konsens zu erzielen. Die federfihrende Aufsichtsbehdrde und die betroffenen

Aufsichtsbehorden tauschen untereinander alle zweckdienlichen Informationen aus.
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(2)

©)

(4)

()

Die federfiihrende Aufsichtsbehorde kann jederzeit andere betroffene Aufsichtsbehtrden
um Amtshilfe gemald Artikel 61 ersuchen und gemeinsame Malinahmen gemaR Artikel 62
durchfiihren, insbesondere zur Durchfiihrung von Untersuchungen oder zur Uberwachung
der Umsetzung einer MalRnahme in Bezug auf einen Verantwortlichen oder einen

Auftragsverarbeiter, der in einem anderen Mitgliedstaat niedergelassen ist.

Die federfiihrende Aufsichtsbehdrde ubermittelt den anderen betroffenen
Aufsichtsbehdrden unverziglich die zweckdienlichen Informationen zu der Angelegenheit.
Sie legt den anderen betroffenen Aufsichtsbehdrden unverziiglich einen Beschlussentwurf
zur Stellungnahme vor und tragt deren Standpunkten gebiihrend Rechnung.

Legt eine der anderen betroffenen Aufsichtsbehérden innerhalb von vier Wochen,
nachdem sie gemall Absatz 3 des vorliegenden Artikels konsultiert wurde, gegen diesen
Beschlussentwurf einen maRgeblichen und begriundeten Einspruch ein und schlief3t sich die
federfuhrende Aufsichtsbehdrde dem maligeblichen und begriindeten Einspruch nicht an
oder ist der Einspruch nicht mafgeblich und begriindet, so leitet die federfiihrende

Aufsichtsbehdrde das Koharenzverfahren gemaR Artikel 63 fur die Angelegenheit ein.

Beabsichtigt die federfiihrende Aufsichtsbehdrde, sich dem maligeblichen und begriindeten
Einspruch anzuschlieRen, so legt sie den anderen betroffenen Aufsichtsbehtrden einen
Uberarbeiteten Beschlussentwurf zur Stellungnahme vor. Der Uberarbeitete
Beschlussentwurf wird innerhalb von zwei Wochen dem Verfahren nach Absatz 4

unterzogen.
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(6)

(7)

(8)

(9)

Legt keine der anderen betroffenen Aufsichtsbehdrden Einspruch gegen den
Beschlussentwurf ein, der von der federfiihrenden Aufsichtsbehorde innerhalb der in den
Absatzen 4 und 5 festgelegten Frist vorgelegt wurde, so gelten die federfiihrende
Aufsichtsbehorde und die betroffenen Aufsichtsbehdrden als mit dem Beschlussentwurf

einverstanden und sind an ihn gebunden.

Die federfiihrende Aufsichtsbehdrde erlésst den Beschluss und teilt ihn der
Hauptniederlassung oder der einzigen Niederlassung des Verantwortlichen oder
gegebenenfalls des Auftragsverarbeiters mit und setzt die anderen betroffenen
Aufsichtsbehtrden und den Ausschuss von dem betreffenden Beschluss einschlieRlich
einer Zusammenfassung der maRRgeblichen Fakten und Grinde in Kenntnis. Die
Aufsichtsbehdrde, bei der eine Beschwerde eingereicht worden ist, unterrichtet den

Beschwerdefihrer Gber den Beschluss.

Wird eine Beschwerde abgelehnt oder abgewiesen, so erlésst die Aufsichtsbehorde, bei der
die Beschwerde eingereicht wurde, abweichend von Absatz 7 den Beschluss, teilt ihn dem

Beschwerdefiihrer mit und setzt den VVerantwortlichen in Kenntnis.

Sind sich die federfuhrende Aufsichtsbehdrde und die betreffenden Aufsichtsbehorden
daruber einig, Teile der Beschwerde abzulehnen oder abzuweisen und bezuglich anderer
Teile dieser Beschwerde tatig zu werden, so wird in dieser Angelegenheit fiir jeden dieser
Teile ein eigener Beschluss erlassen. Die federfuhrende Aufsichtsbehdrde erlasst den
Beschluss fur den Teil, der das Tatigwerden in Bezug auf den Verantwortlichen betrifft,
teilt ihn der Hauptniederlassung oder einzigen Niederlassung des Verantwortlichen oder
des Auftragsverarbeiters im Hoheitsgebiet ihres Mitgliedstaats mit und setzt den
Beschwerdefihrer hiervon in Kenntnis, wéhrend die fir den Beschwerdefiihrer zustandige
Aufsichtsbehdrde den Beschluss fir den Teil erlésst, der die Ablehnung oder Abweisung
dieser Beschwerde betrifft, und ihn diesem Beschwerdefiihrer mitteilt und den

Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter hiervon in Kenntnis setzt.
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(10) Nach der Unterrichtung tber den Beschluss der federfiihrenden Aufsichtsbehdrde gemal
den Absatzen 7 und 9 ergreift der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter die
erforderlichen MalRnahmen, um die Verarbeitungstatigkeiten all seiner Niederlassungen in
der Union mit dem Beschluss in Einklang zu bringen. Der Verantwortliche oder der
Auftragsverarbeiter teilt der federfiihrenden Aufsichtsbehdrde die Malinahmen mit, die zur
Einhaltung des Beschlusses ergriffen wurden; diese wiederum unterrichtet die anderen

betroffenen Aufsichtsbehdrden.

(12) Hat — in Ausnahmefallen — eine betroffene Aufsichtsbehérde Grund zu der Annahme, dass
zum Schutz der Interessen betroffener Personen dringender Handlungsbedarf besteht, so

kommt das Dringlichkeitsverfahren nach Artikel 66 zur Anwendung.

(12) Die federfiihrende Aufsichtsbehtrde und die anderen betroffenen Aufsichtsbehdrden
ubermitteln einander die nach diesem Artikel geforderten Informationen auf
elektronischem Wege unter Verwendung eines standardisierten Formats.

Artikel 61
Gegenseitige Amtshilfe

(¢D)] Die Aufsichtsbehorden Gbermitteln einander maRgebliche Informationen und gewéhren
einander Amtshilfe, um diese Verordnung einheitlich durchzufiihren und anzuwenden, und
treffen Vorkehrungen fir eine wirksame Zusammenarbeit. Die Amtshilfe bezieht sich
insbesondere auf Auskunftsersuchen und aufsichtsbezogene Malinahmen, beispielsweise
Ersuchen um vorherige Genehmigungen und eine vorherige Konsultation, um VVornahme

von Nachprifungen und Untersuchungen.

5419/16 ESS/mfa 216
DGD 2 DE



@) Jede Aufsichtsbehorde ergreift alle geeigneten MaRnahmen, um einem Ersuchen einer
anderen Aufsichtsbehdrde unverziglich und spétestens innerhalb eines Monats nach
Eingang des Ersuchens nachzukommen. Dazu kénnen insbesondere auch die Ubermittlung

malgeblicher Informationen Uber die Durchfiihrung einer Untersuchung gehdren.

3 Amtshilfeersuchen enthalten alle erforderlichen Informationen, einschlieBlich Zweck und
Begriindung des Ersuchens. Die Ubermittelten Informationen werden ausschlie3lich fir den

Zweck verwendet, flr den sie angefordert wurden.
4 Die ersuchte Aufsichtsbehtrde lehnt das Ersuchen nur ab, wenn

a) sie fir den Gegenstand des Ersuchens oder fir die MaRnahmen, die sie durchfihren

soll, nicht zusténdig ist oder

b)  ein Eingehen auf das Ersuchen gegen diese Verordnung verstoRen wiirde oder gegen
das Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten, dem die Aufsichtsbehdrde, bei
der das Ersuchen eingeht, unterliegt.

5) Die ersuchte Aufsichtsbehérde informiert die ersuchende Aufsichtsbehdrde Gber die
Ergebnisse oder gegebenenfalls tber den Fortgang der MalRnahmen, die getroffen wurden,
um dem Ersuchen nachzukommen. Die ersuchte Aufsichtsbehdrde erldutert geman
Absatz 4 die Grunde fiir die Ablehnung des Ersuchens.

(6) Die ersuchten Aufsichtsbehdrden tbermitteln die Informationen, um die von einer anderen
Aufsichtsbehdrde ersucht wurde, in der Regel auf elektronischem Wege unter Verwendung

eines standardisierten Formats.
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(")

(8)

(9)

1)

Ersuchte Aufsichtsbehdrden verlangen fur Manahmen, die sie aufgrund eines
Amtshilfeersuchens getroffen haben, keine Gebiihren. Die Aufsichtsbehtérden kénnen
untereinander Regeln vereinbaren, um einander in Ausnahmeféllen besondere aufgrund der

Amtshilfe entstandene Ausgaben zu erstatten.

Erteilt eine ersuchte Aufsichtsbehdrde nicht binnen eines Monats nach Eingang des
Ersuchens einer anderen Aufsichtsbehorde die Informationen geméald Absatz 5, so kann die
ersuchende Aufsichtsbehorde eine einstweilige Maltnahme im Hoheitsgebiet ihres
Mitgliedstaats gemal Artikel 55 Absatz 1 ergreifen. In diesem Fall wird von einem
dringenden Handlungsbedarf gemal} Artikel 66 Absatz 1 ausgegangen, der einen im
Dringlichkeitsverfahren angenommenen verbindlichen Beschluss des Ausschuss gemaR
Artikel 66 Absatz 2 erforderlich macht.

Die Kommission kann im Wege von Durchfiihrungsrechtsakten Form und Verfahren der
Amtshilfe nach diesem Artikel und die Ausgestaltung des elektronischen
Informationsaustauschs zwischen den Aufsichtsbehdrden sowie zwischen den
Aufsichtsbehdrden und dem Ausschuss, insbesondere das in Absatz 6 des vorliegenden
Avrtikels genannte standardisierte Format, festlegen. Diese Durchfiihrungsrechtsakte
werden gemaR dem in Artikel 93 Absatz 2 genannten Prifverfahren erlassen.

Artikel 62

Gemeinsame Malinahmen der Aufsichtshehérden

Die Aufsichtsbehorden fiihren gegebenenfalls gemeinsame Malinahmen einschlieB8lich
gemeinsamer Untersuchungen und gemeinsamer DurchsetzungsmalRnahmen durch, an
denen Mitglieder oder Bedienstete der Aufsichtsbehdrden anderer Mitgliedstaaten

teilnehmen.
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(2)

©)

(4)

Verfligt der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter iber Niederlassungen in
mehreren Mitgliedstaaten oder werden die Verarbeitungsvorgange voraussichtlich auf eine
bedeutende Zahl betroffener Personen in mehr als einem Mitgliedstaat erhebliche
Auswirkungen haben, ist die Aufsichtsbehorde jedes dieser Mitgliedstaaten berechtigt, an
den gemeinsamen MafRnahmen teilzunehmen. Die gemal’ Artikel 56 Absatz 1 oder Absatz
4 zustandige Aufsichtsbehorde ladt die Aufsichtsbehdrde jedes dieser Mitgliedstaaten zur
Teilnahme an den gemeinsamen MalRnahmen ein und antwortet unverziglich auf das

Ersuchen einer Aufsichtsbehdrde um Teilnahme.

Eine Aufsichtsbehdrde kann gemal? dem Recht des Mitgliedstaats und mit Genehmigung
der unterstiitzenden Aufsichtsbehdrde den an den gemeinsamen Malinahmen beteiligten
Mitgliedern oder Bediensteten der unterstiitzenden Aufsichtsbehdrde Befugnisse
einschlie3lich Untersuchungsbefugnisse tbertragen oder, soweit dies nach dem Recht des
Mitgliedstaats der einladenden Aufsichtsbehérde zuldssig ist, den Mitgliedern oder
Bediensteten der unterstlitzenden Aufsichtsbehtrde gestatten, ihre
Untersuchungsbefugnisse nach dem Recht des Mitgliedstaats der unterstiitzenden
Aufsichtsbehorde auszuiiben. Diese Untersuchungsbefugnisse kdnnen nur unter der
Leitung und in Gegenwart der Mitglieder oder Bediensteten der einladenden
Aufsichtsbehdrde ausgeuibt werden. Die Mitglieder oder Bediensteten der unterstiitzenden
Aufsichtsbehdrde unterliegen dem Recht des Mitgliedstaats der einladenden
Aufsichtsbehorde.

Sind geméal’ Absatz 1 Bedienstete einer unterstitzenden Aufsichtsbehorde in einem
anderen Mitgliedstaat im Einsatz, so Gibernimmt der Mitgliedstaat der einladenden
Aufsichtsbehdrde nach MaRgabe des Rechts des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet
der Einsatz erfolgt, die Verantwortung fur ihr Handeln, einschliellich der Haftung fur alle

von ihnen bei ihrem Einsatz verursachten Schaden.
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()

(6)

(")

Der Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der Schaden verursacht wurde, ersetzt diesen
Schaden so, wie er ihn ersetzen misste, wenn seine eigenen Bediensteten ihn verursacht
hatten. Der Mitgliedstaat der unterstitzenden Aufsichtsbehorde, deren Bedienstete im
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats einer Person Schaden zugefugt haben, erstattet
diesem anderen Mitgliedstaat den Gesamtbetrag des Schadenersatzes, den dieser an die
Berechtigten geleistet hat.

Unbeschadet der Austibung seiner Rechte gegenuber Dritten und mit Ausnahme des
Absatzes 5 verzichtet jeder Mitgliedstaat in dem Fall des Absatzes 1 darauf, den in Absatz
4 genannten Betrag des erlittenen Schadens anderen Mitgliedstaaten gegenuber geltend zu

machen.

Ist eine gemeinsame Malinahme geplant und kommt eine Aufsichtsbehdrde binnen eines
Monats nicht der Verpflichtung nach Absatz 2 Satz 2 des vorliegenden Artikels nach, so
kdnnen die anderen Aufsichtsbehorden eine einstweilige MaRnahme im Hoheitsgebiet
ihres Mitgliedstaats gemaR Artikel 55 ergreifen. In diesem Fall wird von einem dringenden
Handlungsbedarf gemaR Artikel 66 Absatz 1 ausgegangen, der eine im
Dringlichkeitsverfahren angenommene Stellungnahme oder einen im
Dringlichkeitsverfahren angenommenen verbindlichen Beschluss des Ausschusses gemaf
Artikel 66 Absatz 2 erforderlich macht.

5419/16

ESS/mfa 220
DGD 2 DE



ABSCHNITT 2

KOHARENZ

Artikel 63

Kohéarenzverfahren

Um zur einheitlichen Anwendung dieser Verordnung in der gesamten Union beizutragen, arbeiten
die Aufsichtsbehtrden im Rahmen des in diesem Abschnitt beschriebenen Koharenzverfahrens

untereinander und gegebenenfalls mit der Kommission zusammen.

Artikel 64
Stellungnahme Ausschusses

1) Der Ausschuss gibt eine Stellungnahme ab, wenn die zustandige Aufsichtsbehdrde
beabsichtigt, eine der nachstehenden MaRnahmen zu erlassen. Zu diesem Zweck
Ubermittelt die zustandige Aufsichtsbehdrde dem Ausschuss den Entwurf des Beschlusses,

wenn dieser

a)  der Annahme einer Liste der Verarbeitungsvorgange dient, die der Anforderung einer

Datenschutz-Folgenabschatzung gemald Artikel 35 Absatz 4 unterliegen,

b)  eine Angelegenheit gemaR Artikel 40 Absatz 7 und damit die Frage betrifft, ob ein
Entwurf von Verhaltensregeln oder eine Anderung oder Ergénzung von
Verhaltensregeln mit dieser Verordnung in Einklang steht,
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c) der Billigung der Kriterien fur die Akkreditierung einer Stelle nach Artikel 41
Absatz 3 oder einer Zertifizierungsstelle nach Artikel 43 Absatz 3 dient,

d)  der Festlegung von Standard-Datenschutzklauseln gemal Artikel 46 Absatz 2
Buchstabe d und Artikel 28 Absatz 8 dient,

e) der Genehmigung von Vertragsklauseln gemafl Artikels 46 Absatz 3 Buchstabe a

dient, oder
f)  der Annahme verbindlicher interner Vorschriften im Sinne von Artikel 47 dient.

2 Jede Aufsichtsbehorde, der Vorsitz des Ausschuss oder die Kommission kdnnen
beantragen, dass eine Angelegenheit mit allgemeiner Geltung oder mit Auswirkungen in
mehr als einem Mitgliedstaat vom Ausschuss geprift wird, um eine Stellungnahme zu
erhalten, insbesondere wenn eine zustandige Aufsichtsbehorde den Verpflichtungen zur
Amtshilfe gemé&l Artikel 61 oder zu gemeinsamen MalRnahmen gemal Artikel 62 nicht

nachkommt.

3 In den in den Absatzen 1 und 2 genannten Fallen gibt der Ausschuss eine Stellungnahme
zu der Angelegenheit ab, die ihm vorgelegt wurde, sofern er nicht bereits eine
Stellungnahme zu derselben Angelegenheit abgegeben hat. Diese Stellungnahme wird
binnen acht Wochen mit der einfachen Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses
angenommen. Diese Frist kann unter Berticksichtigung der Komplexitat der Angelegenheit
um weitere sechs Wochen verlangert werden. Was den in Absatz 1 genannten
Beschlussentwurf angeht, der gemaR Absatz 5 den Mitgliedern des Ausschusses
ubermittelt wird, so wird angenommen, dass ein Mitglied, das innerhalb einer vom Vorsitz
angegebenen angemessenen Frist keine Einwénde erhoben hat, dem Beschlussentwurf

zustimmit.
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(4)

(%)

(6)

(")

(8)

Die Aufsichtsbehérden und die Kommission tbermitteln unverziglich dem Ausschuss auf
elektronischem Wege unter Verwendung eines standardisierten Formats alle
zweckdienlichen Informationen, einschlieBlich — je nach Fall — einer kurzen Darstellung
des Sachverhalts, des Beschlussentwurfs, der Griinde, warum eine solche Manahme
ergriffen werden muss, und der Standpunkte anderer betroffener Aufsichtsbehtrden.

Der Vorsitz des Ausschusses unterrichtet unverziglich auf elektronischem Wege

a)  unter Verwendung eines standardisierten Formats die Mitglieder des Ausschusses
und die Kommission tber alle zweckdienlichen Informationen, die ihm zugegangen
sind. Soweit erforderlich stellt das Sekretariat des Ausschusses Ubersetzungen der

zweckdienlichen Informationen zur Verfiigung und

b)  je nach Fall die in den Absétzen 1 und 2 genannte Aufsichtsbehorde und die

Kommission tber die Stellungnahme und verdffentlicht sie.

Die zustandige Aufsichtsbehtrde nimmt den in Absatz 1 genannten Beschlussentwurf nicht

vor Ablauf der in Absatz 3 genannten Frist an.

Die in Absatz 1 genannte Aufsichtsbehdrde tragt der Stellungnahme des Ausschusses s
weitestgehend Rechnung und teilt dessen Vorsitz binnen zwei Wochen nach Eingang der
Stellungnahme elektronisch unter Verwendung eines standardisierten Formats mit, ob sie
den Beschlussentwurf beibehalt oder dndert; gegebenenfalls Gbermittelt sie den gednderten

Beschlussentwurf.

Teilt die betroffene Aufsichtsbehtrde dem Vorsitz des Ausschusses innerhalb der Frist
nach Absatz 7 des vorliegenden Artikels unter Angabe der maRRgeblichen Griinde mit, dass
sie beabsichtigt, der Stellungnahme des Ausschusses insgesamt oder teilweise nicht zu
folgen, so gilt Artikel 65 Absatz 1.

5419/16

ESS/mfa 223
DGD 2 DE



1)

Artikel 65

Streitbeilegung durch den Ausschuss

Um die ordnungsgemaRe und einheitliche Anwendung dieser Verordnung in Einzelfallen

sicherzustellen, erlasst der Ausschuss in den folgenden Fallen einen verbindlichen

Beschluss:

a)

b)

wenn eine betroffene Aufsichtsbehorde in einem Fall nach Artikel 60 Absatz 4 einen
mafgeblichen und begriindeten Einspruch gegen einen Beschlussentwurf der
federfiihrenden Behdrde eingelegt hat oder die federfiihrende Behorde einen
Einspruch als nicht maligeblich oder nicht begriindet abgelehnt hat. Der verbindliche
Beschluss betrifft alle Angelegenheiten, die Gegenstand des mal3geblichen und
begriindeten Einspruchs sind, insbesondere die Frage, ob ein Verstol3 gegen diese

Verordnung vorliegt;

wenn es widersprichliche Standpunkte dazu gibt, welche der betroffenen

Aufsichtsbehdrden fir die Hauptniederlassung zustandig ist,

wenn eine zustandige Aufsichtsbehorde in den in Artikel 64 Absatz 1 genannten
Fallen keine Stellungnahme des Ausschusses einholt oder der Stellungnahme des
Ausschusses gemaR Artikel 64 nicht folgt. In diesem Fall kann jede betroffene

Aufsichtsbehdrde oder die Kommission die Angelegenheit dem Ausschuss vorlegen.
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@) Der in Absatz 1 genannte Beschluss wird innerhalb eines Monats nach der Befassung mit
der Angelegenheit mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des Ausschusses
angenommen. Diese Frist kann wegen der Komplexitat der Angelegenheit um einen
weiteren Monat verlangert werden. Der in Absatz 1 genannte Beschluss wird begriindet
und an die federfuhrende Aufsichtsbehdrde und alle betroffenen Aufsichtsbehdrden

Ubermittelt und ist fir diese verbindlich.

3 War der Ausschuss nicht in der Lage, innerhalb der in Absatz 2 genannten Fristen einen
Beschluss anzunehmen, so nimmt er seinen Beschluss innerhalb von zwei Wochen nach
Ablauf des in Absatz 2 genannten zweiten Monats mit einfacher Mehrheit der Mitglieder
des Ausschusses an. Bei Stimmengleichheit zwischen den Mitgliedern des Ausschusses

gibt die Stimme des Vorsitzes den Ausschlag.

4 Die betroffenen Aufsichtsbehérden nehmen vor Ablauf der in den Absdtzen 2 und 3

genannten Fristen keinen Beschluss tber die dem Ausschuss vorgelegte Angelegenheit an.

5) Der Vorsitz des Ausschusses unterrichtet die betroffenen Aufsichtsbehérden unverziglich
Uber den in Absatz 1 genannten Beschluss. Er setzt die Kommission hiervon in Kenntnis.
Der Beschluss wird unverzuglich auf der Website des Ausschusses verdffentlicht, nachdem
die Aufsichtsbehodrde den in Absatz 6 genannten endgiiltigen Beschluss mitgeteilt hat.
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(6)

1)

Die federfiihrende Aufsichtsbehtrde oder gegebenenfalls die Aufsichtsbehorde, bei der die
Beschwerde eingereicht wurde, trifft den endgultigen Beschluss auf der Grundlage des in
Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Beschlusses unverziiglich und spatestens
einen Monat, nachdem der Europdische Datenschutzausschuss seinen Beschluss mitgeteilt
hat. Die federfiihrende Aufsichtsbehorde oder gegebenenfalls die Aufsichtsbehorde, bei
der die Beschwerde eingereicht wurde, setzt den Ausschuss von dem Zeitpunkt, zu dem ihr
endgultiger Beschluss dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter bzw. der
betroffenen Person mitgeteilt wird, in Kenntnis. Der endguiltige Beschluss der betroffenen
Aufsichtsbehtrden wird gemald Artikel 60 Absatze 7, 8 und 9 angenommen. Im
endgultigen Beschluss wird auf den in Absatz 1 genannten Beschluss verwiesen und
festgelegt, dass der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte Beschluss geman
Absatz 5 auf der Website des Ausschusses verdffentlicht wird. Dem endglltigen Beschluss

wird der in Absatz 1 des vorliegenden _Artikels genannte Beschluss beigeflgt.

Artikel 66

Dringlichkeitsverfahren

Unter aulRergewohnlichen Umstanden kann eine betroffene Aufsichtsbehtrde abweichend
vom Kohérenzverfahren nach Artikel 63, 64 und 65 oder dem Verfahren nach Artikel 60
sofort einstweilige Malinahmen mit festgelegter Geltungsdauer von hochstens drei
Monaten treffen, die in ihrem Hoheitsgebiet rechtliche Wirkung entfalten sollen, wenn sie
zu der Auffassung gelangt, dass dringender Handlungsbedarf besteht, um Rechte und
Freiheiten von betroffenen Personen zu schiitzen. Die Aufsichtsbehorde setzt die anderen
betroffenen Aufsichtsbehorden, den Ausschuss und die Kommission unverziglich von

diesen MaRnahmen und den Griinden fir deren Erlass in Kenntnis.
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@) Hat eine Aufsichtsbehorde eine Malinahme nach Absatz 1 ergriffen und ist sie der
Auffassung, dass dringend endglltige Malinahmen erlassen werden missen, kann sie unter
Angabe von Griinden im Dringlichkeitsverfahren um eine Stellungnahme oder einen

verbindlichen Beschluss des Ausschusses ersuchen.

3 Jede Aufsichtsbehorde kann unter Angabe von Griinden, auch fur den dringenden
Handlungsbedarf, im Dringlichkeitsverfahren um eine Stellungnahme oder gegebenenfalls
einen verbindlichen Beschluss des Ausschusses ersuchen, wenn eine zustéandige
Aufsichtsbehorde trotz dringenden Handlungsbedarfs keine geeignete MalRnahme getroffen
hat, um die Rechte und Freiheiten von betroffenen Personen zu schiitzen.

4 Abweichend von Artikel 64 Absatz 3 und Artikel 62 Absatz 2 wird eine Stellungnahme
oder ein verbindlicher Beschluss im Dringlichkeitsverfahren nach den Absatzen 2 und 3
binnen zwei Wochen mit einfacher Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses

angenommen.

Artikel 67

Informationsaustausch

Die Kommission kann Durchfiihrungsrechtsakte von allgemeiner Tragweite zur Festlegung der
Ausgestaltung des elektronischen Informationsaustauschs zwischen den Aufsichtsbehdrden sowie
zwischen den Aufsichtsbehdrden und dem Ausschuss, insbesondere des standardisierten Formats

nach Artikel 64, erlassen.

Diese Durchftihrungsrechtsakte werden gemald dem Priifverfahren nach Artikel 93 Absatz 2

erlassen.
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ABSCHNITT 3

EUROPAISCHER DATENSCHUTZAUSSCHUSS

Artikel 68

Europaischer Datenschutzausschuss

(@8] Der Européische Datenschutzausschuss (im Folgenden "Ausschuss™) wird als Einrichtung
der Union mit eigener Rechtspersonlichkeit eingerichtet.

@) Der Ausschuss wird von seinem Vorsitz vertreten.

3 Der Ausschuss besteht aus dem Leiter einer Aufsichtsbehdrde jedes Mitgliedstaats und
dem Européischen Datenschutzbeauftragten oder ihren jeweiligen Vertretern.

4) Ist in einem Mitgliedstaat mehr als eine Aufsichtshbehorde fiir die Uberwachung der
Anwendung der nach MaRgabe dieser Verordnung erlassenen Vorschriften zustandig, so
wird im Einklang mit den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats ein gemeinsamer
Vertreter benannt.

5) Die Kommission ist berechtigt, ohne Stimmrecht an den Téatigkeiten und Sitzungen des
Ausschusses teilzunehmen. Die Kommission benennt einen Vertreter. Der Vorsitz des
Ausschusses unterrichtet die Kommission uber die Téatigkeiten des Ausschusses.
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(6) In den in Artikel 65 genannten Féllen ist der Europdische Datenschutzbeauftragte nur bei
Beschlissen stimmberechtigt, die Grundsatze und Vorschriften betreffen, die fur die
Organe, Einrichtungen, Amter und Agenturen der Union gelten und inhaltlich den

Grundsatzen und Vorschriften dieser Verordnung entsprechen.

Artikel 69
Unabhéangigkeit

(@) Der Ausschuss handelt bei der Erflllung seiner Aufgaben oder in Auslibung seiner

Befugnisse gemal’ den Artikeln 70 und 71 unabhéngig.

@) Unbeschadet der Ersuchen der Kommission gemal} Artikel 70 Absatz 1 Buchstabe b und
Absatz 2 ersucht der Ausschuss bei der Erfullung seiner Aufgaben oder in Ausibung

seiner Befugnisse weder um Weisung noch nimmt er Weisungen entgegen.

Artikel 70

Aufgaben des Ausschusses

(@D)] Der Ausschuss stellt die einheitliche Anwendung dieser Verordnung sicher. Hierzu nimmt
der Ausschuss von sich aus oder gegebenenfalls auf Ersuchen der Kommission

insbesondere folgende Tatigkeiten wahr:

a)  Uberwachung und Sicherstellung der ordnungsgemaRen Anwendung dieser
Verordnung in den in den Artikeln 64 und 65 genannten Féllen unbeschadet der

Aufgaben der nationalen Aufsichtsbehérden;
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b)

d)

f)

9)

Beratung der Kommission in allen Fragen, die im Zusammenhang mit dem Schutz
personenbezogener Daten in der Union stehen, einschlielich etwaiger VVorschlage

zur Anderung dieser Verordnung;

Beratung der Kommission (iber das Format und die Verfahren fur den Austausch von
Informationen zwischen den Verantwortlichen, den Auftragsverarbeitern und den

Aufsichtsbehdrden in Bezug auf verbindliche interne Datenschutzvorschriften;

Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewéhrten Verfahren zu Verfahren
fiir die Loschung geméR Artikel 17 Absatz 2 von Links zu personenbezogenen Daten
oder Kopien oder Replikationen dieser Daten aus 6ffentlich zuganglichen

Kommunikationsdiensten;

Prifung — von sich aus, auf Antrag eines seiner Mitglieder oder auf Ersuchen der
Kommission — von die Anwendung dieser Verordnung betreffenden Fragen und
Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewéhrten Verfahren zwecks

Sicherstellung einer einheitlichen Anwendung dieser Verordnung;

Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewéhrten Verfahren geman
Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur ndheren Bestimmung der Kriterien und
Bedingungen fiir die auf Profiling beruhenden Entscheidungen gemaR Artikel 22
Absatz 2;

Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewéhrten Verfahren geman
Buchstabe e des vorliegenden Absatzes flr die Feststellung von Verletzungen des
Schutzes personenbezogener Daten und die Festlegung der Unverziiglichkeit im
Sinne des Artikels 33 Absatze 1 und 2, und zu den spezifischen Umsténden, unter
denen der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter die Verletzung des Schutzes

personenbezogener Daten zu melden hat.
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h)  Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewahrten Verfahren geman
Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zu den Umsténden, unter denen eine
Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko
fiir die Rechte und Freiheiten natlrlicher Personen im Sinne des Artikels 34 Absatz 1

zur Folge hat;

)] Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewéhrten Verfahren geman
Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur ndheren Bestimmung der in Artikel 47
aufgefiihrten Kriterien und Anforderungen fiir die Ubermittlungen
personenbezogener Daten, die auf verbindlichen internen Datenschutzvorschriften
von Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern beruhen, und der dort aufgefiihrten
weiteren erforderlichen Anforderungen zum Schutz personenbezogener Daten der

betroffenen Personen;

)] Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewéhrten Verfahren geméaf
Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur ndheren Bestimmung der Kriterien und
Bedingungen fiir die Ubermittlungen personenbezogener Daten gemaR Artikel 49
Absatz 1,

k)  Ausarbeitung von Leitlinien fiir die Aufsichtsbehtrden in Bezug auf die Anwendung
von MaRnahmen nach Artikel 58 Absatze 1, 2 und 3 und die Festsetzung von
GeldbuRen gemaR Artikel 83;

I)  Uberpriifung der praktischen Anwendung der unter den Buchstaben e und f
genannten Leitlinien, Empfehlungen und bewahrten Verfahren;
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P)

a)

Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewéhrten Verfahren geméaf
Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur Festlegung gemeinsamer Verfahren flr
die von naturlichen Personen vorgenommene Meldung von VerstoRen gegen diese
Verordnung gemaR Artikel 54 Absatz 2;

Forderung der Ausarbeitung von Verhaltensregeln und der Einrichtung von
datenschutzspezifischen Zertifizierungsverfahren sowie Datenschutzsiegeln

und -prufzeichen gemaf den Artikeln 40 und 42;

Akkreditierung von Zertifizierungsstellen und deren regelmaRige Uberpriifung
gemal Artikel 43 und Fihrung eines Offentlichen Registers der akkreditierten
Einrichtungen gemaR Artikel 43 Absatz 6 und der in Drittlandern niedergelassenen

akkreditierten Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter gemafd Artikel 42 Absatz 7;

Prézisierung der in Artikel 43 Absatz 3 genannten Anforderungen im Hinblick auf
die Akkreditierung von Zertifizierungsstellen geméafR Artikel 42;

Abgabe einer Stellungnahme flr die Kommission zu den

Zertifizierungsanforderungen gemaR Artikel 43 Absatz 8;

Abgabe einer Stellungnahme fiir die Kommission zu den Bildsymbolen geman
Artikel 12 Absatz 7,
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s)  Abgabe einer Stellungnahme fiir die Kommission zur Beurteilung der
Angemessenheit des in einem Drittland oder einer internationalen Organisation
gebotenen Schutzniveaus einschliellich zur Beurteilung der Frage, ob das Drittland,
das Gebiet, ein oder mehrere spezifische Sektoren in diesem Drittland oder eine
internationale Organisation kein angemessenes Schutzniveau mehr gewéhrleistet. Zu
diesem Zweck gibt die Kommission dem Ausschuss alle erforderlichen Unterlagen,
darunter den Schriftwechsel mit der Regierung des Drittlands, dem Gebiet oder

spezifischen Sektor oder der internationalen Organisation;

t)  Abgabe von Stellungnahmen im Kohérenzverfahren geméal Artikel 64 Absatz 1 zu
Beschlussentwiirfen von Aufsichtsbehérden, zu Angelegenheiten, die nach
Artikel 64 Absatz 2 vorgelegt wurden und um Erlass verbindlicher Beschliisse

gemal Artikel 65, einschlie8lich der in Artikel 66 genannten Falle;

u)  Forderung der Zusammenarbeit und eines wirksamen bilateralen und multilateralen
Austauschs von Informationen und bewéhrten Verfahren zwischen den
Aufsichtsbehorden;

v)  Forderung von Schulungsprogrammen und Erleichterung des Personalaustausches
zwischen Aufsichtsbehdrden sowie gegebenenfalls mit Aufsichtsbehdrden von

Drittlandern oder mit internationalen Organisationen;

w)  Forderung des Austausches von Fachwissen und von Dokumentationen tber

Datenschutzvorschriften und -praxis mit Datenschutzaufsichtsbehdrden in aller Welt;
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X)  Abgabe von Stellungnahmen zu den auf Unionsebene erarbeiteten Verhaltensregeln
gemal Artikel 40 Absatz 9 und

y)  Flhrung eines 6ffentlich zuganglichen elektronischen Registers der Beschliisse der
Aufsichtsbehdrden und Gerichte in Bezug auf Fragen, die im Rahmen des
Kohérenzverfahrens behandelt wurden.

2 Die Kommission kann, wenn sie den Ausschuss um Rat ersucht, unter Berlcksichtigung

der Dringlichkeit des Sachverhalts eine Frist angeben.

3) Der Ausschuss leitet seine Stellungnahmen, Leitlinien, Empfehlungen und bewahrten
Verfahren an die Kommission und an den in Artikel 93 genannten Ausschuss weiter und

veroffentlicht sie.

4 Der Ausschuss konsultiert gegebenenfalls interessierte Kreise und gibt ihnen Gelegenheit,
innerhalb einer angemessenen Frist Stellung zu nehmen. Unbeschadet des Artikels 76
macht der Ausschuss die Ergebnisse der Konsultation der Offentlichkeit zuganglich.

Artikel 71

Berichterstattung

Q) Der Ausschuss erstellt einen Jahresbericht Uber den Schutz natirlicher Personen bei der
Verarbeitung in der Union und gegebenenfalls in Drittld&ndern und internationalen
Organisationen. Der Bericht wird veréffentlicht und dem Européaischen Parlament, dem

Rat und der Kommission tbermittelt.
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@) Der Jahresbericht enthalt eine Uberpriifung der praktischen Anwendung der in Artikel 70
Absatz 1 Buchstabe I genannten Leitlinien, Empfehlungen und bewahrten Verfahren sowie
der in Artikel 65 genannten verbindlichen Beschlisse.

Artikel 72
Verfahrensweise

(@D)] Sofern in dieser Verordnung nichts anderes bestimmt ist, fasst der Ausschuss seine
Beschlisse mit einfacher Mehrheit seiner Mitglieder.

2 Der Ausschuss gibt sich mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder eine
Geschaftsordnung und legt seine Arbeitsweise fest.

Artikel 73
Vorsitz

Q) Der Ausschuss wéhlt aus dem Kreis seiner Mitglieder mit einfacher Mehrheit einen
Vorsitzenden und zwei stellvertretende Vorsitzende.

2 Die Amtszeit des Vorsitzenden und seiner beiden Stellvertreter betragt finf Jahre; ihre
einmalige Wiederwabhl ist zulassig.
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Artikel 74

Aufgaben des Vorsitzes
(@) Der Vorsitz hat folgende Aufgaben:
a)  Einberufung der Sitzungen des Ausschusses und Erstellung der Tagesordnungen,

b)  Ubermittlung der Beschliisse des Ausschusses nach Artikel 65 an die federfiihrende
Aufsichtsbehdrde und die betroffenen Aufsichtsbehérden,

c)  Sicherstellung einer rechtzeitigen Ausfuhrung der Aufgaben des Ausschusses,
insbesondere der Aufgaben im Zusammenhang mit dem Koharenzverfahren nach
Artikel 63.

2 Der Ausschuss legt die Aufteilung der Aufgaben zwischen dem Vorsitzenden und dessen
Stellvertretern in seiner Geschéftsordnung fest.
Artikel 75

Sekretariat

@ Der Ausschuss wird von einem Sekretariat unterstiitzt, das von dem Europdischen

Datenschutzbeauftragten bereitgestellt wird.

2 Das Sekretariat fuihrt seine Aufgaben ausschlieBlich auf Anweisung des Vorsitzes des

Ausschusses aus.
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(4)
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(6)

Das Personal des Européischen Datenschutzbeauftragten, das an der Wahrnehmung der
dem Ausschuss gemaR dieser Verordnung bertragenen Aufgaben beteiligt ist, unterliegt
anderen Berichtspflichten als das Personal, das an der Wahrnehmung der dem

Européischen Datenschutzbeauftragten tbertragenen Aufgaben beteiligt ist.

Soweit angebracht, erstellen und verdffentlichen der Ausschuss und der Européische
Datenschutzbeauftragte eine Vereinbarung zur Anwendung des vorliegenden Artikels , in
der die Bedingungen ihrer Zusammenarbeit festgelegt sind und die fiir das Personal des
Européischen Datenschutzbeauftragten gilt, das an der Wahrnehmung der dem Ausschuss

gemal dieser Verordnung Ubertragenen Aufgaben beteiligt ist.

Das Sekretariat leistet dem Ausschuss analytische, administrative und logistische

Unterstltzung.
Das Sekretariat ist insbesondere verantwortlich fir
a) das Tagesgeschaft des Ausschusses,

b)  die Kommunikation zwischen den Mitgliedern des Ausschusses, seinem Vorsitz und

der Kommission,
c) die Kommunikation mit anderen Organen und mit der Offentlichkeit,

d)  den Ruckgriff auf elektronische Mittel fiir die interne und die externe

Kommunikation,
e) die Ubersetzung sachdienlicher Informationen,
f)  die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen des Ausschusses,

g) die Vorbereitung, Abfassung und Veroffentlichung von Stellungnahmen, von
Beschllssen Uber die Beilegung von Streitigkeiten zwischen Aufsichtsbehdrden und

von sonstigen vom Ausschuss angenommenen Dokumenten.
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Artikel 76
Vertraulichkeit

Die Beratungen des Ausschusses sind gemaR seiner Geschaftsordnung vertraulich, wenn

der Ausschuss dies fir erforderlich halt.

Der Zugang zu Dokumenten, die Mitgliedern des Ausschusses, Sachverstandigen und
Vertretern von Dritten vorgelegt werden, wird durch die Verordnung (EG) Nr. 1049/2001

des Europaischen Parlaments und des Rates® geregelt.

KAPITEL VIII
RECHTSBEHELFE, HAFTUNG UND SANKTIONEN

Artikel 77

Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder
gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehdrde,
insbesondere in dem Mitgliedstaat ihres Aufenthaltsorts, ihres Arbeitsplatzes oder des Orts
des mutmalRilichen Verstol3es, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass die
Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen diese Verordnung

verstoft.

Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai
2001 uber den Zugang der Offentlichkeit zu Dokumenten des Europdischen Parlaments, des
Rates und der Kommission (ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43).
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Die Aufsichtsbehorde, bei der die Beschwerde eingereicht wurde, unterrichtet den
Beschwerdefuhrer Giber den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde einschlieRlich der
Madglichkeit eines gerichtlichen Rechtsbehelfs nach Artikel 78.

Artikel 78

Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen eine Aufsichtsbehdrde

Jede natirliche oder juristische Person hat unbeschadet eines anderweitigen
verwaltungsrechtlichen oder auRergerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf einen
wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie betreffenden rechtsverbindlichen
Beschluss einer Aufsichtsbehorde.

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen oder
auflergerichtlichen Rechtbehelfs das Recht auf einen wirksamen gerichtlichen
Rechtsbehelf, wenn die nach den Artikeln 55 und 56 zustandige Aufsichtsbehdrde sich
nicht mit einer Beschwerde befasst oder die betroffene Person nicht innerhalb von drei
Monaten tber den Stand oder das Ergebnis der geméal Artikel 77 erhobenen Beschwerde in

Kenntnis gesetzt hat.

Fur Verfahren gegen eine Aufsichtsbehorde sind die Gerichte des Mitgliedstaats zusténdig,
in dem die Aufsichtsbehdrde ihren Sitz hat.

Kommt es zu einem Verfahren gegen den Beschluss einer Aufsichtsbehdrde, dem eine
Stellungnahme oder ein Beschluss des Ausschusses im Rahmen des Kohérenzverfahrens
vorangegangen ist, so leitet die Aufsichtsbehdrde diese Stellungnahme oder diesen
Beschluss dem Gericht zu.
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Artikel 79

Recht auf wirksamen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen Verantwortliche oder Auftragsverarbeiter

@ Jede betroffene Person hat unbeschadet eines verfiigbaren verwaltungsrechtlichen oder
aullergerichtlichen Rechtsbehelfs einschliel3lich des Rechts auf Beschwerde bei einer
Aufsichtsbehtrde gemal Artikel 77 das Recht auf einen wirksamen gerichtlichen
Rechtsbehelf, wenn sie der Ansicht ist, dass die ihr aufgrund dieser Verordnung
zustehenden Rechte infolge einer nicht im Einklang mit dieser Verordnung stehenden

Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten verletzt wurden.

@) Fur Klagen gegen einen Verantwortlichen oder gegen einen Auftragsverarbeiter sind die
Gerichte des Mitgliedstaats zusténdig, in dem der Verantwortliche oder der
Auftragsverarbeiter eine Niederlassung hat. Wahlweise kdnnen solche Klagen auch bei den
Gerichten des Mitgliedstaats erhoben werden, in dem die betroffene Person ihren
Aufenthaltsort hat, es sei denn, es handelt sich bei dem Verantwortlichen oder dem
Auftragsverarbeiter um eine Behorde eines Mitgliedstaats, die in Austibung ihrer

hoheitlichen Befugnisse tatig geworden ist.
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Artikel 80

Vertretung von betroffenen Personen

Die betroffene Person hat das Recht, eine Einrichtung, Organisationen oder Vereinigung
ohne Gewinnerzielungsabsicht, die ordnungsgemél nach dem Recht eines Mitgliedstaats
gegrindet ist, deren satzungsmaRige Ziele im ¢ffentlichem Interesse liegen und die im
Bereich des Schutzes der Rechte und Freiheiten von betroffenen Personen in Bezug auf
den Schutz ihrer personenbezogenen Daten tatig ist, zu beauftragen, in ihrem Namen eine
Beschwerde einzureichen, in ihrem Namen die in den Artikeln 77, 78 und 79 genannten
Rechte wahrzunehmen und das Recht auf Schadensersatz geméal Artikel 82 in Anspruch zu

nehmen, sofern dieses im Recht der Mitgliedstaaten vorgesehen ist.

Die Mitgliedstaaten kénnen vorsehen, dass jede der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels
genannten Einrichtungen, Organisationen oder Vereinigungen unabh&ngig von einem
Auftrag der betroffenen Person in diesem Mitgliedstaat das Recht hat, bei der gemaR
Artikel 77 zustandigen Aufsichtsbehdrde eine Beschwerde einzulegen und die in den
Artikeln 78 und 79 aufgefuhrten Rechte in Anspruch zu nehmen, wenn ihres Erachtens die
Rechte einer betroffenen Person gemal dieser Verordnung infolge einer Verarbeitung

verletzt worden sind.
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Artikel 81

Aussetzung des Verfahrens

Erhélt ein zustandiges Gericht in einem Mitgliedstaat Kenntnis von einem Verfahren zu
demselben Gegenstand in Bezug auf die Verarbeitung durch denselben Verantwortlichen
oder Auftragsverarbeiter, das vor einem Gericht in einem anderen Mitgliedstaat anhangig
ist, so nimmt es mit diesem Gericht Kontakt auf, um sich zu vergewissern, dass ein solches

Verfahren existiert.

Ist ein Verfahren zu demselben Gegenstand in Bezug auf die Verarbeitung durch denselben
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter vor einem Gericht in einem anderen
Mitgliedstaat anhéngig, so kann jedes spéater angerufene zustandige Gericht das bei ihm

anhangige Verfahren aussetzen.

Sind diese Verfahren in erster Instanz anhangig, so kann sich jedes spéater angerufene
Gericht auf Antrag einer Partei auch fur unzustandig erklaren, wenn das zuerst angerufene
Gericht fur die betreffenden Klagen zusténdig ist und die Verbindung der Klagen nach

seinem Recht zul&ssig ist.

Artikel 82

Haftung und Recht auf Schadenersatz

Jede Person, der wegen eines VerstofRes gegen diese Verordnung ein materieller oder
immaterieller Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen den

Verantwortlichen oder gegen den Auftragsverarbeiter.
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Jeder an einer Verarbeitung beteiligte VVerantwortliche haftet fiir den Schaden, der durch
eine nicht dieser Verordnung entsprechende Verarbeitung verursacht wurde. Ein
Auftragsverarbeiter haftet fur den durch eine Verarbeitung verursachten Schaden nur dann,
wenn er seinen speziell den Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus dieser
Verordnung nicht nachgekommen ist oder unter Nichtbeachtung der rechtmaRig erteilten
Anweisungen des fiir die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder gegen diese

Anweisungen gehandelt hat.

Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter wird von der Haftung gemaR Absatz 2
befreit, wenn er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht fur den Umstand, durch den der

Schaden eingetreten ist, verantwortlich ist.

Ist mehr als ein Verantwortlicher oder mehr als ein Auftragsverarbeiter bzw. sowohl ein
Verantwortlicher als auch ein Auftragsverarbeiter an derselben Verarbeitung beteiligt und
sind sie gemal den Absatzen 2 und 3 fur einen durch die Verarbeitung verursachten
Schaden verantwortlich, so haftet jeder Verantwortliche oder jeder Auftragsverarbeiter fir
den gesamten Schaden, damit ein wirksamer Schadensersatz fir die betroffene Person

sichergestellt ist.

Hat ein Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter gemall Absatz 4 vollstandigen
Schadenersatz fur den erlittenen Schaden gezahlt, so ist dieser Verantwortliche oder
Auftragsverarbeiter berechtigt, von den tbrigen an derselben Verarbeitung beteiligten fir
die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder Auftragsverarbeitern den Teil des
Schadenersatzes zurtickzufordern, der unter den in Absatz 2 festgelegten Bedingungen

ihrem Anteil an der Verantwortung fiir den Schaden entspricht.

Mit Gerichtsverfahren zur Inanspruchnahme des Rechts auf Schadenersatz sind die
Gerichte zu befassen, die nach den in Artikel 79 Absatz 2 genannten Rechtsvorschriften
des Mitgliedstaats zusténdig sind.
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Artikel 83

Allgemeine Bedingungen fir die Verhangung von Geldbufen

(@) Jede Aufsichtsbehorde stellt sicher, dass die Verhdangung von GeldbufRen gemél diesem
Acrtikel fir VerstoRe gegen diese Verordnung gemald den Absédtzen 5 und 6 in jedem
Einzelfall wirksam, verh&ltnismaiig und abschreckend ist.

2 GeldbuRen werden je nach den Umsténden des Einzelfalls zusétzlich zu oder anstelle von
MafRnahmen nach Artikel 58 Absatz 2 Buchstaben a bis h und i verhéngt. Bei der
Entscheidung uber die Verhdngung einer GeldbufRe und tber deren Betrag wird in jedem
Einzelfall Folgendes gebuhrend beriicksichtigt:

a)  Art, Schwere und Dauer des VerstoRes unter Berlcksichtigung der Art, des Umfangs
oder des Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der Zahl der von der
Verarbeitung betroffenen Personen und des AusmalRes des von ihnen erlittenen
Schadens;

b)  Vorsatzlichkeit oder Fahrlédssigkeit des Verstolies;

c) jegliche von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter getroffenen

MaRnahmen zur Minderung des den betroffenen Personen entstandenen Schadens;

d)  Grad der Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters unter
Berlicksichtigung der von ihnen gemald den Artikeln 25 und 32 getroffenen

technischen und organisatorischen MaRnahmen;
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etwaige einschléagige friihere Verstolie des Verantwortlichen oder des

Auftragsverarbeiters;

f)  Umfang der Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehdrde, um dem VerstoR abzuhelfen
und seine moglichen nachteiligen Auswirkungen zu mindern;

g) Kategorien personenbezogener Daten, die von dem VerstoR betroffen sind,;

h)  Artund Weise, wie der VerstoR der Aufsichtsbehdrde bekannt wurde, insbesondere
ob und gegebenenfalls in welchem Umfang der Verantwortliche oder der
Auftragsverarbeiter den VerstolR mitgeteilt hat;

i)  Einhaltung der nach Artikel 58 Absatz 2 friiher gegen den fur den betreffenden
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand
angeordneten MalRnahmen, falls solche MalRnahmen angeordnet wurden;

)] Einhaltung von genehmigten Verhaltensregeln nach Artikel 40 oder genehmigten
Zertifizierungsverfahren nach Artikel 42 und

K)  jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umsténde im jeweiligen Fall, wie
unmittelbar oder mittelbar durch den Verstol3 erlangte finanzielle Vorteile oder
vermiedene Verluste.

3) Verstol3t ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander

verbundenen Verarbeitungsvorgéangen vorsatzlich oder fahrléssig gegen mehrere

Bestimmungen dieser Verordnung, so Ubersteigt der Gesamtbetrag der Geldbuf3e nicht den

Betrag flr den schwerwiegendsten Verstol?.
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Bei Verstollen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2
Geldbuf3en von bis zu 10 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 2 %
seines gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschéftsjahrs

verhangt, je nachdem, welcher der Betrége hoher ist:

a)  die Pflichten der Verantwortlichen und der Auftragsverarbeiter geméaf3 den Artikeln
8, 11, 25, 26, 27, 28, 29, 30, 31, 32, 33, 34, 35, 36, 37, 38, 39, 42 und 43;

b)  die Pflichten der Zertifizierungsstelle gemaR den Artikeln 42 und 43;
c) die Pflichten der Uberwachungsstelle gemaR Artikel 41 Absatz 4.

Bei Verstol3en gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2
Geldbuf3en von bis zu 20 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 %
seines gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschéftsjahrs

verhangt, je nachdem, welcher der Betrége hoher ist:

a)  die Grundsatze fir die Verarbeitung, einschlielich der Bedingungen fir die

Einwilligung, gemaR den Artikeln 5, 6, 7 und 9;
b)  die Rechte der betroffenen Person gemal den Artikeln 12 bis 22;

c) die Ubermittlung personenbezogener Daten an einen Empfanger in einem Drittland
oder an eine internationale Organisation gemal den Artikeln 44 bis 49;
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d) alle Pflichten gemé&R den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die im Rahmen des

Kapitels 1X erlassen wurden;

e)  Nichtbefolgung einer Anweisung oder einer voriibergehenden oder endgultigen
Beschrankung oder Aussetzung der Datentbermittlung durch die Aufsichtsbehdrde
gemal Artikel 58 Absatz 2 oder Nichtgewahrung des Zugangs unter Versto3 gegen
Artikel 58 Absatz 1.

Bei Nichtbefolgung einer Anweisung der Aufsichtsbehérde geman Artikel 58 Absatz 2
werden im Einklang mit Absatz 2 des vorliegenden Artikels GeldbufRen von bis zu

20 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 % seines gesamten
weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschéftsjahrs verhéngt, je

nachdem, welcher der Betrége héher ist.

Unbeschadet der Abhilfebefugnisse der Aufsichtsbehdrden gemal Artikel 58 Absatz 2
kann jeder Mitgliedstaat VVorschriften dafir festlegen, ob und in welchem Umfang gegen
Behdrden und 6ffentliche Stellen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen

sind, GeldbuRen verhangt werden kénnen.

Die Ausubung der eigenen Befugnisse durch eine Aufsichtsbehdrde gemaR diesem Artikel
muss angemessenen Verfahrensgarantien geméall dem Unionsrecht und dem Recht der
Mitgliedstaaten, einschlie3lich wirksamer gerichtlicher Rechtsbehelfe und

ordnungsgemaélier Verfahren, unterliegen.
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1)

)

Sieht die Rechtsordnung eines Mitgliedstaats keine Geldbuf3en vor, kann dieser Artikel so
angewandt werden, dass die Geldbul3e von der zustandigen Aufsichtsbehédrde in die Wege
geleitet und von den zustandigen nationalen Gerichten verhangt wird, wobei
sicherzustellen ist, dass diese Rechtsbehelfe wirksam sind und die gleiche Wirkung wie die
von Aufsichtsbehdrden verhdngten Geldbuf3en haben. In jeden Fall missen die verhdngten
GeldbuBen wirksam, verhaltnismaRig und abschreckend sein. Die betreffenden
Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum ... [zwei Jahre nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung] die Rechtsvorschriften mit, die sie aufgrund dieses Absatzes erlassen,
sowie unverziiglich alle spateren Anderungsgesetze oder Anderungen dieser Vorschriften.

Artikel 84

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen die VVorschriften Gber andere Sanktionen fir Verstol3e gegen
diese Verordnung — inshesondere fiir Verstole, die keiner GeldbuRe gemaR Artikel 83
unterliegen — fest und treffen alle zu deren Anwendung erforderlichen MaRnahmen. Diese

Sanktionen missen wirksam, verhaltnismaRig und abschreckend sein.

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis zum ...[zwei Jahre nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung] die Rechtsvorschriften, die er aufgrund von Absatz 1 erlésst, sowie

unverziglich alle spateren Anderungen dieser Vorschriften mit.
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)

KAPITEL IX
VORSCHRIFTEN
FUR BESONDERE VERARBEITUNGSSITUATIONEN

Artikel 85

Verarbeitung und Freiheit der Meinungsauf3erung und Informationsfreiheit

Die Mitgliedstaaten bringen durch Rechtsvorschriften das Recht auf den Schutz
personenbezogener Daten gemaR dieser Verordnung mit dem Recht auf freie
Meinungsaufierung und Informationsfreiheit, einschlie3lich der Verarbeitung zu
journalistischen Zwecken und zu wissenschaftlichen, kinstlerischen oder literarischen

Zwecken, in Einklang.

Fir die Verarbeitung, die zu journalistischen Zwecken oder zu wissenschaftlichen,
klnstlerischen oder literarischen Zwecken erfolgt, sehen die Mitgliedstaaten
Abweichungen oder Ausnahmen von Kapitel Il (Grundsétze), Kapitel 111 (Rechte der
betroffenen Person), Kapitel 1V (Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter), Kapitel V
(Ubermittlung personenbezogener Daten an Drittlander oder an internationale
Organisationen), Kapitel VI (Unabhéngige Aufsichtsbehdrden), Kapitel V11
(Zusammenarbeit und Kohérenz) und Kapitel IX (Vorschriften fur besondere
Verarbeitungssituationen) vor, wenn dies erforderlich ist, um das Recht auf Schutz der
personenbezogenen Daten mit der Freiheit der MeinungséaufRerung und der

Informationsfreiheit in Einklang zu bringen.
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3 Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission die Rechtsvorschriften, die er aufgrund von
Absatz 2 erlassen hat, sowie unverziglich alle spateren Anderungsgesetze oder

Anderungen dieser Vorschriften mit.

Artikel 86

Verarbeitung und Zugang der Offentlichkeit zu amtlichen Dokumenten

Personenbezogene Daten in amtlichen Dokumenten, die sich im Besitz einer Behdrde oder einer
offentlichen Einrichtung oder einer privaten Einrichtung zur Erfullung einer im 6ffentlichen
Interesse liegenden Aufgabe befinden, kdnnen von der Behorde oder der Einrichtung gemald dem
Unionsrecht oder dem Recht des Mitgliedstaats, dem die Behdrde oder Einrichtung unterliegt,
offengelegt werden, um den Zugang der Offentlichkeit zu amtlichen Dokumenten mit dem Recht

auf Schutz personenbezogener Daten gemal dieser Verordnung in Einklang zu bringen.

Artikel 87

Verarbeitung der nationalen Kennziffer

Die Mitgliedstaaten kdnnen naher bestimmen, unter welchen spezifischen Bedingungen eine
nationale Kennziffer oder andere Kennzeichen von allgemeiner Bedeutung Gegenstand einer
Verarbeitung sein dirfen. In diesem Fall darf die nationale Kennziffer oder das andere Kennzeichen
von allgemeiner Bedeutung nur unter Wahrung geeigneter Garantien fiir die Rechte und Freiheiten

der betroffenen Person gemaR dieser Verordnung verwendet werden.
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)

©)

Artikel 88

Datenverarbeitung im Beschéaftigungskontext

Die Mitgliedstaaten kénnen durch Rechtsvorschriften oder durch Kollektivvereinbarungen
spezifischere Vorschriften zur Gewahrleistung des Schutzes der Rechte und Freiheiten
hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Beschaftigtendaten im
Beschéftigungskontext, insbesondere flir Zwecke der Einstellung, der Erfullung des
Arbeitsvertrags einschlieBlich der Erfillung von durch Rechtsvorschriften oder durch
Kollektivvereinbarung en festgelegten Pflichten, des Managements, der Planung und der
Organisation der Arbeit, der Gleichheit und Diversitat am Arbeitsplatz, der Gesundheit und
Sicherheit am Arbeitsplatz, des Schutzes des Eigentums der Arbeitgeber oder der Kunden
sowie fiir Zwecke der Inanspruchnahme der mit der Beschaftigung zusammenhangenden
individuellen oder kollektiven Rechte und Leistungen und fur Zwecke der Beendigung des

Beschéftigungsverhéltnisses vorsehen.

Diese Vorschriften umfassen angemessenen und besondere Malinahmen zur Wahrung der
menschlichen Wiirde, der berechtigten Interessen und der Grundrechte der betroffenen
Person, inshesondere im Hinblick auf die Transparenz der Verarbeitung, die Ubermittlung
personenbezogener Daten innerhalb einer Unternehmensgruppe oder einer Gruppe von
Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstatigkeit ausiuben, und die

Uberwachungssysteme am Arbeitsplatz.

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis zum ...[zwei Jahre nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung] die Rechtsvorschriften, die er aufgrund von Absatz 1 erlésst, sowie

unverziglich alle spateren Anderungen dieser Vorschriften mit.
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Artikel 89
Garantien und Ausnahmen in Bezug auf die Verarbeitung

zu im Offentlichen Interesse liegenden Archivzwecken,

zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken und zu statistischen Zwecken

1)

)

Die Verarbeitung zu im 6ffentlichen Interesse liegenden Archivzwecken, zu
wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken
unterliegt geeigneten Garantien fur die Rechte und Freiheiten der betroffenen Person
gemaR dieser Verordnung. Mit diesen Garantien wird sichergestellt, dass technische und
organisatorische Malinahmen bestehen, mit denen insbesondere die Achtung des
Grundsatzes der Datenminimierung gewaébhrleistet wird. Zu diesen MaRnahmen kann die
Pseudonymisierung gehdren, sofern es moglich ist, diese Zwecke auf diese Weise zu
erfullen. In allen Fallen, in denen diese Zwecke durch die Weiterverarbeitung, bei der die
Identifizierung von betroffenen Personen nicht oder nicht mehr moglich ist, erfillt werden

kdnnen, werden diese Zwecke auf diese Weise erfullt.

Werden personenbezogene Daten zu wissenschaftlichen oder historischen
Forschungszwecken oder zu statistischen Zwecken verarbeitet, kénnen vorbehaltlich der
Bedingungen und Garantien gemal’ Absatz 1 des vorliegenden Artikels im Unionsrecht
oder im Recht der Mitgliedstaaten insoweit Ausnahmen von den Rechten gemaR der
Artikel 15, 16, 18 und 21 vorgesehen werden, als diese Rechte voraussichtlich die
Verwirklichung der spezifischen Zwecke unmdoglich machen oder ernsthaft beeintrachtigen
und solche Ausnahmen fiir die Erfillung dieser Zwecke notwendig sind.
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©)

(4)

1)

Werden personenbezogene Daten fir im Offentlichen Interesse liegende Archivzwecke
verarbeitet, konnen vorbehaltlich der Bedingungen und Garantien gemald Absatz 1 des
vorliegenden Artikels im Unionsrecht oder im Recht der Mitgliedstaaten insoweit
Ausnahmen von den Rechten gemaR der Artikel 15, 16, 18, 19, 20 und 21 vorgesehen
werden, als diese Rechte voraussichtlich die Verwirklichung der spezifischen Zwecke
unmdoglich machen oder ernsthaft beeintrachtigen und solche Ausnahmen fiir die Erfullung

dieser Zwecke notwendig sind.

Dient die in den Absétzen 2 und 3 genannte Verarbeitung gleichzeitig einem anderen
Zweck, gelten die Ausnahmen nur fir die Verarbeitung zu den in diesen Absétzen

genannten Zwecken.

Artikel 90
Geheimhaltungspflichten

Die Mitgliedstaaten konnen die Befugnisse der Aufsichtsbehdrden im Sinne des

Artikels 58 Absatz 1 Buchstaben e und f gegenuiber den Verantwortlichen oder den
Auftragsverarbeitern, die nach Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten oder nach
einer von den zustandigen nationalen Stellen erlassenen Verpflichtung dem
Berufsgeheimnis oder einer gleichwertigen Geheimhaltungspflicht unterliegen, regeln,
soweit dies notwendig und verhaltnismaRig ist, um das Recht auf Schutz der
personenbezogenen Daten mit der Pflicht zur Geheimhaltung in Einklang zu bringen.
Diese Vorschriften gelten nur in Bezug auf personenbezogene Daten, die der
Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter bei einer Tatigkeit erlangt oder erhoben hat,

die einer solchen Geheimhaltungspflicht unterliegt.
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(2)

1)

)

Jeder Mitgliedstaat teilt der Kommission bis zum ... [zwei Jahre nach dem Inkrafttreten
dieser Verordnung] die Vorschriften mit, die er aufgrund von Absatz 1 erlésst, und setzt sie

unverziglich von allen weiteren Anderungen dieser Vorschriften in Kenntnis.

Artikel 91
Bestehende Datenschutzvorschriften von Kirchen

und religiésen Vereinigungen oder Gemeinschaften

Wendet eine Kirche oder eine religiése Vereinigung oder Gemeinschaft in einem
Mitgliedstaat zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung umfassende Regeln zum
Schutz naturlicher Personen bei der Verarbeitung an, so diirfen diese Regeln weiter

angewandt werden, sofern sie mit dieser Verordnung in Einklang gebracht werden.

Kirchen und religiése Vereinigungen oder Gemeinschaften, die geméall Absatz 1
umfassende Datenschutzregeln anwenden, unterliegen der Aufsicht durch eine
unabhéngige Aufsichtsbehorde, die spezifischer Art sein kann, sofern sie die in Kapitel VI

niedergelegten Bedingungen erfiillt.
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(2)

©)

(4)

KAPITEL X
DELEGIERTE RECHTSAKTE
UND DURCHFUHRUNGSRECHTSAKTE

Artikel 92

Ausiuibung der Befugnisiibertragung

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem

Avrtikel festgelegten Bedingungen Ubertragen.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemal’ Artikel 12 Absatz 8 und Artikel 43
Absatz 8 wird der Kommission auf unbestimmte Zeit ab dem ... [Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieser Verordnung] Ubertragen.

Die Befugnistubertragung gemal Artikel 12 Absatz 8 und Artikel 43 Absatz 8 kann vom
Europdischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss Uber
den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss angegebenen Befugnis. Er
wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Européischen Union oder zu
einem im Beschluss Gber den Widerruf angegebenen spéteren Zeitpunkt wirksam. Die
Gultigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss
uber den Widerruf nicht berthrt.

Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlésst, ibermittelt sie ihn gleichzeitig

dem Europdischen Parlament und dem Rat.
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1)

)

©)

Ein delegierter Rechtsakt, der gemaR Artikel 12 Absatz 8 und Artikel 43 Absatz 8 erlassen
wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das Européische Parlament noch der Rat innerhalb
einer Frist von drei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an das Européaische
Parlament und den Rat Einwande erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine
Einwénde erheben werden. Auf Veranlassung des Européischen Parlaments oder des Rates

wird diese Frist um drei Monate verlangert.
Artikel 93
Ausschussverfahren

Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstiitzt. Dieser Ausschuss ist ein
Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011.

Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 8 der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 in Verbindung mit deren Artikel 5.
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KAPITEL XI
SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 94
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG

(@) Die Richtlinie 95/46/EG wird mit Wirkung vom ... [zwei Jahre nach dem Inkrafttreten

dieser Verordnung] aufgehoben.

@) Verweise auf die aufgehobene Richtlinie gelten als VVerweise auf die vorliegende
Verordnung. Verweise auf die durch Artikel 29 der Richtlinie 95/46/EG eingesetzte
Gruppe fir den Schutz von Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten gelten
als Verweise auf den kraft dieser Verordnung errichteten Européischen

Datenschutzausschuss.

Artikel 95
Verhaltnis zur Richtlinie 2002/58/EG

Diese Verordnung erlegt nattrlichen oder juristischen Personen in Bezug auf die Verarbeitung in
Verbindung mit der Bereitstellung 6ffentlich zuganglicher elektronischer Kommunikationsdienste
in 6ffentlichen Kommunikationsnetzen in der Union keine zusatzlichen Pflichten auf, soweit sie
besonderen in der Richtlinie 2002/58/EG festgelegten Pflichten unterliegen, die dasselbe Ziel

verfolgen.
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Artikel 96

Verhaltnis zu bereits geschlossenen Ubereinkiinften

Internationale Ubereinkiinfte, die die Ubermittlung personenbezogener Daten an Drittlander oder
internationale Organisationen mit sich bringen, die von den Mitgliedstaaten vor dem ... [Tag des
Inkrafttretens dieser Verordnung] abgeschlossen wurden und die im Einklang mit dem vor dem ...
[Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung] geltenden Unionsrecht stehen, bleiben in Kraft, bis sie

geéndert, ersetzt oder geklndigt werden.

Artikel 97

Berichte der Kommission

(@D)] Bis zum ... [4 Jahre nach dem Tag des Inkrafttretens dieser Verordnung] und danach alle
vier Jahre legt die Kommission dem Européischen Parlament und dem Rat einen Bericht
uiber die Bewertung und Uberpriifung dieser Verordnung vor. Die Berichte werden

offentlich gemacht.

2 Im Rahmen der Bewertungen und Uberpriifungen nach Absatz 1 priift die Kommission

insbesondere die Anwendung und die Wirkungsweise

a) des Kapitels V uber die Ubermittlung personenbezogener Daten an Drittlander oder
an internationale Organisationen insbesondere im Hinblick auf die gemaR Artikel 45
Absatz 3 der vorliegenden Verordnung erlassenen Beschliisse sowie die gemaR
Artikel 25 Absatz 6 der Richtlinie 95/46/EG erlassenen Feststellungen,

b) des Kapitels VII Gber Zusammenarbeit und Kohérenz.
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3 Fur den in Absatz 1 genannten Zweck kann die Kommission Informationen von den

Mitgliedstaaten und den Aufsichtsbehdrden anfordern.

4 Bei den in den Absatzen 1 und 2 genannten Bewertungen und Uberpriifungen
berlcksichtigt die Kommission die Standpunkte und Feststellungen des Européischen

Parlaments, des Rates und anderer einschlégiger Stellen oder Quellen.

5) Die Kommission legt erforderlichenfalls geeignete Vorschlage zur Anderung dieser
Verordnung vor und bertcksichtigt dabei insbesondere die Entwicklungen in der

Informationstechnologie und die Fortschritte in der Informationsgesellschaft.

Artikel 98

Uberpriifung anderer Rechtsakte der Union zum Datenschutz

Die Kommission legt gegebenenfalls Gesetzgebungsvorschlage zur Anderung anderer Rechtsakte
der Union zum Schutz personenbezogener Daten vor, damit ein einheitlicher und koharenter Schutz
natlrlicher Personen bei der Verarbeitung sichergestellt wird. Dies betrifft insbesondere die
Vorschriften zum Schutz nattrlicher Personen bei der Verarbeitung solcher Daten durch die

Organe, Einrichtungen, Amter und Agenturen der Union und zum freien Verkehr solcher Daten.
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Artikel 99

Inkrafttreten und Anwendung

(@) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der

Europdischen Union in Kraft.

(@) Sie gilt ab ... [zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung].

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Geschehen zu ... am

Im Namen des Europaischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prasident Der Prasident
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	a) im Rahmen einer Tätigkeit, die nicht in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt,
	b) durch die Mitgliedstaaten im Rahmen von Tätigkeiten, die in den Anwendungsbereich von Titel V Kapitel 2 EUV fallen,
	c) durch natürliche Personen zur Ausübung ausschließlich persönlicher oder familiärer Tätigkeiten,
	d) durch die zuständigen Behörden zum Zwecke der Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder der Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit.
	a) betroffenen Personen in der Union Waren oder Dienstleistungen anzubieten, unabhängig davon, ob von diesen betroffenen Personen eine Zahlung zu leisten ist;
	b) das Verhalten betroffener Personen zu beobachten, soweit ihr Verhalten in der Union erfolgt.
	a) im Falle eines Verantwortlichen mit Niederlassungen in mehr als einem Mitgliedstaat den Ort seiner Hauptverwaltung in der Union, es sei denn, die Entscheidungen hinsichtlich der Zwecke und Mittel der Verarbeitung personenbezogener Daten werden in e...
	b) im Falle eines Auftragsverarbeiters mit Niederlassungen in mehr als einem Mitgliedstaat den Ort seiner Hauptverwaltung in der Union oder, sofern der Auftragsverarbeiter keine Hauptverwaltung in der Union hat, die Niederlassung des Auftragsverarbeit...
	a) der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats dieser Aufsichtsbehörde niedergelassen ist,
	b) diese Verarbeitung erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen mit Wohnsitz im Mitgliedstaat dieser Aufsichtsbehörde hat oder haben kann oder
	c) eine Beschwerde bei dieser Aufsichtsbehörde eingereicht wurde;
	a) eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tätigkeiten von Niederlassungen eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der Union in mehr als einem Mitgliedstaat erfolgt, wenn der Verantwortliche oder Auftragsverarbei...
	b) eine Verarbeitung personenbezogener Daten, die im Rahmen der Tätigkeiten einer einzelnen Niederlassung eines Verantwortlichen oder eines Auftragsverarbeiters in der Union erfolgt, die jedoch erhebliche Auswirkungen auf betroffene Personen in mehr a...
	a) auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Person nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden ("Rechtmäßigkeit, Verarbeitung nach Treu und Glauben, Transparenz");
	b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet werden; eine Weiterverarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wis...
	c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sein ("Datenminimierung");
	d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hinblick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder bericht...
	e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, erforderlich ist; personenbezogene Daten dürfen länger gespeichert werden, soweit di...
	f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personenbezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder u...
	a) Die betroffene Person hat ihre Einwilligung zu der Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke gegeben;
	b) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen;
	c) die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der der Verantwortliche unterliegt;
	d) die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person zu schützen;
	e) die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde;
	f) die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten erfor...
	Unterabsatz 1 Buchstabe f gilt nicht für die von Behörden in Erfüllung ihrer Aufgaben vorgenommene Verarbeitung.
	a) Unionsrecht oder
	b) das Recht der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt.
	Der Zweck der Verarbeitung muss in dieser Rechtsgrundlage festgelegt oder hinsichtlich der Verarbeitung gemäß Absatz 1 Buchstabe e für die Erfüllung einer Aufgabe erforderlich sein, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gew...
	a) jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die die personenbezogenen Daten erhoben wurden, und den Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbeitung,
	b) den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, insbesondere hinsichtlich des Verhältnisses zwischen den betroffenen Personen und dem Verantwortlichen,
	c) die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besondere Kategorien personenbezogener Daten gemäß Artikel 9 verarbeitet werden oder ob personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemäß Artikel 10 verarbeitet werden,
	d) die möglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung für die betroffenen Personen,
	e) das Vorhandensein geeigneter Garantien, wozu Verschlüsselung oder Pseudonymisierung gehören kann.
	Die Mitgliedstaaten können durch Rechtsvorschriften zu diesen Zwecken eine niedrigere Altersgrenze vorsehen, die jedoch nicht unter dem vollendeten dreizehnten Lebensjahr liegen darf.
	a) Die betroffene Person hat in die Verarbeitung der genannten personenbezogenen Daten für einen oder mehrere festgelegte Zwecke ausdrücklich eingewilligt, es sei denn, nach Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten kann das Verbot nach Absatz 1 ...
	b) die Verarbeitung ist erforderlich, damit der Verantwortliche oder die betroffene Person die ihm bzw. ihr aus dem Arbeitsrecht und dem Recht der sozialen Sicherheit und des Sozialschutzes erwachsenden Rechte ausüben und seinen bzw. ihren diesbezügli...
	c) die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person erforderlich und die betroffene Person ist aus körperlichen oder rechtlichen Gründen außerstande, ihre Einwilligung zu geben,
	d) die Verarbeitung erfolgt auf der Grundlage geeigneter Garantien durch eine politisch, weltanschaulich, religiös oder gewerkschaftlich ausgerichtete Stiftung, Vereinigung oder sonstige Organisation ohne Gewinnerzielungsabsicht im Rahmen ihrer rechtm...
	e) die Verarbeitung bezieht sich auf personenbezogene Daten, die die betroffene Person offensichtlich öffentlich gemacht hat,
	f) die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen oder bei Handlungen der Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit erforderlich,
	g) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische Maßnahmen z...
	h) die Verarbeitung ist für Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, für die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des Beschäftigten, für die medizinische Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im Gesundheits- oder Sozialbereich oder fü...
	i) die Verarbeitung ist aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit, wie dem Schutz vor schwerwiegenden grenzüberschreitenden Gesundheitsgefahren oder zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und Sicherheitsstandards bei ...
	j) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des Unionsrechts oder des Rechts eines Mitgliedstaats, das in angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische Maßnahmen z...
	a) ein angemessenes Entgelt verlangen, bei dem die Verwaltungskosten für die Unterrichtung oder die Mitteilung oder die Durchführung der beantragten Maßnahme berücksichtigt werden, oder
	b) sich weigern, aufgrund des Antrags tätig zu werden.
	Der Verantwortliche hat den Nachweis für den offenkundig unbegründeten oder exzessiven Charakter des Antrags zu erbringen.
	a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines Vertreters;
	b) gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;
	c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;
	d) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;
	e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten und
	f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation zu übermitteln, sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Fall...
	a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;
	b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sow...
	c) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf er...
	d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
	e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene Person verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche mögli...
	f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten A...
	a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines Vertreters;
	b) zusätzlich die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;
	c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;
	d) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;
	e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten;
	f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an einen Empfänger in einem Drittland oder einer internationalen Organisation zu übermitteln, sowie das Vorhandensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der ...
	a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;
	b) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten Interessen, die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;
	c) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die betreffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder auf Einschränkung der Verarbeitung und eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie...
	d) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne dass die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf er...
	e) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
	f) aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten stammen und gegebenenfalls ob sie aus öffentlich zugänglichen Quellen stammen;
	g) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten A...
	a) unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände der Verarbeitung der personenbezogenen Daten innerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung der personenbezogenen Daten, längstens jedoch innerhalb eines Monats,
	b) falls die personenbezogenen Daten zur Kommunikation mit der betroffenen Person verwendet werden sollen, spätestens zum Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie, oder,
	c) falls die Offenlegung an einen anderen Empfänger beabsichtigt ist, spätestens zum Zeitpunkt der ersten Offenlegung.
	a) die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt,
	b) die Erteilung dieser Informationen sich als unmöglich erweist oder einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde; dies gilt insbesondere für die Verarbeitung für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder histo...
	c) die Erlangung oder Offenlegung durch Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt und die geeignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person vorsehen, ausdrücklich gerege...
	d) die personenbezogenen Daten gemäß dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten dem Berufsgeheimnis, einschließlich einer satzungsmäßigen Geheimhaltungspflicht, unterliegen und daher vertraulich behandelt werden müssen.
	a) die Verarbeitungszwecke;
	b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden;
	c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, insbesondere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen;
	d) falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;
	e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung;
	f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
	g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben werden, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten;
	h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten ...
	a) Die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig.
	b) Die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a stützte, und es fehlt an einer anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung.
	c) Die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbeitung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung vor, oder die betroffene Person legt gemäß Artikel 21 Absatz 2 Widerspruch gegen d...
	d) Die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet.
	e) Die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten erforderlich, dem der Verantwortliche unterliegt.
	f) Die personenbezogenen Daten wurden in Bezug auf angebotene Dienste der Informationsgesellschaft gemäß Artikel 8 Absatz 1 erhoben.
	a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information;
	b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Au...
	c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit gemäß Artikel 9 Absatz 2 Buchstaben h und i sowie Artikel 9 Absatz 3;
	d) für im öffentlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke gemäß Artikel 89 Absatz 1, soweit das in Absatz 1 genannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dies...
	e) zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen.
	a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten von der betroffenen Person bestritten wird, und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Richtigkeit der personenbezogenen Daten zu überprüfen,
	b) die Verarbeitung unrechtmäßig ist und die betroffene Person die Löschung der personenbezogenen Daten ablehnt und stattdessen die Einschränkung der Nutzung der personenbezogenen Daten verlangt;
	c) der Verantwortliche die personenbezogenen Daten für die Zwecke der Verarbeitung nicht länger benötigt, die betroffene Person sie jedoch zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt, oder
	d) die betroffene Person Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß Artikel 21 Absatz 1 eingelegt hat, solange noch nicht feststeht, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen.
	a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a oder auf einem Vertrag gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b beruht und
	b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt.
	a) für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags zwischen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen erforderlich ist,
	b) aufgrund von Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten, denen der Verantwortliche unterliegt, zulässig ist und diese Rechtsvorschriften angemessene Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten Interessen der be...
	c) mit ausdrücklicher Einwilligung der betroffenen Person erfolgt.
	a) die nationale Sicherheit;
	b) die Landesverteidigung;
	c) die öffentliche Sicherheit;
	d) die Verhütung, Ermittlung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten oder die Strafvollstreckung, einschließlich des Schutzes vor und der Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit;
	e) den Schutz sonstiger wichtiger Ziele des allgemeinen öffentlichen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, insbesondere eines wichtigen wirtschaftlichen oder finanziellen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats, etwa im Währungs-, Hau...
	f) den Schutz der Unabhängigkeit der Justiz und den Schutz von Gerichtsverfahren;
	g) die Verhütung, Aufdeckung, Ermittlung und Verfolgung von Verstößen gegen die berufsständischen Regeln reglementierter Berufe;
	h) Kontroll-, Überwachungs- und Ordnungsfunktionen, die dauernd oder zeitweise mit der Ausübung öffentlicher Gewalt für die unter den Buchstaben a, b, c, d, e und g genannten Zwecke verbunden sind;
	i) den Schutz der betroffenen Person oder der Rechte und Freiheiten anderer Personen;
	j) die Durchsetzung zivilrechtlicher Ansprüche.
	a) die Zwecke der Verarbeitung oder die Verarbeitungskategorien,
	b) die Kategorien personenbezogener Daten,
	c) den Umfang der vorgenommenen Beschränkungen,
	d) die Garantien gegen Missbrauch oder unrechtmäßigen Zugang oder unrechtmäßige Übermittlung;
	e) die Angaben zu dem Verantwortlichen oder den Kategorien von Verantwortlichen,
	f) die jeweiligen Speicherfristen sowie die geltenden Garantien unter Berücksichtigung von Art, Umfang und Zwecken der Verarbeitung oder der Verarbeitungskategorien,
	g) die Risiken für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen und
	h) das Recht der betroffenen Personen auf Unterrichtung über die Beschränkung, sofern dies nicht dem Zweck der Beschränkung abträglich ist.
	a) eine Verarbeitung, die gelegentlich erfolgt, nicht die umfangreiche Verarbeitung besonderer Datenkategorien im Sinne des Artikels 9 Absatz 1 oder die umfangreiche Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Stra...
	b) Behörden oder öffentliche Stellen.
	a) die personenbezogenen Daten nur auf dokumentierte Weisung des Verantwortlichen – auch in Bezug auf die Übermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland oder eine internationale Organisation – verarbeitet, sofern er nicht durch das Recht der Un...
	b) gewährleistet, dass sich die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befugten Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer angemessenen gesetzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen;
	c) alle gemäß Artikel 32 erforderlichen Maßnahmen ergreift;
	d) die in den Absätzen 2 und 4 genannten Bedingungen für die Inanspruchnahme der Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters einhält;
	e) angesichts der Art der Verarbeitung den Verantwortlichen nach Möglichkeit mit geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen dabei unterstützt, seiner Pflicht zur Beantwortung von Anträgen auf Wahrnehmung der in Kapitel III genannten Rechte...
	f) unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfügung stehenden Informationen den Verantwortlichen bei der Einhaltung der in den Artikeln 32 bis 36 genannten Pflichten unterstützt;
	g) nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistungen alle personenbezogenen Daten nach Wahl des Verantwortlichen entweder löscht oder zurückgibt, sofern nicht nach dem Unionsrecht oder dem Recht der Mitgliedstaaten eine Verpflichtung zur Speic...
	h) dem Verantwortlichen alle erforderlichen Informationen zum Nachweis der Einhaltung der in diesem Artikel niedergelegten Pflichten zur Verfügung stellt und Überprüfungen – einschließlich Inspektionen –, die vom Verantwortlichen oder einem anderen v...
	Mit Blick auf Unterabsatz 1 Buchstabe h informiert der Auftragsverarbeiter den Verantwortlichen unverzüglich, falls er der Auffassung ist, dass eine Weisung gegen diese Verordnung oder gegen andere Datenschutzbestimmungen der Union oder der Mitgliedst...
	a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen und gegebenenfalls des gemeinsam mit ihm Verantwortlichen, des Vertreters des Verantwortlichen sowie eines etwaigen Datenschutzbeauftragten;
	b) die Zwecke der Verarbeitung;
	c) eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien personenbezogener Daten;
	d) die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, einschließlich Empfänger in Drittländern oder internationalen Organisationen;
	e) gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation, einschließlich der Angabe des betreffenden Drittlands oder der betreffenden internationalen Organisation, sowie bei den in Artikel ...
	f) wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung der verschiedenen Datenkategorien;
	g) wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß Artikel 32 Absatz 1.
	a) den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters oder der Auftragsverarbeiter und jedes Verantwortlichen, in dessen Auftrag der Auftragsverarbeiter tätig ist, sowie gegebenenfalls des Vertreters des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbei...
	b) die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag jedes Verantwortlichen durchgeführt werden;
	c) gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisation, einschließlich der Angabe des betreffenden Drittlands oder der betreffenden internationalen Organisation, sowie bei den in Artikel ...
	d) wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß Artikel 32 Absatz 1.
	a) die Pseudonymisierung und Verschlüsselung personenbezogener Daten;
	b) die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer sicherzustellen;
	c) die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zugang zu ihnen bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustellen;
	d) ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung.
	a) eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, soweit möglich mit Angabe der Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffenen Personen, der betroffenen Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffenen personenbez...
	b) den Namen und die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten oder einer sonstigen Anlaufstelle für weitere Informationen;
	c) eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten
	d) eine Beschreibung der von dem Verantwortlichen ergriffenen oder vorgeschlagenen Maßnahmen zur Behebung der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten und gegebenenfalls Maßnahmen zur Abmilderung ihrer möglichen nachteiligen Auswirkungen.
	a) der Verantwortliche geeignete technische und organisatorische Sicherheitsvorkehrungen getroffen hat und diese Vorkehrungen auf die von der Verletzung betroffenen personenbezogenen Daten angewandt wurden, insbesondere solche, durch die die personenb...
	b) der Verantwortliche durch nachfolgende Maßnahmen sichergestellt hat, dass das hohe Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemäß Absatz 1 aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht,
	c) dies mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden wäre. In diesem Fall hat stattdessen eine öffentliche Bekanntmachung oder eine ähnliche Maßnahme zu erfolgen, durch die die betroffenen Personen vergleichbar wirksam informiert werden.
	a) systematische und umfassende Bewertung persönlicher Aspekte natürlicher Personen, die sich auf automatisierte Verarbeitung einschließlich Profiling gründet und die ihrerseits als Grundlage für Entscheidungen dient, die Rechtswirkung gegenüber natür...
	b) umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten gemäß Artikel 9 Absatz 1 oder von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemäß Artikel 10 oder
	c) systematische umfangreiche Überwachung öffentlich zugänglicher Bereiche;
	a) eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgänge und der Zwecke der Verarbeitung, gegebenenfalls einschließlich der von dem Verantwortlichen verfolgten berechtigten Interessen;
	b) eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungsvorgänge in Bezug auf den Zweck;
	c) eine Bewertung der Risiken für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemäß Absatz 1 und
	d) die zur Bewältigung der Risiken geplanten Abhilfemaßnahmen, einschließlich Garantien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfahren, durch die der Schutz personenbezogener Daten sichergestellt und der Nachweis dafür erbracht wird, dass diese Verordnung ein...
	a) gegebenenfalls Angaben zu den jeweiligen Zuständigkeiten des Verantwortlichen, der gemeinsam Verantwortlichen und der an der Verarbeitung beteiligten Auftragsverarbeiter, insbesondere bei einer Verarbeitung innerhalb einer Gruppe von Unternehmen;
	b) die Zwecke und die Mittel der beabsichtigten Verarbeitung;
	c) die zum Schutz der Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemäß dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen und Garantien;
	d) gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;
	e) die Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Artikel 35 und
	f) alle sonstigen von der Aufsichtsbehörde angeforderten Informationen.
	a) die Verarbeitung von einer Behörde oder öffentlichen Stelle durchgeführt wird, mit Ausnahme von Gerichten, die im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit handeln,
	b) die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der Durchführung von Verarbeitungsvorgängen besteht, welche aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs und/oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regelmäßige und systematische Überwachung ...
	c) die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der umfangreichen Verarbeitung besonderer Kategorien von Daten gemäß Artikel 9 oder von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemäß Artikel...
	a) Unterrichtung und Beratung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters und der Beschäftigten, die Verarbeitungen durchführen, hinsichtlich ihrer Pflichten nach dieser Verordnung sowie nach sonstigen Datenschutzvorschriften der Union bzw. der...
	b) Überwachung der Einhaltung dieser Verordnung, anderer Datenschutzvorschriften der Union bzw. der Mitgliedstaaten sowie der Strategien des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters für den Schutz personenbezogener Daten einschließlich der Zuwei...
	c) Beratung – auf Anfrage – im Zusammenhang mit der Datenschutz-Folgenabschätzung und Überwachung ihrer Durchführung gemäß Artikel 35;
	d) Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde;
	e) Tätigkeit als Anlaufstelle für die Aufsichtsbehörde in mit der Verarbeitung zusammenhängenden Fragen, einschließlich der vorherigen Konsultation gemäß Artikel 36, und gegebenenfalls Beratung zu allen sonstigen Fragen.
	a) faire und transparente Verarbeitung;
	b) die berechtigten Interessen des Verantwortlichen in bestimmten Zusammenhängen;
	c) Erhebung personenbezogener Daten;
	d) Pseudonymisierung personenbezogener Daten;
	e) Unterrichtung der Öffentlichkeit und der betroffenen Personen;
	f) Ausübung der Rechte betroffener Personen;
	g) Unterrichtung und Schutz von Kindern und Art und Weise, in der die Einwilligung des Trägers der elterlichen Verantwortung für das Kind einzuholen ist;
	h) die Maßnahmen und Verfahren gemäß den Artikeln 24 und 25 und die Maßnahmen für die Sicherheit der Verarbeitung gemäß Artikel 32;
	i) die Meldung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten an Aufsichtsbehörden und die Benachrichtigung der betroffenen Person von solchen Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten;
	j) die Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer oder an internationale Organisationen oder
	k) außergerichtliche Verfahren und sonstige Streitbeilegungsverfahren zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen Verantwortlichen und betroffenen Personen im Zusammenhang mit der Verarbeitung, unbeschadet der Rechte betroffener Personen gemäß den Artik...
	a) ihre Unabhängigkeit und ihr Fachwissen hinsichtlich des Gegenstands der Verhaltensregeln zur Zufriedenheit der zuständigen Aufsichtsbehörde nachgewiesen hat;
	b) Verfahren festgelegt hat, die es ihr ermöglichen, zu bewerten, ob Verantwortliche und Auftragsverarbeiter die Verhaltensregeln anwenden können, die Einhaltung der Verhaltensregeln durch die Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter zu überwachen und...
	c) Verfahren und Strukturen festgelegt hat, mit denen sie Beschwerden über Verletzungen der Verhaltensregeln oder über die Art und Weise, in der die Verhaltensregeln von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter angewendet werden oder wurden,...
	d) zur Zufriedenheit der zuständigen Aufsichtsbehörde nachgewiesen hat, dass ihre Aufgaben und Pflichten nicht zu einem Interessenkonflikt führen.
	a) der gemäß Artikel 55 oder 56 zuständigen Aufsichtsbehörde;
	b) der nationalen Akkreditierungsstelle, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates21F  im Einklang mit EN-ISO/IEC 17065/2012 und mit den zusätzlichen von der gemäß Artikel 55 oder 56 zuständigen Aufsichtsbehö...
	a) ihre Unabhängigkeit und ihr Fachwissen hinsichtlich des Gegenstands der Zertifizierung zur Zufriedenheit der zuständigen Aufsichtsbehörde nachgewiesen haben;
	b) sich verpflichtet haben, die Kriterien nach Artikel 42 Absatz 5, die von der gemäß Artikel 55 oder 56 zuständigen Aufsichtsbehörde oder – gemäß Artikel 63 – von dem Ausschuss genehmigt wurden, einzuhalten;
	c) Verfahren für die Erteilung, die regelmäßige Überprüfung und den Widerruf der Datenschutzzertifizierung sowie der Datenschutzsiegel und -prüfzeichen festgelegt haben;
	d) Verfahren und Strukturen festgelegt haben, mit denen sie Beschwerden über Verletzungen der Zertifizierung oder die Art und Weise, in der die Zertifizierung von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter umgesetzt wird oder wurde, nachgehen u...
	e) zur Zufriedenheit der zuständigen Aufsichtsbehörde nachgewiesen haben, dass ihre Aufgaben und Pflichten nicht zu einem Interessenkonflikt führen.
	a) die Rechtsstaatlichkeit, die Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, die in dem betreffenden Land bzw. bei der betreffenden internationalen Organisation geltenden einschlägigen Rechtsvorschriften sowohl allgemeiner als auch sektoraler Art –...
	b) die Existenz und die wirksame Funktionsweise einer oder mehrerer unabhängiger Aufsichtsbehörden in dem betreffenden Drittland oder denen eine internationale Organisation untersteht und die für die Einhaltung und Durchsetzung der Datenschutzvorschr...
	c) die von dem betreffenden Drittland bzw. der betreffenden internationalen Organisation eingegangenen internationalen Verpflichtungen oder andere Verpflichtungen, die sich aus rechtsverbindlichen Übereinkünften oder Instrumenten sowie aus der Teilnah...
	In hinreichend begründeten Fällen äußerster Dringlichkeit erlässt die Kommission gemäß dem in Artikel 93 Absatz 3 genannten Verfahren sofort geltende Durchführungsrechtsakte."
	a) einem rechtlich bindenden und durchsetzbaren Dokument zwischen den Behörden oder öffentlichen Stellen,
	b) verbindlichen internen Datenschutzvorschriften gemäß Artikel 47,
	c) Standarddatenschutzklauseln, die von der Kommission gemäß dem Prüfverfahren nach Artikel 93 Absatz 2 erlassen werden,
	d) von einer Aufsichtsbehörde angenommenen Standarddatenschutzklauseln, die von der Kommission gemäß dem Prüfverfahren nach Artikel 93 Absatz 2 genehmigt wurden,
	e) genehmigten Verhaltensregeln gemäß Artikel 40 zusammen mit rechtsverbindlichen und durchsetzbaren Verpflichtungen des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in dem Drittland zur Anwendung der geeigneten Garantien, einschließlich in Bezug au...
	f) einem genehmigten Zertifizierungsmechanismus gemäß Artikel 42 zusammen mit rechtsverbindlichen und durchsetzbaren Verpflichtungen des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in dem Drittland zur Anwendung der geeigneten Garantien, einschließ...
	a) Vertragsklauseln, die zwischen dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter und dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter oder dem Empfänger der personenbezogenen Daten im Drittland oder der internationalen Organisation vereinbart wurden, ...
	b) Bestimmungen, die in Verwaltungsvereinbarungen zwischen Behörden oder öffentlichen Stellen aufzunehmen sind und durchsetzbare und wirksame Rechte für die betroffenen Personen einschließen.
	a) rechtlich bindend sind, für alle betreffenden Mitglieder der Unternehmensgruppe oder einer Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstätigkeit ausüben, gelten und von diesen Mitgliedern durchgesetzt werden, und dies auch für ihre Besch...
	b) den betroffenen Personen ausdrücklich durchsetzbare Rechte in Bezug auf die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten übertragen und
	c) die in Absatz 2 festgelegten Anforderungen erfüllen.
	a) Struktur und Kontaktdaten der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstätigkeit ausüben, und jedes ihrer Mitglieder;
	b) die betreffenden Datenübermittlungen oder Reihen von Datenübermittlungen einschließlich der betreffenden Arten personenbezogener Daten, Art und Zweck der Datenverarbeitung, Art der betroffenen Personen und das betreffende Drittland beziehungsweise...
	c) interne und externe Rechtsverbindlichkeit der betreffenden internen Datenschutzvorschriften;
	d) die Anwendung der allgemeinen Datenschutzgrundsätze, insbesondere Zweckbindung, Datenminimierung, begrenzte Speicherfristen, Datenqualität, Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen, Rechtsgrundlage für d...
	e) die Rechte der betroffenen Personen in Bezug auf die Verarbeitung und die diesen offenstehenden Mittel zur Wahrnehmung dieser Rechte einschließlich des Rechts, nicht einer ausschließlich auf einer automatisierten Verarbeitung – einschließlich Profi...
	f) die von dem in einem Mitgliedstaat niedergelassenen Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter übernommene Haftung für etwaige Verstöße eines nicht in der Union niedergelassenen betreffenden Mitglieds der Unternehmensgruppe gegen die verbindlichen i...
	g) die Art und Weise, wie die betroffenen Personen über die Bestimmungen der Artikel 13 und 14 hinaus über die verbindlichen internen Datenschutzvorschriften und insbesondere über die unter den Buchstaben d, e und f dieses Absatzes genannten Aspekte ...
	h) die Aufgaben jedes gemäß Artikel 37 benannten Datenschutzbeauftragten oder jeder anderen Person oder Einrichtung, die mit der Überwachung der Einhaltung der verbindlichen internen Datenschutzvorschriften in der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Un...
	i) die Beschwerdeverfahren;
	j) die innerhalb der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstätigkeit ausüben, bestehenden Verfahren zur Überprüfung der Einhaltung der verbindlichen internen Datenschutzvorschriften. Derartige Verfahren beinhal...
	k) die Verfahren für die Meldung und Erfassung von Änderungen der Vorschriften und ihre Meldung an die Aufsichtsbehörde;
	l) die Verfahren für die Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde, die die Befolgung der Vorschriften durch sämtliche Mitglieder der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstätigkeit ausüben, gewährleisten, insbe...
	m) die Meldeverfahren zur Unterrichtung der zuständigen Aufsichtsbehörde über jegliche für ein Mitglied der Unternehmensgruppe oder Gruppe von Unternehmen, die eine gemeinsame Wirtschaftstätigkeit ausüben, in einem Drittland geltenden rechtlichen Best...
	n) geeignete Datenschutzschulungen für Personal mit ständigem oder regelmäßigem Zugang zu personenbezogenen Daten.
	a) die betroffene Person hat in die vorgeschlagene Datenübermittlung ausdrücklich eingewilligt, nachdem sie über die für sie bestehenden möglichen Risiken derartiger Datenübermittlungen ohne Vorliegen eines Angemessenheitsbeschlusses und ohne geeignet...
	b) die Übermittlung ist für die Erfüllung eines Vertrags zwischen der betroffenen Person und dem Verantwortlichen oder zur Durchführung von vorvertraglichen Maßnahmen auf Antrag der betroffenen Person erforderlich,
	c) die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur Erfüllung eines im Interesse der betroffenen Person von dem Verantwortlichen mit einer anderen natürlichen oder juristischen Person geschlossenen Vertrags erforderlich,
	d) die Übermittlung ist aus wichtigen Gründen des öffentlichen Interesses notwendig,
	e) die Übermittlung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich,
	f) die Übermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person oder anderer Personen erforderlich, sofern die betroffene Person aus physischen oder rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu geben,
	g) die Übermittlung erfolgt aus einem Register, das gemäß dem Recht der Union oder der Mitgliedstaaten zur Information der Öffentlichkeit bestimmt ist und entweder der gesamten Öffentlichkeit oder allen Personen, die ein berechtigtes Interesse nachwei...
	Falls die Übermittlung nicht auf eine Bestimmung der Artikel 45 oder 46 – einschließlich der verbindlichen internen Datenschutzvorschriften – gestützt werden könnte und keine der Ausnahmen für einen bestimmten Fall gemäß den Buchstaben a bis g des vo...
	– vom Parlament,
	– von der Regierung,
	– vom Staatsoberhaupt oder
	– von einer unabhängigen Stelle, die nach dem Recht des Mitgliedstaats mit der Ernennung betraut wird.
	a) die Errichtung jeder Aufsichtsbehörde,
	b) die erforderlichen Qualifikationen und sonstigen Voraussetzungen für die Ernennung zum Mitglied jeder Aufsichtsbehörde;
	c) die Vorschriften und Verfahren für die Ernennung des Mitglieds oder der Mitglieder jeder Aufsichtsbehörde,
	d) die Amtszeit des Mitglieds oder der Mitglieder jeder Aufsichtsbehörde von mindestens vier Jahren; dies gilt nicht für die erste Amtszeit nach … [Datum des Inkrafttretens dieser Verordnung], die für einen Teil der Mitglieder kürzer sein kann, wenn e...
	e) die Frage, ob und – wenn ja – wie oft das Mitglied oder die Mitglieder jeder Aufsichtsbehörde wiederernannt werden können,
	f) die Bedingungen im Hinblick auf die Pflichten des Mitglieds oder der Mitglieder und der Bediensteten jeder Aufsichtsbehörde, die Verbote von Handlungen, beruflichen Tätigkeiten und Vergütungen während und nach der Amtszeit, die mit diesen Pflichten...
	a) die Anwendung dieser Verordnung überwachen und durchsetzen;
	b) die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusammenhang mit der Verarbeitung sensibilisieren und sie darüber aufklären. Besondere Beachtung finden dabei spezifische Maßnahmen für Kinder;
	c) im Einklang mit dem Recht des Mitgliedsstaats das nationale Parlament, die Regierung und andere Einrichtungen und Gremien über legislative und administrative Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten natürlicher Personen in Bezug auf die Vera...
	d) die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter für die ihnen aus dieser Verordnung entstehenden Pflichten sensibilisieren;
	e) auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen über die Ausübung ihrer Rechte aufgrund dieser Verordnung zur Verfügung stellen und gegebenenfalls zu diesem Zweck mit den Aufsichtsbehörden in anderen Mitgliedstaaten zusammenarbeiten;
	f) sich mit Beschwerden einer betroffenen Person oder Beschwerden einer Stelle, einer Organisation oder eines Verbandes gemäß Artikel 80 befassen, den Gegenstand der Beschwerde in angemessenem Umfang untersuchen und den Beschwerdeführer innerhalb eine...
	g) mit anderen Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten, auch durch Informationsaustausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die einheitliche Anwendung und Durchsetzung dieser Verordnung zu gewährleisten;
	h) Untersuchungen über die Anwendung dieser Verordnung durchführen, auch auf der Grundlage von Informationen einer anderen Aufsichtsbehörde oder einer anderen Behörde;
	i) maßgebliche Entwicklungen verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz personenbezogener Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der Informations- und Kommunikationstechnologie und der Geschäftspraktiken;
	j) Standardvertragsklauseln im Sinne des Artikels 28 Absatz 8 und des Artikels 46 Absatz 2 Buchstabe d festlegen;
	k) eine Liste der Verarbeitungsarten erstellen und führen, für die gemäß Artikel 35 Absatz 4 eine Datenschutz-Folgenabschätzung durchzuführen ist;
	l) Beratung in Bezug auf die in Artikel 36 Absatz 2 genannten Verarbeitungsvorgänge leisten;
	m) die Ausarbeitung von Verhaltensregeln gemäß Artikel 40 fördern und zu diesen Verhaltensregeln, die ausreichende Garantien im Sinne des Artikels 40 Absatz 5 bieten müssen, Stellungnahmen abgeben und sie billigen;
	n) die Einführung von Datenschutzzertifizierungsmechanismen und von Datenschutzsiegeln und -prüfzeichen nach Artikel 42 Absatz 1 anregen und Zertifizierungskriterien nach Artikel 42 Absatz 5 billigen;
	o) gegebenenfalls die nach Artikel 42 Absatz 7 erteilten Zertifizierungen regelmäßig überprüfen;
	p) die Kriterien für die Akkreditierung einer Stelle für die Überwachung der Einhaltung der Verhaltensregeln gemäß Artikel 41 und einer Zertifizierungsstelle gemäß Artikel 43 abfassen und veröffentlichen
	q) die Akkreditierung einer Stelle für die Überwachung der Einhaltung der Verhaltensregeln gemäß Artikel 41 und einer Zertifizierungsstelle gemäß Artikel 43 vornehmen;
	r) Vertragsklauseln und Bestimmungen im Sinne des Artikels 46 Absatz 3 genehmigen;
	s) verbindliche interne Vorschriften gemäß Artikel 47 genehmigen;
	t) Beiträge zur Tätigkeit des Ausschusses leisten;
	u) interne Verzeichnisse über Verstöße gegen diese Verordnung und gemäß Artikel 58 Absatz 2 ergriffene Maßnahmen und
	v) jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Daten erfüllen.
	a) den Verantwortlichen, den Auftragsverarbeiter und gegebenenfalls den Vertreter des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters anzuweisen, alle Informationen bereitzustellen, die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind,
	b) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprüfungen durchzuführen,
	c) eine Überprüfung der nach Artikel 42 Absatz 7 erteilten Zertifizierungen durchzuführen,
	d) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter auf einen vermeintlichen Verstoß gegen diese Verordnung hinzuweisen,
	e) von dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter Zugang zu allen personenbezogenen Daten und Informationen, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendig sind, zu erhalten,
	f) gemäß dem Verfahrensrecht der Union oder dem Verfahrensrecht des Mitgliedstaats Zugang zu den Geschäftsräumen, einschließlich aller Datenverarbeitungsanlagen und -geräte, des Verantwortlichen und des Auftragsverarbeiters zu erhalten.
	a) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu warnen, dass beabsichtigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen diese Verordnung verstoßen,
	b) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu verwarnen, wenn er mit Verarbeitungsvorgängen gegen diese Verordnung verstoßen hat,
	c) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, den Anträgen der betroffenen Person auf Ausübung der ihr nach dieser Verordnung zustehenden Rechte zu entsprechen,
	d) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, Verarbeitungsvorgänge gegebenenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines bestimmten Zeitraums in Einklang mit dieser Verordnung zu bringen,
	e) den Verantwortlichen anzuweisen, die von einer Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten betroffenen Person entsprechend zu benachrichtigen,
	f) eine vorübergehende oder endgültige Beschränkung der Verarbeitung, einschließlich eines Verbots, zu verhängen,
	g) die Berichtigung oder Löschung von personenbezogenen Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung gemäß den Artikeln 16, 17 und 18 und die Unterrichtung der Empfänger, an die diese personenbezogenen Daten gemäß Artikel 17 Absatz 2 und Artikel 19 o...
	h) eine Zertifizierung zu widerrufen oder die Zertifizierungsstelle anzuweisen, eine gemäß den Artikel 42 und 43 erteilte Zertifizierung zu widerrufen, oder die Zertifizierungsstelle anzuweisen, keine Zertifizierung zu erteilen, wenn die Voraussetzung...
	i) eine Geldbuße gemäß Artikel 83 zu verhängen, zusätzlich zu oder anstelle von in diesem Absatz genannten Maßnahmen, je nach den Umständen des Einzelfalls,
	j) die Aussetzung der Übermittlung von Daten an einen Empfänger in einem Drittland oder an eine internationale Organisation anzuordnen.
	a) gemäß dem Verfahren der vorherigen Konsultation nach Artikel 36 den Verantwortlichen zu beraten,
	b) zu allen Fragen, die im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Daten stehen, von sich aus oder auf Anfrage Stellungnahmen an das nationale Parlament, die Regierung des Mitgliedstaats oder im Einklang mit dem Recht des Mitgliedstaats an sonst...
	c) die Verarbeitung gemäß Artikel 36 Absatz 5 zu genehmigen, falls im Recht des Mitgliedstaats eine derartige vorherige Genehmigung verlangt wird,
	d) eine Stellungnahme abzugeben und Entwürfe von Verhaltensregeln gemäß Artikel 40 Absatz 5 zu billigen,
	e) Zertifizierungsstellen gemäß Artikel 43 zu akkreditieren,
	f) im Einklang mit Artikel 42 Absatz 5 Zertifizierungen zu erteilen und Kriterien für die Zertifizierung zu billigen,
	g) Standarddatenschutzklauseln nach Artikel 28 Absatz 82c und Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe d festzulegen,
	h) Vertragsklauseln gemäß Artikel 46 Absatz 3 Buchstabe a zu genehmigen,
	i) Verwaltungsvereinbarungen gemäß Artikel 46 Absatz 3 Buchstabe b zu genehmigen
	j) verbindliche interne Vorschriften gemäß Artikel 47 zu genehmigen.
	a) sie für den Gegenstand des Ersuchens oder für die Maßnahmen, die sie durchführen soll, nicht zuständig ist oder
	b) ein Eingehen auf das Ersuchen gegen diese Verordnung verstoßen würde oder gegen das Unionsrecht oder das Recht der Mitgliedstaaten, dem die Aufsichtsbehörde, bei der das Ersuchen eingeht, unterliegt.
	a) der Annahme einer Liste der Verarbeitungsvorgänge dient, die der Anforderung einer Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Artikel 35 Absatz 4 unterliegen,
	b) eine Angelegenheit gemäß Artikel 40 Absatz 7 und damit die Frage betrifft, ob ein Entwurf von Verhaltensregeln oder eine Änderung oder Ergänzung von Verhaltensregeln mit dieser Verordnung in Einklang steht,
	c) der Billigung der Kriterien für die Akkreditierung einer Stelle nach Artikel 41 Absatz 3 oder einer Zertifizierungsstelle nach Artikel 43 Absatz 3 dient,
	d) der Festlegung von Standard-Datenschutzklauseln gemäß Artikel 46 Absatz 2 Buchstabe d und Artikel 28 Absatz 8 dient,
	e) der Genehmigung von Vertragsklauseln gemäß Artikels 46 Absatz 3 Buchstabe a dient, oder
	f) der Annahme verbindlicher interner Vorschriften im Sinne von Artikel 47 dient.
	a) unter Verwendung eines standardisierten Formats die Mitglieder des Ausschusses und die Kommission über alle zweckdienlichen Informationen, die ihm zugegangen sind. Soweit erforderlich stellt das Sekretariat des Ausschusses Übersetzungen der zweckdi...
	b) je nach Fall die in den Absätzen 1 und 2 genannte Aufsichtsbehörde und die Kommission über die Stellungnahme und veröffentlicht sie.
	a) wenn eine betroffene Aufsichtsbehörde in einem Fall nach Artikel 60 Absatz 4 einen maßgeblichen und begründeten Einspruch gegen einen Beschlussentwurf der federführenden Behörde eingelegt hat oder die federführende Behörde einen Einspruch als nicht...
	b) wenn es widersprüchliche Standpunkte dazu gibt, welche der betroffenen Aufsichtsbehörden für die Hauptniederlassung zuständig ist,
	c) wenn eine zuständige Aufsichtsbehörde in den in Artikel 64 Absatz 1 genannten Fällen keine Stellungnahme des Ausschusses einholt oder der Stellungnahme des Ausschusses gemäß Artikel 64 nicht folgt. In diesem Fall kann jede betroffene Aufsichtsbehör...
	a) Überwachung und Sicherstellung der ordnungsgemäßen Anwendung dieser Verordnung in den in den Artikeln 64 und 65 genannten Fällen unbeschadet der Aufgaben der nationalen Aufsichtsbehörden;
	b) Beratung der Kommission in allen Fragen, die im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Daten in der Union stehen, einschließlich etwaiger Vorschläge zur Änderung dieser Verordnung;
	c) Beratung der Kommission über das Format und die Verfahren für den Austausch von Informationen zwischen den Verantwortlichen, den Auftragsverarbeitern und den Aufsichtsbehörden in Bezug auf verbindliche interne Datenschutzvorschriften;
	d) Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren zu Verfahren für die Löschung gemäß Artikel 17 Absatz 2 von Links zu personenbezogenen Daten oder Kopien oder Replikationen dieser Daten aus öffentlich zugänglichen Kommunikationsd...
	e) Prüfung – von sich aus, auf Antrag eines seiner Mitglieder oder auf Ersuchen der Kommission – von die Anwendung dieser Verordnung betreffenden Fragen und Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren zwecks Sicherstellung eine...
	f) Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren gemäß Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur näheren Bestimmung der Kriterien und Bedingungen für die auf Profiling beruhenden Entscheidungen gemäß Artikel 22 Absatz 2;
	g) Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren gemäß Buchstabe e des vorliegenden Absatzes für die Feststellung von Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten und die Festlegung der Unverzüglichkeit im Sinne des Artikels...
	h) Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren gemäß Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zu den Umständen, unter denen eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und ...
	i) Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren gemäß Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur näheren Bestimmung der in Artikel 47 aufgeführten Kriterien und Anforderungen für die Übermittlungen personenbezogener Daten, die au...
	j) Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren gemäß Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur näheren Bestimmung der Kriterien und Bedingungen für die Übermittlungen personenbezogener Daten gemäß Artikel 49 Absatz 1;
	k) Ausarbeitung von Leitlinien für die Aufsichtsbehörden in Bezug auf die Anwendung von Maßnahmen nach Artikel 58 Absätze 1, 2 und 3 und die Festsetzung von Geldbußen gemäß Artikel 83;
	l) Überprüfung der praktischen Anwendung der unter den Buchstaben e und f genannten Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren;
	m) Bereitstellung von Leitlinien, Empfehlungen und bewährten Verfahren gemäß Buchstabe e des vorliegenden Absatzes zur Festlegung gemeinsamer Verfahren für die von natürlichen Personen vorgenommene Meldung von Verstößen gegen diese Verordnung gemäß A...
	n) Förderung der Ausarbeitung von Verhaltensregeln und der Einrichtung von datenschutzspezifischen Zertifizierungsverfahren sowie Datenschutzsiegeln und -prüfzeichen gemäß den Artikeln 40 und 42;
	o) Akkreditierung von Zertifizierungsstellen und deren regelmäßige Überprüfung gemäß Artikel 43 und Führung eines öffentlichen Registers der akkreditierten Einrichtungen gemäß Artikel 43 Absatz 6 und der in Drittländern niedergelassenen akkreditierten...
	p) Präzisierung der in Artikel 43 Absatz 3 genannten Anforderungen im Hinblick auf die Akkreditierung von Zertifizierungsstellen gemäß Artikel 42;
	q) Abgabe einer Stellungnahme für die Kommission zu den Zertifizierungsanforderungen gemäß Artikel 43 Absatz 8;
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